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Management Summary 

Das Ziel dieser Bachelor-Arbeit ist die Prüfung, ob die Realisierung eines internationalen 

Endlagers für radioaktive Abfälle denkbar ist und ob dies eine valable Alternative zu den na-

tionalen Endlagern ist. Die Idee einer internationalen Lösung ist vor allem durch die Proteste 

der Bevölkerung bei der Suche nach einem Standort für je ein geologisches Tiefenlager für 

die hochaktiven Abfälle und für die schwach- und mittelaktiven Abfälle aufgekommen. 

In der Schweiz konnten im Rahmen eines sicherheitsgerichteten Standortauswahlverfahrens, 

wobei bis heute die erste von insgesamt drei Etappen abgeschlossen wurde, drei potenzielle 

Regionen (Zürich Nord-Ost, Nördlich Lägern und Jura-Ost) für ein geologisches Tiefenlager 

für hochaktive Abfälle und sechs potenzielle Regionen (Zürich Nord-Ost, Südranden, Jura-

Ost, Nördlich Lägern, Jura-Südfuss und Wellenberg) für ein geologisches Tiefenlager für 

schwach- und mittelaktive Abfälle als geeignet oder sogar sehr geeignet eingestuft werden. 

Während der zweiten Etappe werden diese Standorte anhand von sozioökonomischen Krite-

rien weiter überprüft. 

Internationale Lösungen für die Endlagerung von radioaktiven Abfällen wurden in der Ver-

gangenheit bereits angestrebt. Bis heute konnten sich diese allerdings nicht durchsetzen. 

Der Grund dafür ist, dass sich niemand als Standort zur Verfügung stellt, obwohl die wenigs-

ten abgeneigt sind, ihre radioaktiven Abfälle ins Ausland abzugeben. Zudem haben alle 

westlichen und fortgeschrittenen Länder in ihren Gesetzen ein Importverbot für radioaktive 

Abfälle verankert. Eine Lösung muss allerdings bald gefunden werden, da nicht jedes Land 

im Stande ist, seine eigenen Abfälle sicher zu entsorgen. 

Bei möglichen Alternativen der Endlagerung unterscheide ich zwischen nationalen, multinati-

onalen und internationalen Lösungen, wobei bei allen Alternativen die Gewährleistung der 

Sicherheit zwingend sichergestellt werden muss. 

Eine internationale Lösung, das heisst ein Land entscheidet sich, die Abfälle aller anderen 

Länder zu übernehmen, weist zu viele Nachteile auf, wie die enorm langen und teuren 

Transportwege, den Imageverlust als Abfallkübel der Welt oder die Unmöglichkeit, eine Ak-

zeptanz in der Bevölkerung zu erreichen, und kann daher nicht realisiert werden. 

Die am besten geeignete Lösung sind sicherlich nationale Endlager, wobei jedes Land seine 

eigenen Abfälle im eigenen Land entsorgt. Mit einer nationalen Lösung kann die Akzeptanz 
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am einfachsten erreicht werden, wird eine transparente Kommunikation stark vereinfacht und 

der Transport, der nur über kurze Distanzen geführt werden muss, wird erheblich günstiger. 

Bei Ländern, die über ungenügende flüssige Mittel verfügen, keine Demokratie haben oder 

lediglich ein kleines Kernenergieprogramm aufweisen und sich daher die Kosten einer natio-

nalen Lösung verhältnismässig nicht lohnen, ist die Realisierung eines nationalen Endlagers 

ungünstig. In diesen Fällen müssten frühzeitig Verhandlungen aufgenommen werden, um die 

Einführung eines multinationalen Endlagers zu ermöglichen, das heisst mehrere Länder der-

selben Region oder desselben Kontinents suchen zusammen eine Lösung. 

Für die Schweiz ist die Teilnahme an einem multinationalen Endlager auszuschliessen, ei-

nerseits aufgrund ihrer direkten Demokratie und andererseits aufgrund der unterschiedlichen 

Grössen der Kernenergieprogramme der umliegenden Länder und der daraus folgenden 

Ungerechtigkeit. 
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1. Zielsetzung und Fragestellung 

In der Schweiz gibt es Probleme bei der Suche von Standorten für die Endlagerung von ra-

dioaktiven Abfällen. Insgesamt sollen zwei Endlager gebaut werden, eines für schwach- und 

mittelaktive Abfälle (SMA) und eines für hochaktive Abfälle (HAA) (siehe Kapitel 2.6 Stand-

ortwahl). Verschiedene Regionen sind als potenzielle Standortregionen im Gespräch, Zürich 

Nord-Ost, Nördlich Lägern, Jura-Ost, Südranden, Jura-Südfuss und Wellenberg, wobei sich 

jedoch in allen Regionen Unsicherheit und Ablehnung breit macht. In dieser Bachelorarbeit 

soll überprüft werden, ob für die Endlagerung von hochradioaktiven Abfällen auch eine inter-

nationale Lösung realisiert werden könnte. Dazu werde ich die Grundsätze und Konsequen-

zen mit Hilfe von Experten ausarbeiten, um anschliessend einen Vorgehensplan für die Ein-

führung einer internationalen Lösung ausarbeiten zu können. Anschliessend werde ich die 

verschiedenen Möglichkeiten der Endlagerung anhand einer Nutzwertanalyse miteinander 

vergleichen und bewerten, um die am besten geeignete Variante ausfindig zu machen. Zu-

letzt werde ich überprüfen, wie die Schweiz in einer internationalen Lösung teilnehmen könn-

te und was das für die Schweiz und die anderen betroffenen Ländern bedeutend würde. 

Ich habe mir folgende Fragestellungen überlegt, die ich in dieser Arbeit beantworten möchte. 

 Welche Grundvoraussetzungen müssen für ein internationales Endlager vorhanden 

sein? 

 Welches sind die wichtigsten Kriterien, die ein potenzielles ausländisches Standort-

gebiet erfüllen muss? 

 Welche Konsequenzen würden bei einer allfälligen Auslagerung ins Ausland auftre-

ten? 

 Was für Probleme könnten bei einer langfristigen Betrachtung eintreten? 

 Wie müsste die Vorgehensweise einer Auslandauslagerung nach schweizerischem 

Recht gewählt werden? 

 Welche Versuche für die Implementierung eines internationalen Lagers wurden be-

reits getätigt? 

 Wie erfolgt die Kostenverteilung eines internationalen Endlagers? 
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 Was für Risiken sind auf internationaler Ebene vorhanden? 

 Was für politische Probleme und Konsequenzen bringt eine internationale Lösung mit 

sich? 

 Was für verschiedene Optionen der Endlagerung sind denkbar und welche eignen 

sich am besten? 

 Wie müsste die Verantwortung bei einem internationalen Endlager verteilt sein? 

 Wie könnte die Schweiz in einer internationalen Lösung mitwirken? 

 Wer müsste die Kontrolle über ein internationales Endlager tragen? 
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2. Ausgangslage 

In diesem Kapitel wird die Ausgangslage und die Problematik der Standortsuche für ein End-

lager für radioaktive Abfälle erklärt. Nach einem Einblick in die Energie- und Kernkraftwerksi-

tuation der Schweiz werden die daraus resultierenden radioaktiven Abfälle vertieft ange-

schaut. Anschliessend werden die Ziele, Kosten sowie das Konzept der Lagerung detailliert 

erklärt, die mit der Lagermethode Tiefenlagerung erfolgt, die auch weltweit als sicherste Me-

thode gilt. Bevor dann auf die Problematik der Standortwahl eingegangen werden kann, wer-

den die in der Schweiz geltenden gesetzlichen Bestimmungen aufgezeigt. Im letzten Punkt 

Standortwahl wird das Verfahren bis zum Entscheid mit den daraus resultierenden Konse-

quenzen für das Standortgebiet erklärt, bevor dann zuletzt die möglichen Schweizer Stand-

ortregionen aufgezeigt werden und ein Ausblick auf die nächsten Schritte folgt. 

 

2.1 Energiesituation in der Schweiz 

Insgesamt fünf Kernkraftwerke sind in der Schweiz für die Energieproduktion in Betrieb. Die 

Kernenergie wird seit der Inbetriebnahme des ersten Kernkraftwerkes Beznau-I im Jahr 1969 

genutzt. Im Jahr 1972 kamen zwei weitere, Beznau-II und Mühleberg, dazu, im Jahr 1979 

hat das Kernkraftwerk Gösgen seinen Betrieb aufgenommen und zuletzt folgte die Inbetrieb-

nahme des Kernkraftwerkes in Leibstadt 1984 (Nationale Genossenschaft für die Lagerung 

radioaktiver Abfälle [Nagra], 2008b: 10). 

Gemäss der Schweizerischen Gesamtenergiestatistik (Bundesamt für Energie [BFE], 2010: 

39) wird der grösste Teil, rund 55.8%, der gesamten Elektrizitätserzeugung durch Wasser-

kraftwerke generiert, gefolgt von Kernkraftwerken, die knapp 40% generieren. Andere Ener-

giequellen, wie zum Beispiel diverse erneuerbare oder auch fossile Energieträger, spielen 

bis heute noch keine allzu grosse Rolle. Die Atomenergie wird von verschiedenen Seiten 

stark kritisiert, besonders nach dem schweren Erdbeben vom 11. März 2011 und dem nach-

folgenden atomaren Desaster im Kernkraftwerk Fukushima in Japan. Allerdings ist die Atom-

energie kurzfristig nicht wegzudenken. Durch einen sofortigen Ausstieg aus der Atomenergie 

entstünde ein Loch in der Elektrizitätserzeugung, das durch Importe, die nicht unbedingt ga-

rantiert sind, überbrückt werden müsste, wie der Tagesanzeiger am 17. März 2011 berichte-

te (Läubli, 2011). Da auch die Importe aus den angrenzenden Ländern grösstenteils aus der 

Kernenergie kommen würden, müsste nach meinen Überlegungen die Frage über die Ab-
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schaltung oder Erhaltung der Kernkraftwerke in einer grenzüberschreitenden Diskussion ge-

klärt werden. 

 

2.2 Radioaktivität 

Radioaktivität kommt in der Natur überall vor und auch der menschliche Körper enthält ra-

dioaktive Atome, die durch die Atemluft und Nahrung aufgenommen werden. Unser Körper 

kann mit den natürlichen Strahlungswerten offensichtlich umgehen, denn wir leben seit ewi-

gen Zeiten mit ihnen. Jedoch kann eine zu hohe Strahlendosis lebende Zellen schädigen, 

was mit einem hohen Krebsrisiko verbunden ist und letztlich sogar tödlich enden kann 

(Nagra, 2008a). Gemäss Steinmann und Estier (2009: 29) beträgt die durchschnittliche 

Strahlendosis in der Schweiz pro Person und pro Jahr 5.5 Millisievert (Millisievert ist eine 

Masseinheit der Strahlendosis, die zur Bestimmung der Strahlenbelastung biologischer Or-

ganismen und zur Analyse des Strahlenrisikos verwendet wird). Davon sind 70% natürliche 

Strahlungen, wie zum Beispiel körperinnere Strahlungen, Strahlung aus Boden und Gestein 

und kosmische Strahlungen, 25% sind Strahlungen aus der Medizin und 5% sind übrige 

Strahlungen, wie Restradioaktivität von Tschernobyl, Strahlungen aus früheren Kernwaffen-

versuchen und Industrie (Nagra, 2008a).  

Radioaktive Stoffe weisen Halbwertszeiten auf, das heisst die charakteristische Grösse für 

jedes radioaktive Element, in der die Hälfte der vorhandenen Atome zerfällt. Dies bedeutet, 

dass innerhalb dieser Zeit die Radioaktivität um die Hälfte abnimmt (Nagra, 2008a). Die 

Elemente können sehr kurzlebige Halbwertszeiten von wenigen Sekunden aufweisen oder 

von bis zu 4.5 Milliarden Jahren bei dem auf der Erde vorkommenden Uran-238 (Kernener-

gie, ohne Publikationsdatum). 

Radioaktivität oder radioaktiver Zerfall entsteht, wenn ein instabiles Atom sich spontan und 

von selbst umwandelt. Radioaktive Atome sind instabile Atome, die durch Umwandlung ver-

suchen, einen stabilen Zustand zu erreichen, wobei bei der Umwandlung Teilchen des 

Atomkerns herausgeschleudert werden. Bei diesem Prozess werden verschiedene Arten der 

Strahlung freigesetzt. Bei der α- und β- Strahlung sind bei beiden Atomteilchen beteiligt, die 

geringe Reichweiten haben und sich dadurch gut abschirmen lassen. Um die schweren α-

Teilchen zu stoppen, reicht ein Blatt Papier und bei den β-Teilchen werden deren 10 benö-

tigt. Bei der γ-Strahlung handelt es sich um Lichtenergie, die sehr durchdringend wirkt und 

für deren Abschirmung gar Bleiplatten oder Betonwände benötigt werden (Kernenergie, ohne 
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Publikationsdatum). Die Teilchen und die Lichtenergie bilden die ionisierende Strahlung 

(Nagra, 2008a). 

 

2.3 Radioaktive Abfälle 

Als Konsequenz der Kernenergienutzung entstehen radioaktive Abfälle, die gelagert und 

entsorgt werden müssen. Zusätzlich zu den Abfällen aus den fünf Kernkraftwerken entstehen 

zudem auch Abfälle aus Medizin, Industrie und Forschung (MIF) sowie Abfälle aus dem 

Rückbau von Kernkraftwerken und Forschungsanlagen (BFE, 2008a: 2). Gemäss Studien 

sorgen sich sowohl die Kernenergiegegner als auch die Kernenergiebefürworter klar am 

meisten um die nachfolgenden Generationen (Stauffacher, Krütli und Scholz, 2008: 27). Eine 

weitere Tatsache, die innerhalb dieser Studie ersichtlich wurde, ist, dass das Finden eines 

sicheren Standortes durch unsere Generation erfolgen muss und auf keinen Fall auf die 

nachfolgenden Generationen übertragen werden kann. In dieser Hinsicht ist sich die Schwei-

zer Bevölkerung einig (Stauffacher et al., 2008: 39). 

Rund ein Drittel der abgebrannten Schweizer Brennelemente wurde in Frankreich und Eng-

land wiederaufgearbeitet. Die Abfälle, die dabei entstanden sind, mussten zur Entsorgung 

wieder in die Schweiz zurückgenommen werden. Seit 2006 ist ein 10-jähriges Moratorium in 

Kraft, mit dem beschlossen wurde, dass in den nächsten 10 Jahren nicht mehr wiederaufar-

beitet werden darf. Wenn die Wiederaufarbeitung nach Beendigung des Moratoriums nicht 

wieder eingeführt wird, müssen die verbrauchten Brennelemente direkt entsorgt werden 

(Nagra, 2008b: 10). 

Gemäss Artikel 51 der Kernenergieverordnung werden die radioaktiven Abfälle in drei Kate-

gorien eingeteilt. Zum einen sind das die hochaktiven Abfälle (HAA), die aus abgebrannten 

Brennelementen und verglasten Spaltproduktlösungen aus der Wiederaufarbeitung von ab-

gebrannten Brennelementen bestehen. Die alphatoxischen Abfälle (ATA) bestehen aus sol-

chen, die den Wert von 20‘000 Becquerel/g4 (Becquerel ist die Strahlungsintensität eines 

radioaktiven Stoffes, wobei die Aktivität die mittlere Anzahl der Atomkerne angibt, die pro 

Sekunde radioaktiv zerfallen, wobei 1 Becquerel einen Zerfall pro Sekunde bedeutet) kondi-

tionierter Abfall übersteigen. Die dritte Kategorie bilden die schwach- und mittelaktiven Abfäl-

le (SMA), zu denen die restlichen radioaktiven Abfälle gehören. Bei den alphatoxischen Ab-

fällen erfolgt eine Zuordnung zu HAA oder SMA, wenn die Ergebnisse aus der Sicherheits-

analyse für die vorgesehenen Standorte vorliegen (Nagra, 2008c: 4). 
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Bis sich die Schädlichkeit der Abfälle durch den radioaktiven Zerfall verringert hat und auf 

demselben Level von natürlich vorkommenden Stoffen ist, dauert es 30‘000 Jahre bei 

schwach- und mittelaktiven Abfällen und 200‘000 Jahre bei hochaktiven Abfällen (Nagra, 

2010b: 7). Die Abbildung 1 zeigt, dass die Strahlung bei hochaktiven Abfällen über eine be-

schränkte Zeit schnell sinkt und der langlebige Anteil während einer sehr langen Zeit eine 

schwächere Strahlung aufweist. 

 
Abbildung 1: Abnahme der Radioaktivität von verbrauchten Brennelementen nach der Entnahme aus dem Reak-
tor (Nagra, 2010a: 7) 

Momentan werden die radioaktiven Abfälle aus den Kernkraftwerken in Zwischenlagern in 

Würenlingen und bei den einzelnen Kernkraftwerken (das vorhandene Klumpenrisiko bei der 

Lagerung bei den Kernkraftwerken wird in Kapitel 3.3 Konsequenzen beschrieben) und Ab-

fälle aus Medizin, Industrie und Forschung im Bundeszwischenlager Paul Scherrer Institut 

(PSI) sicher an der Oberfläche aufbewahrt, bis eine Lösung für die Endlagerung gefunden 

worden ist (Nagra, 2008a). In den Zwischenlagern werden die Abfälle zudem in eine endla-

gerfähige Form gebracht (Nagra, 2010a: 10). Die Nagra führt ein zentrales Inventar aller Ab-

fälle in den Zwischenlagern und Kernkraftwerken, in dem der genaue Inhalt, Herkunft, Zu-

sammensetzung und Zwischenlagerort erfasst sind (Nagra, 2010a: 11). 

Wie in der Tabelle 1 ersichtlich ist, werden bei einem fünfzigjährigen Betrieb der heutigen 

Kernkraftwerke und einer Sammelperiode bis 2050 von Abfällen aus Medizin, Industrie und 

Forschung radioaktive Abfälle von total knapp 100‘000 m3 entstehen, die endgelagert werden 

müssen (Nagra, 2008b: 12). Dieses Volumen entspricht etwa jenem der Zürcher Bahnhofs-

halle (BFE, 2007: 2). 
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Herkunft der Abfälle 
Angaben in Kubikmeter (in Klammern mit Verpackung in Endlagerbehälter) 

K
at

eg
or

ie
n 

 BE HAA WA-MA BA SA MIF BEVA Total 

HAA 1'135 
(6'595) 

115 
(730) 

   0.2 
(2) 

 1'250 
(7'325) 

ATA   200 
(1'320) 

10 
(40) 

 325 
(920) 

 535 
(2'280) 

SMA    7'645 
(26'100) 

28'885 
(28'920) 

27'270 1) 
(32'170) 

2'220 
(2'220) 

66'020 
(89'410) 

Total 1'135 
(6595) 

115 
(730) 

200 
(1'320) 

7'655 
(26'140) 

28'885 
(28'920) 

27'595 
(33'090) 

2'220 
(2'220) 

67'805 
(99'015) 

Kategorien (Kernenergieverord-
nung) 

HAA Hochaktive Abfälle 
ATA Alphatoxische Abfälle 
SAM Schwach- und mittelaktive 

Abfälle 

Herkunft 
BE Verbrauchte Brennelemente 
HAA Verglaste hochaktive Abfälle aus der Wiederaufarbeitung 
WA-MA Mittelaktive Abfälle aus der Wiederaufarbeitung 
BA Betriebsabfälle der KKW, inkl. austauschbare Kernkomponen-

ten der KKW 
SA Stilllegungsabfälle der KKW 
MIF Abfälle aus Medizin, Industrie und Forschung 
BEVA Abfälle aus dem Betrieb und der Stilllegung der Verpackungs-

anlage für BE/HAA 
1) Darin enthalten ist auch eine Reserve von 12'000 Kubikmeter für heute noch nicht im Detail spezifizierte MIF-
Abfälle aus Grossforschungsanlagen. 

Tabelle 1: Herkunft der Abfälle (Nagra, 2008b: 12) 

 

2.4 Tiefenlagerung 

Dieser Abschnitt soll die Erklärung liefern, wer für die Entsorgung zuständig ist und weshalb 

eine Tiefenlagerung als sicherste Methode betrachtet wird. Zudem wird das Lagerkonzept 

der Tiefenlagerung anhand einer Abbildung erklärt und als letzter Schritt werden die zu er-

wartenden Kosten sowie die Träger der Finanzierung definiert. 

 

2.4.1 Verursacherprinzip 

Bei der Entsorgung der radioaktiven Abfälle gilt das Verursacherprinzip, das festlegt, dass 

die Abfallverursacher verpflichtet sind, die technisch-wissenschaftlichen Grundlagen für eine 

sichere Entsorgung zu erarbeiten sowie den Bau der Lager und deren Finanzierung sicher-

zustellen (BFE, 2008a: 2). Für die Abfälle aus Medizin, Industrie und Forschung liegt die 

Verantwortung beim Bund und für die Entsorgung der Abfälle aus der Kernenergie sind die 

Kernkraftwerkbetreiber verantwortlich. 1972 wurde gemäss dem BFE (2007: 3) aus den zwei 
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vorher genannten Verantwortlichen die Nagra gegründet, welche die Aufgabe hat, eine Lö-

sung für die nachhaltige Entsorgung der Abfälle zu finden und umzusetzen. 

 

2.4.2 Ziel 

Das oberste Ziel bei der Entsorgung von radioaktiven Abfällen ist der langfristige Schutz von 

Mensch und Umwelt (BFE, 2008b: 7). Ein weiteres Ziel ist es, die radioaktiven Abfälle so zu 

beseitigen, dass den künftigen Generationen keine unzumutbaren Lasten und Verpflichtun-

gen auferlegt werden (HSK, 1993: 2). 1999 erarbeitete die Expertengruppe „Entsorgungs-

konzepte für radioaktive Abfälle“ (EKRA) im Auftrag des Eidgenössischen Departementes für 

Umwelt, Energie, Verkehr und Kommunikation (UVEK) Grundlagen, um die verschiedenen 

Entsorgungskonzepte zu vergleichen. In diesem Bericht kam die EKRA zum Schluss, dass 

der langfristige Schutz von Mensch und Umwelt einzig durch ein geologisches Tiefenlager 

gewährleistet wird (BFE, 2008b: 13).  

Dieser Entscheid wird durch folgende Punkte begründet: Die geologische Endlagerung ist 

die einzige Methode, die dem Ziel der Langzeitsicherheit gerecht wird. Zudem kann das 

Prinzip der Reversibilität mit einem kontrollierten geologischen Tiefenlager verbunden wer-

den, was auch zu enormen Sicherheitsvorteilen während der Beobachtungsphase führt. Zu 

guter Letzt verfügt die Schweiz über sehr geeignete Wirtgesteine (Wildi et al., 2000: 75). 

Auch in der internationalen Fachwelt ist man sich einig, dass einzig ein geologisches Tiefen-

lager einen langfristig sicheren Einschluss der radioaktiven Stoffe bietet, denn die Gesell-

schaft verändert sich permanent, während Gesteinsschichten über viele Millionen von Jahren 

stabil sein können, unabhängig davon was an der Erdoberfläche geschieht (Nagra, 2008b: 

4). Dieser Sachverhalt wurde im Kernenergiegesetz vom 21. März 2003 im Artikel 31 Absatz 

2 Ziffer a festgehalten: „Die Entsorgungspflicht ist erfüllt, wenn die Abfälle in ein geologi-

sches Tiefenlager verbracht worden sind …“. 

Weiter empfiehlt die EKRA, ein Tiefenlager so zu bauen, dass eine Rückholung der eingela-

gerten Abfälle gewährleistet werden kann (Nagra, 2008b: 4). Auch der ehemalige Bundesrat 

und Vorsteher des UVEK, Moritz Leuenberger, erwähnte in seiner Rede anlässlich der inter-

nationalen Tagung für die Entsorgung radioaktiver Abfälle am 15. Oktober 2007 die Wichtig-

keit der Rückholbarkeit, da spätere Generationen möglicherweise neue Erkenntnisse oder 

Ideen bezüglich der Endlagerung von radioaktiven Abfällen haben und man ihnen diese 

neuen Lösungen nicht verunmöglichen darf.  
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2.4.3 Lagerkonzept 

Die langfristige Sicherheit wird durch ein System von gestaffelten technischen und natürli-

chen Sicherheitsbarrieren erzielt (Nagra, 2010a: 15). Unter den technischen Barrieren wer-

den die Isolationen wie der Metallbehälter und die Stollenverfüllung verstanden. Die natürli-

chen Barrieren bestehen aus den verschiedenen Gesteinen und sind zugleich der Schutz der 

technischen Barrieren. Eine vereinfachte grafische Darstellung zu diesen Barrieren ist in der 

Abbildung 2 ersichtlich. 

 
Abbildung 2: Abschirmung der Strahlung im Tiefenlager für hochaktive Abfälle (Nagra, 2010a: 15) 

In der Abbildung 3 werden die verschiedenen Bestandteile eines Tiefenlagers grafisch dar-

gestellt. Das Pilotlager ermöglicht eine Langzeitüberwachung, dank der allfällige ungünstige 

Entwicklungen frühzeitig erkannt werden und sofort die notwendigen Massnahmen in die 

Wege geleitet werden können (BFE, 2008b: 13). Gemäss dem BFE (2007: 7) unterliegt das 

Lager, vor dem endgültigen Verschluss, einer gesetzlichen Beobachtungsphase von mehre-

ren Jahrzenten, in der die Abfälle ohne grösseren Aufwand zurückgeholt werden können. 

Nach dieser Phase werden die noch offenen Teile verfüllt und versiegelt und somit endgültig 

verschlossen. 

Der unterirdische Lagerbereich ist durch den Schacht und den Zugangstunnel mit den Ober-

flächenanlagen verbunden (BFE, 2008b: 13). Die Aussenanlage, welche die Administrations- 

und Betriebsgebäude sowie die Konditionier- und Verpackungsanlage beinhaltet, hat eine 

Grösse von rund 80‘000 m2, was etwa mit dem Platzbedarf eines mittleren Unternehmens 

gleichgesetzt werden kann. Diese Anlage verfügt zudem über einen Bahn- oder Strassenan-
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schluss, je nach Standortbegebenheiten. Die Infrastrukturbauten bei der Schachtanlage be-

nötigen einen Platzbedarf von rund 10‘000m2 (BFE, 2008b: 13). 

 
Abbildung 3: Konzeptionelles Modell für ein geologisches Tiefenlager für radioaktive Abfälle (BFE, 2008b: 14) 

 



Bachelor-Arbeit  FS 2011 

 

Rahel Schuler 11 

2.4.4 Kosten 

Das Verursacherprinzip kann auch bei der Verantwortlichkeit für die Kosten angewendet 

werden. Die Finanzierung der Entsorgung erfolgt durch den Abfallverursacher. Bei den Kern-

kraftwerken werden für die laufenden Kosten der Entsorgung Rückstellungen gebildet und 

direkt bezahlt (Nagra, 2008b: 16). 

Gesamtkosten pro Tiefenlager SMA-Lager 
Millionen CHF 

HAA-Lager 
Millionen CHF 

BEVA 
Millionen CHF 

Erarbeitung Grundlagen bis Erteilung 
Rahmenbewilligung 657 785 48 

Untersuchungen Untertag und Bau 
Lageranlagen 929 1'434 492 

Einlagerungsbetrieb 360 610 669 

Beobachtungsphase 381 555  

Vorbereitung und Verschluss Hauptla-
ger 95 221  

Vorbereitung und Stilllegung / Ver-
schluss Gesamtlager 93 228 67 

Total 2'515 3'833 1'276 

Tabelle 2: Aufstellung der Kosten (in Mio. CHF, nicht gerundet, Preisbasis 2006) für die geologischen Tiefenlager 
und die Anlage zur Verpackung der hochaktiven Abfälle und verbrauchten Brennelemente (BEVA) gemäss Kos-
tenstudie 2006 (inkl. Kosten MIF-Abfälle) (Nagra, 2008b: 17) 

Die Kosten nach der Stilllegung werden über den Stilllegungs- und den Entsorgungsfonds 

bezahlt, die durch die Kernkraftwerkbetreiber geäufnet wurden (Nagra, 2008b: 16). Die Ge-

samtkosten der Entsorgung der Abfälle aus den Kernkraftwerken werden gemäss einer Kos-

tenstudie auf 15‘542 Millionen Schweizer Franken geschätzt (Nagra, 2008b: 17). Die Kosten 

für die Entsorgung der Abfälle aus Medizin, Industrie und Forschung werden den einzelnen 

Verursachern durch den Bund direkt verrechnet (Nagra, 2008b: 16). 

In der Tabelle 2 sind die Gesamtkosten für die Realisierung bis zum Verschluss der Tiefen-

lager SMA und HAA dargestellt (Nagra, 2008b: 16). 
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2.4.5 Ethische Betrachtung 

Bei der Ethik geht es grundsätzlich darum, zu beurteilen, ob eine gewisse Sache rich-

tig/falsch, gut/böse und gerecht/ungerecht ist. Eine ethische Betrachtung erfolgt zudem an-

hand von drei verschiedenen Aspekten: 

 Individualethik 

 Sozialethik 

 Umweltethik 

Während die Individualethik die Auswirkungen für jeden einzelnen Menschen betrachtet, 

bezieht sich die Sozialethik zum Beispiel auf die Auswirkungen auf verschiedene soziale 

Schichten oder Gesellschaften. Die Umweltethik befasst sich mit dem verantwortungsvollen 

Umgang mit der Natur. (Ackermann Birbaum, 2010) 

Das Ziel der Ethik ist das Streben nach einem guten Leben für alle in einer intakten Natur. 

Die einzelnen Sachverhalte werden anhand der drei Kernbegriffe Prinzipien, Werte und 

Normen geprüft. Eine ethische Bewertung eines Sachverhalts erfolgt in Form einer Güterab-

wägung, wobei zuerst die Argumente den Kategorien Pro und Contra zugeordnet werden, 

bevor sie danach gewichtet werden und schliesslich eine Entscheidung daraus abgeleitet 

werden kann (Ackermann Birbaum, 2010). 

 

Ethik und Kernenergie 

Eine Beurteilung der Kernenergie nach ethischen Aspekten ist ein sehr komplexes Vorha-

ben. Aus der Sicht der Umweltethik ist man ganz klar gegen eine Betreibung von Kernkraft-

werken, da der ganze nukleare Kreislauf, vom Uranabbau bis zur Entsorgung der verbrauch-

ten Brennelemente, ein sehr riskanter Prozess ist. Aus der Perspektive der Sozialethik ist die 

Nutzung von Kernenergie korrekt, da die Versorgung mit Strom ein wichtiger Aspekt für eine 

gute Lebensqualität ist. Zudem kann man aus umweltethischer Sicht sagen, dass Kernkraft-

werke eine sehr klimaneutrale Lösung für die Produktion von Strom sind und sie daher auch 

auf dieser Ebene gerechtfertigt sind. Die Meinungen der Ethiker sind bei dieser Frage geteilt. 

Einzelne urteilen aufgrund der Vorteile, wie der billige Strom, die klimaneutrale Herstellung, 

wobei man mit einem kleinen Restrisiko eines Atomunfalls rechnen muss. Sie vergleichen 
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dies mit dem täglichen Autofahren, auch hier muss mit Toten gerechnet werden. Andere se-

hen die katastrophalen Folgen eines nicht auszuschliessenden Unfalls im Vordergrund und 

beurteilen die Frage mit einer klar negativen Meinung. Die Beantwortung der Frage, ob die 

Kernenergie die korrekte Variante für die Energieproduktion ist, hat sehr viel mit den ver-

schiedenen Grundannahmen zu tun, wobei beide Seiten sehr gute Argumente haben. Die 

Ethik ist nicht grundsätzlich dafür oder dagegen. Man kann sagen, dass die Umweltethik 

tendenziell eher dagegen ist, obwohl es auch innerhalb der Mitglieder dieser Gruppe Wider-

sprüche gibt (gemäss Interview mit Sibylle Ackermann Birbaum vom 18. April 2011). 

 

Ethik und Tiefenlagerung 

Die Frage, ob die Lagerung der radioaktiven Abfälle in einem geologischen Tiefenlager 

ethisch korrekt ist, ist im Gegensatz zur Frage „Kernenergie ja oder nein“ bedeutend einfa-

cher zu beantworten. Allen ist klar, dass der Atommüll bereits vorhanden ist. Nun gibt es drei 

verschiedene Varianten, was mit diesem getan werden kann. Als Erstes kann man ihn dort 

lassen, wo er zurzeit ist, also an der Erdoberfläche, zweitens könnte man ihn irgendwo ins 

Ausland senden, nach dem Motto „Aus den Augen aus dem Sinn“, oder man könnte ihn in-

nerhalb der Schweizer Staatsgrenzen in einem geologischen Tiefenlager entsorgen. Aus 

ethischer Sicht ist klar, dass der Bau eines Tiefenlagers das Richtige ist, obwohl Einwände 

bestehen bleiben. Da jedoch keine andere, bessere Lösung vorhanden ist, ist die geologi-

sche Tiefenlagerung die am wenigsten schlimme Lösung und daher die korrekte. Es ist klar, 

dass diese Abfälle nur während einer möglichst kurzen Zeit an der Oberfläche liegenbleiben 

sollen. Die Verantwortung den nächsten Generationen zu überlassen, ist aus ethischer Sicht 

ganz klar nicht gerecht (gemäss Interview mit Sibylle Ackermann Birbaum vom 18. April 

2011). 

 

2.5 Gesetzliche Bestimmungen 

Folgende Gesetze spielen bei der Frage der Lagerungsart und bei der Standortsuche eine 

wichtige Rolle.  
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Kernenergiegesetzgebung 

Die Entsorgung ist im Kernenergiegesetz vom 21. März 2003 und in der Kernenergieverord-

nung vom 10. Dezember 2004 umfassend geregelt (BFE, 2008b: 8). Wichtige Inhalte über 

das Bewilligungsverfahren, die Finanzierung, die Verantwortlichkeit sowie die Beobach-

tungsphase sind im Kernenergiegesetz geregelt, welches das Atomgesetz von 1959 ablöste. 

Die Kernenergieverordnung beinhaltet grundsätzliche Anforderungen an die Standorte eines 

geologischen Tiefenlagers (BFE, 2008b: 9). 

 

Richtlinie HSK-R-21 „Schutzziele für die Endlagerung radioaktiver Abfälle“ 

Eine Präzisierung der Anforderungen an die Tiefenlagerung erfolgt in der Richtlinie HSK-R-

21 „Schutzziele für die Endlagerung radioaktiver Abfälle“ vom November 1993. Im Rahmen 

dieser Richtlinie werden Prinzipien und Ziele festgelegt, die bei einer Endlagerung des 

Atommülls zu beachten sind. Im Weiteren werden die Prinzipien in konkrete Sicherheitsan-

forderungen umgewandelt. 

Prinzipien: 

1: „Die Endlagerung radioaktiver Abfälle darf nur eine geringe zusätzliche Strahlenexposition 

der Bevölkerung zur Folge haben.“ 

2: „Bei der Endlagerung radioaktiver Abfälle ist der Schutz der Umwelt so zu gewährleisten, 

dass die Artenvielfalt nicht gefährdet und die Nutzung von Bodenschätzen nicht unnötig 

eingeschränkt wird.“ 

3: „Die Risiken für Mensch und Umwelt aus der Endlagerung radioaktiver Abfälle in der 

Schweiz dürfen auch im Ausland und in Zukunft nicht höher sein, als sie in der Schweiz 

heute zulässig sind.“ 

4: „Die Langzeitsicherheit eines Endlagers ist durch gestaffelte passive Sicherheitsbarrieren 

zu gewährleisten.“ 

5: „Allfällige Vorkehrungen zur Erleichterung von Überwachung und Reparaturen eines End-

lagers oder Rückholung der Abfälle dürfen die passiven Sicherheitsbarrieren nicht beein-

trächtigen.“ 
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6: „Die Vorsorge für die Endlagerung der radioaktiven Abfälle ist eine Aufgabe, die der heuti-

gen nutzniessenden Gesellschaft zukommt und die nicht auf künftige Generationen über-

wälzt werden darf.“ 

Schutzziele: 

1: „Die Freisetzung von Radionukliden aus einem verschlossenen Endlager infolge realisti-

scherweise anzunehmender Vorgänge und Ereignisse soll zu keiner Zeit zu jährlichen In-

dividualdosen führen, die 0.1 mSv überschreiten.“ 

2: „Das aus einem verschlossenen Endlager infolge unwahrscheinlicher, unter Schutzziel 1 

nicht berücksichtigter Vorgänge und Ereignisse zu erwartende radiologische Todesfallrisi-

ko für eine Einzelperson soll zu keiner Zeit ein Millionstel pro Jahr übersteigen.“ 

3: „Nach dem Verschluss eines Endlagers sollen keine weiteren Massnahmen zur Gewähr-

leistung der Sicherheit erforderlich sein. Das Endlager soll innert einiger Jahre verschlos-

sen werden können.“ 

 

Raumplanungs- und Umweltschutzgesetzgebung 

Im Bundesgesetz über die Raumplanung (RPG) vom 22. Juni 1979 wird festgehalten: „Der 

Bund erarbeitet Grundlagen, um seine raumwirksamen Aufgaben erfüllen zu können; er er-

stellt die nötigen Konzepte und Sachpläne und stimmt sie aufeinander ab. Er arbeitet mit den 

Kantonen zusammen und gibt ihnen seine Konzepte, Sachpläne und Bauvorhaben rechtzei-

tig bekannt.“ 

Der Artikel 10a des Bundesgesetzes über den Umweltschutz (USG) vom 7. Oktober 1983 

fordert eine Umweltverträglichkeitsprüfung bei „Anlagen, welche Umweltbereiche erheblich 

belasten können, so dass die Einhaltung der Vorschriften über den Schutz der Umwelt vor-

aussichtlich nur mit projekt- oder standortspezifischen Massnahmen sichergestellt werden 

kann“. Gemäss der Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPV) vom 19. 

Oktober 1988 unterliegt ein geologisches Tiefenlager für radioaktive Abfälle einer zweistufi-

gen Umweltverträglichkeitsprüfung, wobei auf erster Stufe innerhalb eines Rahmenbewilli-

gungsverfahrens nachgewiesen wird, dass das Vorhaben innerhalb der Gesetzgebung 

durchgeführt wird, und die zweite Stufe wird im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens 

durchgeführt. 
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Sachplan 

„Sachpläne und Konzepte befassen sich mit raumwirksamen Tätigkeiten des Bundes in ei-

nem bestimmten Sach- oder Teilsachbereich, welche sich auf Raum und Umwelt erheblich 

auswirken, funktional zusammenhängen und eine besondere Koordination untereinander 

und mit anderen Tätigkeiten erfordern“ (BFE, 2008b: 11). 

Infrastrukturbauten, wie zum Beispiel ein geologisches Tiefenlager für radioaktive Abfälle, 

weisen langfristige Einschränkungen in der räumlichen Entwicklung in dieser Region auf, 

zudem benötigen sie eine umfangreiche Koordination mit bisherigen und geplanten Nutzun-

gen. Die Sachpläne, die durch die zuständigen Bundesstellen und das Bundesamt für 

Raumentwicklung erstellt werden, sind die wichtigsten Raumplanungsinstrumente des Bun-

des. Innerhalb dieser werden die verfolgten Sachziele mit Abstimmung auf die Raumord-

nungspolitik, generelle Anweisungen für die Erfüllung der Aufgaben sowie die räumlich kon-

kreten Anweisungen an die Bundesbehörden aufgezeigt. Der Sachplan geologische Tiefen-

lager bietet die Voraussetzungen für die Entsorgung der Schweizer radioaktiven Abfälle in 

der Schweiz, indem die wichtigsten Kriterien für die Standortauswahl, das dazugehörige Ver-

fahren sowie letztlich die Regionen und Standorte für ein Tiefenlager festgehalten werden 

(Bundesamt für Raumentwicklung [ARE], 2010). 

 

2.6 Standortwahl 

Für die Endlagerung von radioaktiven Abfällen sind in der Schweiz zwei Standorte vorgese-

hen (BFE, 2008b: 12). Eines für die schwach- und mittelaktiven Abfälle und ein anderes für 

die hochaktiven Abfälle. Denkbar wäre auch, ein Endlager für alle Abfallkategorien zu erstel-

len (BFE, 2008b: 13). Wie im Sachplan geologische Tiefenlager (BFE, 2008b: 32) festgelegt 

ist, erfolgt die früheste Inbetriebnahme des Lagers für SMA im Jahr 2030 und des Lagers für 

HAA im Jahr 2040. Bei diesen Terminen handelt es sich vielmehr um Schätzungen als um 

einzuhaltende Termine, weil es sich bei einem Tiefenlager um ein anspruchsvolles Infra-

strukturprojekt handelt und somit mit Unsicherheiten von mehreren Jahren zu rechnen ist 

(Nagra, 2008b: 14). Dazu kommt, dass bei diesen Fristen keine Verzögerungen berücksich-

tigt worden sind, die durch Einsprachen oder Beschwerden entstehen können und den Zeit-

plan in die Länge ziehen könnten (Nagra, 2008b: 14). 
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2.6.1 Frühere Versuche 

Bereits in den Jahren 1978 bis 1981 wurden hundert potenzielle Standorte in den Alpen, 

Voralpen und dem Jura für ein Endlager von Schwach- und Mittelaktiven Abfällen auf ihre 

Eignung geprüft (Nagra, 2008b: 7). 1983 wurden dann diese Ergebnisse veröffentlicht und 

daraus resultierten drei Standorte, die mit Sondierungen weiter untersucht werden sollten. 

Diese waren Bois de la Glaive (VD), Oberbauenstock (UR) und Piz Pian Grand (GR) (Nagra, 

2008b: 7). Drei Jahre später kam der Wellenberg (NW) zu den drei anderen potenziellen 

Standortregionen dazu (Nagra, 2008b: 7). Nach der Beurteilung der vier Standorte wählte die 

Nagra 1993 den Wellenberg als Standort für ein Endlager für Schwach- und Mittelaktive Ab-

fälle aus (BFE, 2008b: 17). Die Kernkraftwerksbetreiber gründeten 1994 die Genossenschaft 

für nukleare Entsorgung Wellenberg (GNW), die nach einer vertieften Überprüfung ein Lager 

realisieren sollte und schliesslich am 29. Juni 1994 ein Rahmenbewilligungsgesuch einreich-

te (BFE, 2008b: 17). Doch die nach kantonalem Recht erforderliche Konzession wurde durch 

die Nidwaldner Bevölkerung abgelehnt und das Rahmenbewilligungsverfahren wurde sistiert 

(Nagra, 2008b: 8). In einem nächsten Schritt wurde das Projekt etappiert, wobei als Erstes 

eine weitere Eignungsabklärung durch die Errichtung eines Sondierstollens gemacht werden 

sollte (BFE, 2008b: 17). 2001 wurde durch die GNW das Konzessionsgesuch für einen Son-

dierstollen eingereicht, das noch im selben Jahr von der Nidwaldner Regierung gutgeheissen 

wurde (BFE, 2008b: 18). Doch lediglich ein Jahr später wurde der Vorstoss der GNW von 

der Nidwaldner Bevölkerung erneut verworfen (Nagra, 2008b: 8). Nach diesen Rückschlägen 

durch die Bevölkerung wurde das Rahmenbewilligungsgesuch zurückgezogen und die GNW 

wurde aufgelöst (BFE, 2008b: 18). 

 

2.6.2 Konsequenzen für die Region 

Gemäss einer Studie der ETH Zürich ist sich die Schweizer Bevölkerung einig, dass der 

Schweizer Atommüll im Inland entsorgt werden muss, dies vor allem aufgrund der politischen 

Machbarkeit, welche die Bevölkerung in der Schweiz als hoch einschätzt. Doch im Rahmen 

derselben Studie resultierte, dass sich die Bevölkerung gegen ein Endlager von radioaktiven 

Abfällen in der eigenen Region sträubt (Stauffacher et al., 2007: 7). Ein Endlager in der Re-

gion sorgt bei vielen Anwohnern für Ängste und Sorgen und kann zu Spannungen zwischen 

Gegnern und Befürwortern führen (Nagra, 2010b: 4). Da die Schweiz eine höhere Bevölke-

rungsdichte als viele andere Länder aufweist, sind bei einem Endlager in der Schweiz we-
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sentlich mehr Personen in der näheren Umgebung wohnhaft als bei vielen bereits erbauten 

Lagern im Ausland (Rütter, Umbach-Daniel, Rütter-Fischbacher und Berwert, 2006: 21). 

Viele Menschen verbinden ein atomares Endlager mit negativen Assoziationen, wonach da-

durch negative Auswirkungen beim Tourismus sowie beim Verkauf von landwirtschaftlichen 

(Bio)produkten auftreten können (Nagra, 2010b: 9). 

Eine Studie von Rütter und Partner (Rütter et al., 2006:24) über die sozioökonomischen 

Auswirkungen eines Tiefenlagers kam zum Schluss, dass ein Tiefenlager der Standortregion 

wirtschaftlich gesehen Vorteile wie Umsätze, Wertschöpfung und Beschäftigung bringt. Bei 

Unterzeichnung von Verträgen mit der Betreibergesellschaft über die bevorzugte Behand-

lung des lokalen Gewerbes und der lokalen Arbeitskräfte können eine Erhöhung des Brutto-

inlandprodukts zwischen 0.7% und 2% und eine Erhöhung der Beschäftigten zwischen 0.4% 

und 1.5% erzielt werden. Die erheblichste Steigerung wird in der Baubranche gefolgt vom 

Gastgewerbe und Detailhandel erzielt (Rütter et al., 2006: 25). 

Zudem hat dieselbe Studie gezeigt, dass in den untersuchten Regionen keine negativen 

Auswirkungen auf die Landwirtschaft, den Tourismus und auf die Boden- und Liegenschafts-

preise bemerkt worden sind (Rütter et al., 2006: 25). Zu den untersuchten Regionen zählen: 

Würenlingen (Schweiz), das ein betriebenes Zwischenlager hat, Aube (Frankreich), das ein 

realisiertes und betriebenes Endlager an der Oberfläche für SMA aufweist, Gorleben 

(Deutschland), wo ein Zwischenlager und sistiertes Endlagerprojekt stehen, und Olkiluoto 

(Insel in Finnland), wo ein Endlager für HAA im Bau ist, das im Jahr 2020 in Betrieb genom-

men werden soll (Rütter et al., 2006: 11). Im Rahmen dieser Studie kam man zum Schluss, 

dass sich eine nukleare Entsorgungsanlage in keiner der Regionen negativ auf die Bevölke-

rungsentwicklung auswirkte (Rütter et al., 2006: 27). 

Diese Ergebnisse sind jedoch umstritten. Andere Studien kommen auf ganz andere Ergeb-

nisse. Eine Studie der Brugger und Partner AG in Zusammenarbeit mit Hanser und Partner 

AG (Kuster, Cavelti, Bieri, u.a., 2010: 2) kam zum Schluss, dass ein Bau eines Tiefenlagers 

im Kanton Schaffhausen, neben den bereits erwähnten Effekten, während den beiden Pha-

sen des Standortauswahlverfahrens und der Erteilung der nuklearen Baubewilligung eine 

Verringerung des Bevölkerungswachstums zur Folge haben wird. Dies vor allem aufgrund 

der Auswirkungen eines Tiefenlagers auf das Image der Region. Zudem würden zukünftig 

wohl weniger Firmen der entsprechenden Region zuwandern. Weiter wurde im Rahmen die-

ser Studie hervorgehoben, dass die bereits erwähnten positiven Beschäftigungseffekte nicht 

reichen, um die Verringerung der Zuwächse der Bevölkerung und Arbeitsplätze zu kompen-
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sieren. Durch das entgangene Wachstum bei der Bevölkerung und den Arbeitsplätzen wür-

den dem Kanton Schaffhausen bis zum Jahr 2050/2065 Steuereinnahmen in Höhe von 15 – 

30 Millionen jährlich fehlen. 

 

2.6.3 Auswahlverfahren 

Auch beim Auswahlverfahren für den bestgeeigneten Standort ist und bleibt das oberste Ziel 

die Sicherheit. Der Sicherheit nachrangiert sind Perspektiven der Raumnutzung, Ökologie, 

Wirtschaft und Gesellschaft (BFE, 2008b: 33). 

Die Auswahl der zwei bestgeeigneten Standorte erfolgt nach einem Verfahren, das drei 

Etappen beinhaltet. In der ersten Etappe erfolgt durch die Nagra eine Benennung von ver-

schiedenen potenziellen Standortregionen, die anhand von sicherheitstechnischen Kriterien 

ausgewählt wurden und auf ihre raumplanerische Eignung überprüft werden. In Etappe zwei 

werden die Regionen aus der ersten Etappe genauer untersucht, wobei am Ende der zwei-

ten Etappe noch zwei Standorte pro Endlager zur Auswahl stehen. Erst nach einer nochma-

ligen Untersuchung in Etappe drei wird ein Rahmenbewilligungsgesuch eingereicht (BFE, 

2007: 12/13). 

Nach jeder Etappe erfolgt eine Zusammenfassung der Resultate in der Form von Ergebnis-

berichten und Objektblättern (Nagra, 2008b: 18).  

 

Etappe 1: Auswahl von geologischen Standortgebieten je für SMA und HAA 

In der ersten Etappe werden mögliche Standortgebiete anhand verschiedener Kriterien 

betreffend die Sicherheit und technische Machbarkeit ausgewählt. Die Kriterien werden ge-

mäss dem BFE (2008b: 40) in vier Gruppen eingeteilt:  

 Eigenschaften des Wirtgesteins beziehungsweise des einschlusswirksamen Gebirgs-

bereiches 

 Langzeitstabilität 

 Zuverlässigkeit der geologischen Aussagen 
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 Bautechnische Eignung 

Verantwortlich für die Standortsuche, die in der ersten Etappe ausschliesslich basierend auf 

wissenschaftlich-technischen Grundlagen erfolgt, ist die Nagra (2008b: 20), die das Aus-

wahlverfahren anhand von fünf Schritten durchführt. In einem ersten Schritt erfolgt die Zu-

ordnung der vorhandenen Abfälle auf die Lager, das heisst die Zuordnung auf das Tiefenla-

ger SMA oder HAA (Nagra, 2009: 9). Im Schritt zwei wird überprüft, dass die Sicherheit 

durch gestaffelte Sicherheitsbarrieren gegeben ist (Nagra, 2009: 10). Wie im Kapitel 2.4.3 

Lagerkonzept bereits beschrieben wurde, bestehen diese Sicherheitsbarrieren aus techni-

schen und natürlichen Barrieren. Bei der Prüfung der natürlichen Barrieren können die An-

forderungen an die Qualität der Wirtgesteine sowie deren Anordnung, Tiefenlage und Mäch-

tigkeit ausfindig gemacht werden (Nagra, 2009: 10). Nach der Bestimmung der geologischen 

Anforderungen erfolgt in den Schritten drei bis fünf eine weitere Beurteilung anhand der oben 

genannten Kriterien des BFE (Nagra, 2009: 10). Im dritten Schritt wird bei den möglichen 

Standorten die geologische Langzeitstabilität betrachtet. Die Langzeitstabilität ist erfüllt, 

wenn in der Zeit bis die Radioaktivität auf natürliche Werte zerfällt, keine grossräumigen 

Veränderungen in den Gesteinsschichten zu erwarten sind (Nagra, 2009: 11). Im vierten 

Schritt erfolgt eine weitere Bewertung der im dritten Schritt gefundenen Regionen, die an-

hand der Kriterien des Sachplans des BFE durchgeführt wird. Zunächst werden Mindestan-

forderungen benützt, die in einem nächsten Schritt verschärft werden, um die bevorzugten 

Wirtgesteine zu finden (Nagra, 2009: 12). Aus den bevorzugten Wirtgesteinen werden in ei-

nem fünften und letzten Schritt Standortgebiete ausgewählt, die einzeln bewertet und priori-

siert werden (Nagra, 2009: 14). Nach diesem Prozess resultieren geologische Standortregi-

onen, die in „sehr geeignet“, „geeignet“, „bedingt geeignet“ und „weniger geeignet“ eingeteilt 

werden. 

Nachdem die Nagra die Unterlagen über die Eignung der verschiedenen Standortregionen 

beim Bund eingereicht hat, werden die betreffenden Standortkantone und –gemeinden in-

formiert. Anschliessend erfolgt die Bildung eines Ausschusses, der aus Vertretern der 

Standortkantone, Nachbarkantone und Nachbarstaaten besteht. Ziel dieses Ausschusses ist 

es, die Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Parteien zu fördern und den Bund zu un-

terstützen, indem beispielsweise frühzeitig auf mögliche Konflikte aufmerksam gemacht wird 

und so Lösungen gefunden werden können (BFE, 2008b: 41). 
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Etappe 2: Auswahl von mindestens zwei Standorten je für SMA und HAA 

In der zweiten Etappe wird das ganze Auswahlverfahren stärker in die einzelnen Regionen 

aus der ersten Etappe ausgelagert (Nagra, 2008b: 19). Die Entsorgungspflichtigen entwi-

ckeln zusammen mit den Standortregionen die Ausgestaltung, Platzierung und Erschlies-

sung der Oberflächenanlagen (BFE, 2008b: 45). Weiter werden in der zweiten Etappe durch 

die Entsorgungspflichtigen provisorische Sicherheitsanalysen durchgeführt. Diese Analysen 

beinhalten Beurteilungen der Langzeitsicherheit nach Verschluss des Lagers sowie der Wir-

kung der natürlichen Barrieren (BFE, 2008b: 45). Eine weitere Beurteilung der verschiede-

nen Standortregionen wird anhand von sozioökonomischen, raumplanerischen und umwelt-

aspektlichen Grundlagen gemacht (Nagra, 2008b: 19). Am Ende der Etappe zwei werden 

gemäss dem Sachplan geologische Tiefenlager (BFE, 2008b: 46) die Standortregionen auf 

zwei pro Lagertyp beschränkt.  

 

Etappe 3: Standortwahl und Rahmenbewilligungsverfahren für SMA und HAA 

Damit in der letzten und dritten Etappe ein definitiver Standort gewählt werden kann, müssen 

die Ergebnisse aus der zweiten Etappe zuerst auf einen vergleichbaren Stand gebracht wer-

den (BFE, 2008b: 49). Zudem müssen allfällige negative sozioökonomische Auswirkungen 

sowie die dazugehörigen möglichen Kompensationsmassnahmen ausgearbeitet werden 

(Nagra, 2008b: 19). In Zusammenarbeit mit dem BFE werden in dieser letzten Etappe durch 

die Standortregionen volkswirtschaftliche Studien durchgeführt, um somit eine Überwachung 

der sozioökonomischen und ökologischen Auswirkungen zu ermöglichen (BFE 2008b: 49). 

Als weiterer Schritt wird der Punkt der Abgeltungen von der Nagra an die Standortkantone 

geregelt (BFE, 2008a: 16). Als letzter Punkt des Auswahlverfahrens wird von der Nagra je 

ein Standort pro Lagerkategorie gewählt und schliesslich ein Rahmenbewilligungsgesuch 

beim Bundesrat eingereicht (Nagra, 2008b: 19). 

 

In der Abbildung 4 wird der Zeitplan seitens des Sachplans geologische Tiefenlager und sei-

tens der Kernenergiegesetzgebung visuell dargestellt. 
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Abbildung 4: Zeitplan 2008 - 2038/48 (BFE, 2008b: 32)  
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2.6.4 Mitwirkung der Bevölkerung 

Eine Realisation eines Endlagers ist nur mit genügender Akzeptanz zu erreichen. Daher ist 

der Miteinbezug der Bevölkerung ein wichtiger Bestandteil bei den einzelnen Etappen (BFE, 

2007: 16). 

 
Abbildung 5: Ablaufschema mit Meilensteinen 2011 - 2015 (BFE, 2011: 30) 

Um eine hohe Akzeptanz zu erreichen, spielt auch die Information an die Bevölkerung eine 

wichtige Rolle, die verständlich, transparent und offen sein muss (BFE, 2008a: 11). 

Im Rahmen der regionalen Partizipation haben die Standortregionen die Möglichkeit, ihre 

Interessen, Bedürfnisse und Werte im Auswahlverfahren zu platzieren (BFE, 2008a: 14). In 

diesem Verfahren, das bereits mit der ersten Etappe beginnt, bekommen die Gemeinden, 

Bevölkerung und Organisationen die Chance, sich vertieft mit dem Projekt und seinen Aus-

wirkungen auseinander zu setzen. Zu Beginn der zweiten Etappe übernehmen dann die 

Standortgemeinden die Führung der regionalen Partizipation, wobei sie die regionalen Inte-

ressen bei den Bundesbehörden und Entsorgungspflichtigen einbringen (BFE, 2008b: 45). In 

der Abbildung 5 wird der zeitliche Ablaufplan der regionalen Partizipation im Vergleich mit 

jenem der Nagra und der Bundesbehörden grafisch dargestellt.  
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Nach dem Entscheid des Parlaments zu den definitiven Standorten hat die Bevölkerung die 

Möglichkeit, auf nationaler Ebene das fakultative Referendum zu ergreifen: „Das letzte Wort 

hat somit das Schweizer Stimmvolk“ (BFE, 2008a: 16). 

 

2.6.5 Stand heute 

Das Standortauswahlverfahren in der Schweiz befindet sich momentan am Ende der ersten 

Etappe. Aus den Studien der Nagra resultierten drei mögliche Standorte für ein Endlager von 

HAA und sechs mögliche Standorte für ein Tiefenlager SMA (Nagra, 2009: 15). 

 
Abbildung 6: Geologische Standortgebiete für das Tiefenlager HAA (Nagra, 2009: 16) 

Wie in der Abbildung 6 ersichtlich ist, sind die drei potenziellen Standorte für ein Tiefenlager 

HAA Zürich Nord-Ost (ZH, TG) und Jura-Ost (AG), die sehr geeignet sind, und Nördlich Lä-

gern (ZH, AG), das geeignet ist. Die drei eben genannten Standorte könnten auch als Kom-

bilager, das heisst für ein Tiefenlager SMA und HAA in Frage kommen (Nagra, 2009: 15). 
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Abbildung 7: Geologische Standortgebiete für das Tiefenlager SMA (Nagra, 2009: 20) 

Die Abbildung 7 zeigt die möglichen Standorte für ein Tiefenlager SMA, wobei die Gebiete 

Südranden (SH), Zürcher Nord-Ost (ZH, TG) und Jura-Ost (AG) als sehr geeignet gelten und 

die Gebiete Nördlich Lägern (ZH, AG), Jura-Südfuss (SO, AG) und Wellenberg (NW, OW) 

als geeignet eingestuft wurden (Nagra, 2009: 15). 

In einem nächsten Schritt werden nun die von der Nagra vorgeschlagenen Standorte durch 

die Behörden sicherheitstechnisch und raumplanerisch überprüft. Stützend auf diese Ergeb-

nisse muss dann dem Bundesrat ein Antrag betreffend die Aufnahme der vorgeschlagenen 

und geprüften Standorte in den Sachplan gestellt werden. Wenn dann der Bundesrat darüber 

entschieden hat, kann mit der zweiten Etappe fortgefahren werden (Nagra, 2008b: 53). 
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3. Internationale Lösungen 

Um die grundsätzlichen Aspekte, Voraussetzungen, Auswirkungen und Problematiken der 

langfristigen Betrachtung einer internationalen Lösung von verschiedenen Gesichtspunkten 

aus zu erhalten, habe ich dazu drei Persönlichkeiten aus verschiedenen Organisationen mit 

unterschiedlichen Blickpunkten interviewt. Dazu kommt ein Fragebogen, den ich an ver-

schiedene Schweizer Politiker gesendet habe, um die politischen Meinungen zu einem inter-

nationalen Lager und einem Lager in der Schweiz zu erfahren. Der genaue Fragebogen mit 

den Antworten und die Interviews befinden sich im Anhang. 

Ein erstes Interview führte ich mit Dr. Markus Fritschi, Mitglied des Management-Teams der 

Nagra sowie Bereichsleiter der Untergruppen Lagerprogramme und Öffentlichkeit. Dr. Mar-

kus Fritschi gibt vor allem über die Ansichten der Nagra Bescheid. 

Ein weiterer Interviewpartner war Dr. Charles McCombie, Geschäftsführer der Arius „Associ-

ation for Regional and International Underground Storage“. Die in der Schweiz niedergelas-

sene Organisation Arius wurde gegründet, um Konzepte für gemeinsame Entsorgungsanla-

gen zu fördern. Ihre Ziele sind die Steigerung der globalen Sicherheit und die Vereinfachung 

der Entscheidungen über die Zukunft von Kernenergie (Arius, ohne Publikationsdatum). 

Für die Beantwortung der ethischen Fragen, die im Zusammenhang mit einem internationa-

len Lager entstehen, habe ich ein Interview mit Sibylle Ackermann Birbaum geführt. Sibylle 

Ackermann Birbaum ist Biologin und Theologin mit Schwerpunkt Biomedizinische Ethik und 

Umweltethik. Zudem ist sie Expertin der Schweizerischen Akademie der Technischen Wis-

senschaften (SATW) und Vizepräsidentin der Kommission Ethik und Technik der SATW. 

Anhand der verschiedenen gewonnenen Meinungen habe ich die nachfolgenden Punkte 

bearbeitet. 

Wichtig für das Verständnis der nächsten Punkte ist, dass es sich bei einer internationalen 

Lösung eines geteilten Lagers nur um die hochaktive Abfälle handelt. Der lange Transport 

innerhalb Europas oder sogar nach Übersee der schwachaktiven Abfälle, die in einem gros-

sen Volumen vorhanden sind, wäre von der Menge her nicht gerechtfertigt (gemäss Inter-

view mit Dr. Markus Fritschi, Nagra vom 31. März 2011). 
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3.1 Grundsätze 

Ein riesiges Projekt wurde in den 1990er-Jahren durch das Unternehmen Pangea Resources 

aus England lanciert, in dem ein internationales Endlager für radioaktive Abfälle in Australien 

angestrebt wurde, wo sehr geeignete Gesteinsschichten sowie gute wirtschaftliche und poli-

tische Voraussetzungen vorhanden sind. 1999 gelangte dann das Projekt jedoch an die Öf-

fentlichkeit und kurz darauf wurde von der australischen Regierung ein Gesetz erlassen, das 

den Import von radioaktiven Abfällen verbietet. Dadurch wurde das Projekt schneller als ge-

dacht beendet. Das Projekt hätte das Bruttosozialprodukt Australiens um beachtliche 1% 

erhöht. Geplant war ein Endlager für 75'000 Tonnen hochaktive Abfälle, wobei mit einmali-

gen Kosten von USD 6 Milliarden sowie jährlichen Betriebskosten in Höhe von USD 400 Mil-

lionen gerechnet wurde (World Nuclear Association, 2010). 

Einen ähnlichen Sachverhalt sieht man in Frankreich. Frankreich, ein Land das für andere 

Nationen wiederaufarbeitet, könnte zum Beispiel zusätzlich auch die Entsorgung der hochak-

tiven Abfälle für andere Staaten übernehmen. Doch auch in Frankreich verbietet ein Gesetz 

das Verbleiben solcher Abfälle zur Entsorgung ganz klar. Grundsätzlich kommt für Dr. Mar-

kus Fritschi, Nagra, ein internationales Lager sowieso nur dann in Frage, wenn es im eige-

nen Land keine geeigneten Lösungen oder nur zweitklassige geben würde (gemäss Inter-

view mit Dr. Markus Fritschi, Nagra vom 31. März 2011). 

Die beiden skandinavischen Länder Schweden und Finnland sind bei der Endlagerfrage be-

reits sehr weit fortgeschritten. In Finnland wird zurzeit ein Felslabor gebaut, das dann zu ei-

nem späteren Zeitpunkt zu einem Tiefenlager erweitert wird. In Schweden wurde die Stand-

ortwahl bereits beendet, wobei sich sogar zwei Gemeinden dafür beworben hatten. Doch 

wenn plötzlich jemand auf die Idee kommen würde, die Endlager in Schweden oder Finnland 

für internationale Zwecke zu nutzen, kann stark davon ausgegangen werden, dass sich die 

Skandinavier mit Händen und Füssen dagegen wehren werden (gemäss Interview mit Dr. 

Markus Fritschi, Nagra vom 31. März 2011). 

Diese Beispiele zeigen, dass die westlichen und die fortgeschrittenen Staaten alle ein Im-

portverbot für radioaktive Abfälle haben und kein Land bereit ist, die Abfälle von anderen 

innerhalb seiner Staatsgrenzen zu entsorgen. Nur bereits diese Sachverhalte erschweren die 

Einführung eines internationalen Lagers erheblich. 

Im Gegenzug zu diesen Problematiken gibt es auch positive Stimmen über die Einführung 

eines internationalen Lagers für radioaktive Abfälle, wie zum Beispiel diejenigen des Interna-
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tional Atomic Energy Agency (IAEA) Generaldirektors, Dr. Mohamed El Baradei, oder jene 

von Dr. Charles McCombie, Geschäftsführer der Arius (Arius, ohne Publikationsdatum). 

Dr. Mohamed El Baradei meinte bereits im November 2003, dass man sich überlegen soll, 

internationale Endlager für radioaktive Abfälle zu bauen. Über 50 Länder haben zurzeit ver-

brauchte Brennelemente in temporären Lagern, in denen sie bis zur Wiederaufarbeitung 

oder Endlagerung zwischengelagert werden. Nicht alle Länder haben die geeigneten geolo-

gischen Begebenheiten für ein sicheres Endlager und für Länder mit einem lediglich kleinen 

Kernenergieprogramm ist der Bau sowie der Unterhalt eines Endlagers finanziell und auf-

grund fehlender personellen Ressourcen nicht machbar (World Nuclear Association, 2010). 

Auch Arius möchte die Länder mit kleineren Kernenergieprogrammen unterstützen, da be-

sonders bei diesen die Kosten für die Entsorgung der radioaktiven Abfälle viel zu hoch sind 

gegenüber der zu entsorgenden Menge. Die wirtschaftlichen Vorteile, die durch eine regiona-

le Lösung erzielt werden könnten, dürfen nicht verschwendet werden. Es gibt bereits ein 

paar Länder, welche die Vorteile eines regionalen oder internationalen Lagers erkannt haben 

und bestrebt sind, ein Konzept einer internationalen Option zu erarbeiten. Zurzeit liegt der 

Fokus bei der Suche nach einem gemeinsamen regionalen Lager bei den Mitgliederstaaten 

der Europäischen Union (Arius, ohne Publikationsdatum). 

Im Rahmen des SAPIERR-Projekts (Support Action: Pilot Initiative for European Regional 

Repositories) der Europäischen Kommission, das unter der Leitung von Arius gelaufen ist, 

wurde eine Arbeitsgruppe geschaffen, mit Vertretern aus 14 Ländern: Österreich, Bulgarien, 

Tschechische Republik, Dänemark, Estland, Irland, Italien, Lettland, Litauen, Niederlande, 

Polen, Rumänien, Slowakei und Slowenien (World Nuclear Association, 2010). Aus diesem 

Projekt ist die Arbeitsgruppe für eine ERDO (European Repository Development Organisati-

on) mit Delegierten von sieben nationalen Regierungen entstanden. Das Hauptziel dieser 

Arbeitsgruppe ist es, ein Vorgehensplan für die Gründung der ERDO, eine internationale 

Nagra, auf den Tisch zu legen. Trotz politischer Schwierigkeiten ist das Projekt bereits weit 

fortgeschritten. Im Verlauf dieses oder des nächsten Jahres wird das Konzept allen Beteilig-

ten sowie allen europäischen Ländern unterbreitet und die Arius hofft auf deren Teilnahme. 

Diese Studie mit Zentrum Europa bietet der Arius ein gutes Versuchsfeld für weitere Studien. 

Der Traum der Mitglieder von Arius ist die Anwendung dieses Konzepts auf andere Teile der 

Erde. Charles McCombie, Geschäftsführer der Arius, könnte sich vorstellen, diese Pläne 

auch in den Golfstaaten, Nordamerika, Südostasien oder Mittelamerika zu verwirklichen 

(gemäss Interview mir Dr. Charles McCombie, Arius vom 15. April 2011). 
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Eine weitere Möglichkeit, um zumindest einen Teil der Entsorgungsfrage zu klären, ist das 

Leasen von Brennelementen. Bei dieser Alternative werden die fabrizierten Brennelemente 

von einem Anbieter, der vermutlich in einem anderen Land tätig ist, geleast und nach 

Gebrauch werden die Brennelemente durch den Anbieter zurückgenommen. Für den Lea-

singnehmer entfällt die Pflicht, diese hochaktiven Abfälle endzulagern, und im Land des Lea-

singanbieters werden die Abfälle mit den eigenen entsorgt. Die Leasingoption ist vor allem 

für jene Länder attraktiv, die erst neu ein Kernenergieprogramm einführen wollen. Die Lea-

singvariante hat sich allerdings bis heute noch nicht durchgesetzt, da eine solche Lösung zu 

einem enormen öffentlichen Aufruhr führen wird (World Nuclear Association, 2010). 

Wenn man bedenkt, dass die Vereinigten Staaten von Amerika sich überlegen, ein einziges 

Endlager für radioaktive Abfälle zu bauen, könnte man sich zumindest die Frage stellen, 

wenn man die Grösse vergleicht, ob jedes europäische Land ein Lager braucht (gemäss 

Interview mit Dr. Markus Fritschi, Nagra vom 31. März 2011). 

Grundsätzlich ist die Verbringung der radioaktiven Abfälle in ein anderes Land zur Entsor-

gung auch gemäss dem „Gemeinsamen Übereinkommen über die Sicherheit der Behand-

lung abgebrannter Brennelemente und über die Sicherheit der Behandlung radioaktiver Ab-

fälle“, das von weltweit 34 Ländern, darunter auch die Schweiz, unterzeichnet wurde (Artikel 

27 „Grenzüberschreitende Verbringung“) gestattet. Jedoch müssen gemäss Artikel 27 Ab-

satz 1 Ziffer v) die Abfälle wieder zurückgenommen werden, falls die Entsorgung nicht ge-

mäss den Sicherheitsbestimmungen erfolgt. 

Aus ethischer Sicht bringt eine internationale Lösung eines geologischen Tiefenlagers ein 

paar sehr heikle Themen wie die problematischen Gerechtigkeitsüberlegungen mit sich. Frau 

lic. theol., dipl. biol. Sibylle Ackermann (gemäss Interview vom 18. April 2011) ist der Mei-

nung, dass ein Land, das sich bereit erklären würde, die radioaktiven Abfälle anderer Länder 

bei sich zu entsorgen, bestimmt kein demokratisches Land ist. Sie kann sich nicht vorstellen, 

dass bei einem demokratischen Land wie der Schweiz die Bevölkerung dazu ja sagen wür-

de, die Abfälle anderer innerhalb der eigenen Staatsgrenzen zu entsorgen. Würden die ra-

dioaktiven Abfälle in einem Land entsorgt, in dem dies gegen den Willen des Volkes in einem 

autokratischen Entscheid der Regierung bestimmt worden wäre, wäre das aus ethischer 

Sicht sehr problematisch. 

Wahrscheinlich ist auch, dass die Abfälle in ein Land exportiert werden, in dem die Umwelt-

standards und die Sicherheitsvorschriften nicht auf dem selben Level wie bei uns sind, da 

eine mögliche Lösung ansonsten viel zu teuer werden würde. Wenn dann unsere radioakti-
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ven Abfälle eines Tages in einem internationalen Lager entsorgt würden, ist das Einhalten 

diverser Sicherheitsvorschriften nur schwierig zu überprüfen. Auch wenn alle Sicherheitsvor-

schriften eingehalten werden, ist das Risiko, dass trotzdem ein Unglück geschieht, nicht aus-

zuschliessen. Wenn dieser Fall eintreten würde, ist es von der Gerechtigkeit her nicht zu 

tolerieren, dass wir vom billigen Strom profitiert haben und die Bevölkerung im betreffenden 

Land mit den Folgen zu kämpfen hat (gemäss Interview mit lic. theol., dipl. biol. Sibylle 

Ackermann vom 18. April 2011). 

Was aus ethischer Sichtweise für ein internationales Lager sprechen würde, ist, dass inter-

national betrachtet sicherlich viel mehr geeignete Lösungen vorhanden sind als nur innerhalb 

der Staatsgrenzen eines einzigen Landes. Von der Sicherheit her betrachtet, wäre ein inter-

nationales Lager demnach eine positive Entwicklung. So könnte das am besten geeignete 

Gebiet im Rahmen der Erdbebensicherheit und Bevölkerungsdichte ausgewählt werden. 

Doch auch die Uneinigkeit in der Schweiz zeigt die Problematik auf, dass es auf internationa-

ler Ebene höchstwahrscheinlich nochmals ein Stück komplexer wird, eine Einigkeit zu errei-

chen. Für die Schweiz ist aus ethischer Sicht zusammenfassend zu sagen, dass bei einer 

Güterabwägung mit grosser Wahrscheinlichkeit die Nachteile bei einer internationalen Lö-

sung gegenüber den positiven Aspekten überwiegen werden, da die Schweiz sehr geeignete 

Rahmenbedingungen aufweist (gemäss Interview mit lic. theol., dipl. biol. Sibylle Ackermann 

vom 18. April 2011). 

Auf der Ebene der Schweizer Regierung wurden bereits etliche politische Vorstösse zum 

Thema geteilte Lösungen für die Endlagerung von radioaktiven Abfällen eingereicht. Dies 

geschah jedoch eher aus Angst, dass ein Schweizer Atommüll-Endlager auch für Deutsch-

land zur Mitbenutzung angeboten werden könnte, wie zum Beispiel die Interpellation von 

Hans-Jürg Fehr vom 3. März 2010 (Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament, 

2010a) oder die Frage von Marlies Bänziger vom 8. März 2010 (Die Bundesversammlung – 

Das Schweizer Parlament, 2010b). Die Antwort des Bundesrates stellte jedoch klar, dass der 

Bund keinerlei Gespräche über eine gemeinsame Nutzung eines geologischen Tiefenlagers 

auf Schweizer Territorium führe und er der Meinung ist, dass die Entsorgung der radioakti-

ven Abfälle eine nationale Aufgabe ist. Zudem werde auch die Nagra ein Rahmenbewilli-

gungsgesuch ausschliesslich für die Abfälle schweizerischer Herkunft stellen. 
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3.2 Voraussetzungen 

Gemäss Dr. Markus Fritschi (gemäss Interview vom 31. März 2011) gibt es drei Hauptkrite-

rien, die ein möglicher Standort zwingend erfüllen muss: Er muss die ökonomischen, techni-

schen und politischen Fähigkeiten aufweisen. Zuerst müssen die ökonomischen Randbedin-

gungen wie die Ressourcen der Behörden und deren Überwachung stimmen. Zudem muss 

das technische Know-how vorhanden sein. Natürlich muss auch das politische System 

stimmen, was bedeutet, dass stabile demokratische Kontrollen über die Institutionen vorhan-

den sein müssen, da sich auch die Bevölkerung im Empfängerland über diese Thematik 

äussern können sollte, was in einem autoritär geführten Staat nicht der Fall ist. Ein weiteres 

wichtiges Kriterium ist die Akzeptanz in der Bevölkerung, die vorhanden sein muss. Zudem 

müssen verschiedenste Schutzziele zwingend eingehalten werden. Es ist ganz sicher nicht 

korrekt, ein Endlager in einem Land zu implementieren, in dem sicherheitstechnisch nur 

zweitklassige Lösungen vorhanden sind. Dies ist auch aus ethischen und moralischen As-

pekten die falsche Variante. Weiter gibt es Länder, wie zum Beispiel Russland, die ehemali-

ge Satellitenstaaten aus der Sowjetunion sind und aus dieser Zeit immer noch erhebliche 

Altlasten zu beseitigen haben. Durch diese Altlasten sowie vielmals finanzielle Probleme sind 

die Voraussetzungen sicherlich nicht vorhanden, um innerhalb dieser Staatsgrenzen noch 

mehr radioaktive Abfälle zur Entsorgung von anderen Ländern aufzunehmen. 

Dr. Charles McCombie (gemäss Interview vom 15. April 2011) nannte neben den politischen, 

gesellschaftlichen und technologischen Fähigkeiten, die vorhanden sein müssen, zudem die 

notwendige freiwillige Annahme des Endlagers. Ein Endlager für radioaktive Abfälle darf kei-

nem Land aufgezwungen werden, sondern sollte auf einer freiwilligen Basis angenommen 

werden. Auch Dr. Charles McCombie erwähnte die notwendige Akzeptanz der Bevölkerung, 

wobei seiner Meinung nach auch das Vertrauen in die Gruppe, die das Endlager implemen-

tiert, gehört. Dieser Punkt des Vertrauens kann in der Praxis genau beobachtet werden. Bei-

spielsweise in Amerika ist man noch weit von einer Lösung entfernt, wobei dort das Miss-

trauen in den Ausführenden, die Regierung, gross ist. In der Schweiz ist man auf einem gu-

ten Weg, eine Lösung zu finden, wobei die Nagra bei der Frage des Vertrauens nicht ganz 

so schlecht abschneidet. Als Musterbeispiel kann hier Schweden genommen werden. Die 

SKB „Svensk Kärnbränslehantering AB“, welche die schwedische Nagra ist, gilt bei den 

Schwedinnen und Schweden als ausserordentlich zuverlässig und vertrauenswürdig. Das 

Resultat ist im Fortschritt des nationalen Endlagers für radioaktive Abfälle ersichtlich, das in 

der Realisierung steht. Auch die Studie der ETH Zürich beweist, dass die Schweizer Bevöl-

kerung am meisten Vertrauen gegenüber Wissenschaftlern, Umweltverbänden und Auf-
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sichtsbehörden hat, wobei die Nagra erst auf den hinteren Plätzen folgt (Stauffacher et al., 

2007: 36). Ein weiterer wichtiger Punkt zum Thema Akzeptanz ist gemäss Dr. Charles 

McCombie (gemäss Interview vom 15. April 2011) der gemeinsame Wille, der für eine erfolg-

reiche Implementierung notwendig ist. Alle Beteiligten müssen anerkennen, dass ein ge-

meinsames Problem oder eine gemeinsame Herausforderung vorhanden ist, was eine ge-

meinsame Lösung des Problems erfordert. Dadurch sollte auch eine Einigkeit in der Bevölke-

rung über die Vorteile und Nachteile erzielt werden. 

Bei diesem Punkt hat man in der Schweiz noch viel aufzuholen. Die Schweizer Bevölkerung 

weist eher wenig Wissen über die radioaktiven Abfälle und die Lagerung auf. Der Bevölke-

rung wurden acht Wissensfragen gestellt, wobei die Mehrheit lediglich deren drei richtig be-

antwortete. Nicht einmal 1% der Schweizer Bevölkerung beantwortete alle der Fragen richtig 

(Stauffacher et al., 2007: 28). 

Auf der ersten Prioritätsstufe steht auch auf der ethischen Ebene die Sicherheit. Das Lager 

darf nicht am billigsten Ort oder auch nicht dort, wo die Betroffenen am meisten erpressbar 

sind, gebaut werden, sondern muss dort gebaut werden, wo die Sicherheitsvorschriften ge-

geben sind. Zudem muss neben der politischen Stabilität auch eine langfristige Überwa-

chung gewährleistet werden können. Eine wichtige Voraussetzung ist sicherlich auch, dass 

die Bevölkerung mit der notwendigen Kommunikation mit einbezogen wird. Zuletzt sollte man 

auch eine angemessene Entschädigung für die betroffene Region bereit haben, wobei es 

wichtig ist, diesen Punkt frühzeitig zu klären, damit nicht das ganze Projekt infolge mangeln-

der finanzieller Mittel abgebrochen werden muss (gemäss Interview mit lic. theol., dipl. biol. 

Sibylle Ackermann vom 18. April 2011). 

Dr. Charles McCombie (gemäss Interview vom 15. April 2011) ist zudem der Meinung, dass 

die Ausschaltung der Kantone, wie das die Schweiz nach dem Nein der Nidwaldner Bevölke-

rung getan hat, nicht der korrekte Weg zum Finden eines Standortes ist. Wenn jetzt, nach 

diesem Entscheid der Schweizer Regierung, der Bundesrat einen Entscheid bezüglich der 

Standorte getroffen hat, kann ein fakultatives Referendum erhoben werden, auf das eine 

schweizweite Volksabstimmung folgt. Er nehme kaum an, dass ein Kanton, der nicht betrof-

fen ist, diesen Entscheid ablehnen wird. Auch aus der ethischen Sichtweise (gemäss Inter-

view mit lic. theol., dipl. biol. Sibylle Ackermann vom 18. April 2011) ist ein Entscheid gegen 

den Willen der Standortregion nicht ganz richtig. Jedoch muss dabei auch gesagt werden, 

dass es aufgrund des Gemeinwohls wohl trotzdem die richtige Lösung ist, denn wenn jeder 
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Kanton Nein sagen würde, bleiben die Abfälle an der Oberfläche, wo sie für die heutige und 

die zukünftigen Generationen ein Risiko sind. 

Bei der Zuteilung der Verantwortung sind sich die Experten einig. Dr. Charles McCombie 

(gemäss Interview vom 15. April 2011) ist der Meinung, dass die beste Variante eine Auftei-

lung der Verantwortung ist, indem Abkommen unterschrieben werden und so jedes Land 

einen gewissen Anteil der Verantwortung trägt. Auch Dr. Markus Fritschi (gemäss Interview 

vom 31. März) bezeichnet eine Zusammenschliessung zu einem Staatenbund, dessen Staa-

ten untereinander mit Staatsverträgen gekoppelt sind, als am besten geeignete Lösung der 

Zuteilung der Verantwortlichkeiten. Derselben Meinung sind sie vor allem darüber, dass eine 

übergeordnete Kontrolle bestehen muss, die zum Beispiel einer Organisation übergeben 

werden könnte. 

Auch die Finanzierung einer internationalen Lösung wird am besten analog der heutigen 

nationalen Lösung gemacht, das heisst, dass die Abfallproduzenten zur Kasse gebeten wer-

den. Wichtig ist, dass das Geld nicht nur auf dem Papier, wie in Amerika, sondern auch phy-

sisch vorhanden ist. In Amerika wurde das Geld, das von den einzelnen Werken an die Re-

gierung zwecks Entsorgung gezahlt wurde, von der Regierung bereits ausgegeben und ist 

somit nur noch auf dem Papier vorhanden (gemäss Interview mit Dr. Charles McCombie, 

Arius vom 15. April 2011). 

 

3.3 Konsequenzen 

Der Geschäftsführer der Arius, Dr. Charles McCombie, sieht die Konsequenzen eines inter-

nationalen Endlagers überwiegend positiv. Zum einen wirkt sich ein internationales Endlager 

positiv auf den weltweiten Umweltschutz aus, denn es wird so auch für Länder eine Lösung 

gefunden, die ansonsten gar keine oder erst viel zu spät eine eigene implementieren könn-

ten. Vielerorts lagern die gebrauchten Brennelemente in den Abklingbecken bei den Kern-

kraftwerken. Ursprünglich war gedacht, dass sie dort während fünf Jahren abkühlen und da-

nach zur Wiederaufarbeitung oder in ein Zwischen- oder Endlager weiter transportiert wer-

den. In vielen Kernkraftwerken liegt in diesen Abklingbecken jedoch viel mehr Brennstoff als 

in den Reaktoren selbst. Die Abklingbecken werden zum Teil so gross gebaut, dass die ver-

brauchten Brennstäbe während 50 bis 60 Jahren dort gelagert werden könnten. Was diese 

Variante jedoch für schwerwiegende Folgen haben kann, zeigt die atomare Katastrophe 

nach dem verheerenden Erdbeben vom 11. März 2011 in Japan. Denn auch im Kernkraft-
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werk Fukushima, Japan, das kein Zwischenlager besitzt, lagern die gebrauchten Brennele-

mente weit über fünf Jahre hinaus in den Abklingbecken (gemäss Interview mit Dr. Charles 

McCombie, Arius vom 15. April 2011). 

Zweitens trägt eine internationale Lösung viel zum Globalschutz bei. Damit ist gemeint, dass 

nukleare Anlagen als Ziel von terroristischen Anschlägen nicht sehr attraktiv sind, da sie auf 

einem sehr hohen sicherheitstechnischen Level erbaut und betrieben werden. Je mehr End-

lager vorhanden sind, desto grösser ist die Chance auf den Eintritt eines unerwarteten Er-

eignisses. Was solche Ereignisse für fatale Folgen haben können, ist nach den bisherigen 

Atomunfällen allen bewusst (gemäss Interview mit Dr. Charles McCombie, Arius vom 15. 

April 2011). 

Weitere positive Auswirkungen gemäss Dr. Charles McCombie (gemäss Interview vom 15. 

April 2011) sind wirtschaftlich zu erkennen. Die Region, in der ein Endlager erbaut wird, kann 

von Abgeltungen und Steuereinnahmen profitieren. Zudem handelt es sich bei einem atoma-

ren Endlager um einen nachhaltigen hochtechnologischen Industriezweig, der für mindes-

tens 60 Jahre garantiert ist. 

Neben den positiven Konsequenzen gibt es seiner Meinung nach auch zwei Nachteile, die 

erwähnt werden sollten. Zum einen ist das der Transport, der, wie auch die Beispiele der 

Castortransporte in Deutschland zeigen, stets zu Problemen führt. Wenn dieser über längere 

Distanzen geführt werden muss, nehmen auch die Probleme zu. Doch seiner Meinung nach 

ist zu betonen, dass der Transport etwas vom Sichersten des ganzen nuklearen Kreislaufes 

ist. Ein anderer wichtiger Nachteil ist der Imageschaden, der die betroffene Region erleidet, 

indem diese Region zum Abfalleimer der Welt wird (gemäss Interview mit Dr. Charles 

McCombie, Arius vom 15. April 2011). 

Auch Dr. Markus Fritschi (gemäss Interview vom 31. März 2011) erwähnte als positive Aus-

wirkung auf der technischen Ebene den Sicherheitsgewinn bei der Realisierung einer inter-

nationalen Lösung, wobei sich Staaten daran beteiligen könnten, die nur zweitklassige Lö-

sungen im eigenen Land zur Verfügung haben. Eine zweite Konsequenz, die erwähnt wurde, 

sind die Economies of Scales. Je mehr Abfallgebinde eingelagert werden, desto günstiger 

wird die Lagerung.  
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3.4 Langfristige Betrachtung 

Betrachtet man die Standortwahl langfristig, ist es schwierig zu sagen, dass ein unbevölker-

tes Gebiet im Sinne der Sicherheit zu bevorzugen ist. Die Standortauswahl erfolgt anhand 

der geologischen Gesteinsschichten, bei denen die Entwicklung Millionen von Jahren zurück 

nachverfolgt werden kann. Ob ein unbevölkertes Gebiet, wie zum Beispiel ein Wüstengebiet, 

in Millionen von Jahren noch immer unbesiedelt sein wird, kann man nicht voraussehen. 

Aufgrund der unvorhersehbaren Entwicklungen an der Oberfläche sollte ein Standortaus-

wahlverfahren unabhängig davon gemacht werden, ob das Gebiet bewohnt ist oder nicht. 

Ziel ist es auch nicht, akzeptanzmässig die beste Lösung zu finden, sondern die beste Lö-

sung im Interesse der Langzeitsicherheit. Zudem zeigt das Beispiel in Westaustralien, bei 

dem es sich um ein unbesiedeltes Gebiet gehandelt hätte und trotzdem die gesamte austra-

lische Bevölkerung sich stark dagegen wehrte, dass abgelegene, unbevölkerte Gebiete nicht 

automatisch zu mehr Akzeptanz führen (gemäss Interview mit Dr. Markus Fritschi, Nagra 

vom 31. März 2011). 

Die Stadt Ljubljana, Hauptstadt von Slowenien, lag während den letzten 100 Jahren politisch 

in sieben verschiedenen Ländern. Auch hier ist die zukünftige Entwicklung der Landesgren-

zen ungewiss. Diese Gründe müssen auch bei der Beantwortung der Frage der Verantwort-

lichkeit der nationalen Abfälle berücksichtigt werden (World Nuclear Association, 2010). 

Aus ethischer Sicht ist ein Tiefenlager bei einer langfristigen Betrachtung auf der intergene-

rationellen Ebene problematisch. Das bedeutet, dass wir in der heutigen Zeit vom billigen 

Strom und der florierenden Wirtschaft profitieren können, jedoch die zukünftigen Generatio-

nen mit den Folgen, also dem Endlager, konfrontiert werden. Die Problematik liegt vor allem 

darin, dass in einem Tiefenlager trotz all der Sicherheitsvorkehrungen ein Unglück gesche-

hen könnte, das den zukünftigen Generationen massive Schäden zufügen könnte. Es ist 

nicht korrekt, im Rahmen dieser intergenerationellen Ungerechtigkeit den nachfolgenden 

Generationen die Entscheidungsfreiheit abzunehmen und Verantwortung und Pflichten in die 

Zukunft zu übertragen (gemäss Interview mit lic. theol., dipl. biol. Sibylle Ackermann vom 18. 

April 2011). 
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3.5 Vorgehensweise zur Standortauswahl 

Als Basis für diesen Abschnitt dienen die Zitate und Meinungen aus den vorangehenden 

Abschnitten. Anhand der verschiedenen gewonnenen Erkenntnisse werde ich zusammen-

fassend einen Vorgehensplan ableiten, mit dem meiner Meinung nach eine erfolgreiche Imp-

lementierung eines internationalen geologischen Tiefenlagers für radioaktive Abfälle möglich 

ist. 

1. Akzeptanz erreichen 

Die Erreichung der Akzeptanz und des Vertrauens in der Bevölkerung ist wohl der 

wichtigste Punkt, damit die Ausführenden mit dem Standortauswahlverfahren über-

haupt beginnen können. Es ist wichtig, der beteiligten Bevölkerung die Einstellung zu 

vermitteln, dass ein gemeinsames Problem besteht und somit der gemeinsame Wille 

vorhanden ist, dieses Problem anzugehen. Eine internationale Lösung muss zwin-

gend auf einem partnerschaftlichen Übereinkommen basieren. Wie bereits erwähnt 

ist das Vertrauen in die Ausführenden eine der wichtigsten Grundvoraussetzungen 

für eine gegenseitig akzeptable Lösung. Nur wenn das Vertrauen in der Bevölkerung 

verbreitet ist, werden Länder oder Regionen gefunden, die für ein internationales 

Endlager ihr Staatsgebiet auf einer freiwilligen Basis öffnen. 

 

2. Politische Absicherung 

Erst wenn die Bevölkerung genügend involviert wurde, die Problematik verstanden 

wurde und die Bevölkerung bereit ist, eine Lösung zu finden, müssen die Verantwort-

lichkeiten und die Finanzierung in einem Abkommen abgesichert werden. Die am 

besten geeignete Variante dazu ist sicherlich, die Verantwortung unter den beteiligten 

Staaten aufzuteilen, und die Sicherstellung der Finanzierung von den Abfallverursa-

chern. Für die Sicherstellung, dass die abgemachten Punkte auch von allen Parteien 

eingehalten werden, wäre die bestgeeignete Variante, ein übergeordnetes Kontrollor-

gan zu definieren. Die Kontrolle könnte beispielsweise auch einer internationalen Or-

ganisation, wie der UNO, zugeordnet werden. Wichtig ist, dass diese Vereinbarungen 

in einem Abkommen politisch abgesichert werden, wobei dieses Dokument zwingend 

von allen beteiligten Ländern unterzeichnet werden muss. 
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3. Standortauswahlverfahren durchführen 

Wenn eine Einigkeit über die Rahmenbedingungen erreicht wurde, kann mit dem 

Standortauswahlverfahren für das geologische Tiefenlager begonnen werden. Für die 

Auswahl müsste ein ähnliches Verfahren wie jenes in der Schweiz angewendet wer-

den, jedoch ohne die Landesgrenzen dazwischen. Auch auf einer internationalen 

Ebene ist die zwingende Einhaltung der Sicherheitsaspekte unumgänglich. 

 

3.6 Politische Meinungen 

Um die Meinungen aus der Politik zu einem internationalen Endlager für radioaktive Abfälle 

zu erfassen, habe ich einen Fragebogen erstellt, der im Anhang mit den detaillierten Antwor-

ten der Politiker/-innen vorhanden ist. Den Fragebogen habe ich an die Parteipräsidenten 

der sieben grössten Schweizer Parteien (Schweizerische Volkspartei [SVP], Freisinnig-

Demokratische Partei [FDP], Sozialdemokratische Partei [SP], Christliche Volkspartei [CVP], 

Bürgerlich–Demokratische Partei [BDP], Grüne Partei und Grünliberalen), an die National- 

und Ständeräte des Kantons Schaffhausens, an die Parteipräsidenten/-innen der grössten 

Schaffhauser Parteien (SVP, SP, CVP, FDP und Ökoliberale Bewegung Schaffhausen 

[ÖBS]) und an den Verwaltungsratspräsident der Nagra, Pankraz Freitag, der zudem Stän-

derat des Kantons Glarus ist, gesendet. Die Parteien und Persönlichkeiten des Kantons 

Schaffhausen habe ich gewählt, da ich durch meinen Wohnort sehr an ihrer Meinung inte-

ressiert bin und die Bevölkerung des Kantons Schaffhausens gleich von drei möglichen End-

lagern betroffen ist, nämlich Zürich Nord-Ost, der Südranden und Nördlich Lägern. Von den 

versendeten Fragebögen kamen 75% beantwortet zurück. Die genauen Antworten sind im 

Anhang ersichtlich. In diesem Abschnitt erfolgt nur eine Zusammenfassung. 

Anhand der allgemeinen Meinung bezüglich der geologischen Tiefenlagerung sieht man, 

dass alle gewillt sind, eine Lösung für die Entsorgung der radioaktiven Abfälle zu suchen. Die 

geologische Tiefenlagerung wird mehrheitlich befürwortet. Vor allem die Politiker der SVP, 

FDP und CVP unterstützen die geologische Tiefenlagerung. Auf der linken Seite hingegen 

sind noch viele Bedingungen vorhanden, wie zum Beispiel der Ausstieg aus der Atomener-

gie, die zuerst erfüllt werden müssen, bevor die linken Parteien den Bau eines geologischen 

Tiefenlagers befürworten. Auf der linken Seite wird der Widerspruch angesprochen, dass die 

Lagerkapazität in der Rahmenbewilligung verbindlich festgelegt werden muss, andererseits 

jedoch die Entsorgung mit der Energiefrage nichts zu tun haben soll. Gemäss der Meinung 



Bachelor-Arbeit  FS 2011 

 

Rahel Schuler 38 

des Nationalrates der SP, Hans-Jürg Fehr, müssen „unverzichtbare Teile“, wie die Überwa-

chung und die Rückholbarkeit, dauerhaft gewährleistet sein. Zudem sieht man die Unan-

nehmlichkeit eines Lagers in der eigenen Region bei der Meinung des Nationalrates der 

SVP, Thomas Hurter, der festhält, dass die Schaffhauser/-innen sich gegen ein Endlager in 

der Region einsetzen müssen. 

Die Meinungen über ein internationales geologisches Tiefenlager sind sehr verschieden. 

Viele Politiker sind der Meinung, dass nationale Endlager im Vordergrund stehen, jedoch 

auch internationale Endlager ihre Vorteile haben können. Martina Munz, Parteipräsidentin 

der SP Schaffhausen, und Thomas Hurter, Nationalrat der SVP, sehen das Problem, dass 

der Atommüll und die Radioaktivität nicht nur innerhalb eines Landes betrachtet werden kön-

nen, sondern ein internationales Problem sind. Hannes Germann, Ständerat der SVP, sieht 

zudem den Vorteil mit einer internationalen Lösung, dass dem Problem der dicht besiedelten 

Schweiz aus dem Weg gegangen werden kann. Ständerat der FDP und Verwaltungsratsprä-

sident der Nagra, Pankraz Freitag, betont, dass es richtig und auch sicher ist, die Abfälle in 

der Schweiz zu entsorgen. Nur wenn es innerhalb eines Landes keine sichere Möglichkeit 

gäbe, müsste man die Entsorgung im Ausland in Betracht ziehen. Als notwendige Bedingung 

eines internationalen Lagers wurde beinahe von allen Politikern die Sicherheit genannt, ge-

folgt von der politischen Stabilität und deren Verlässlichkeit. Auch die Frage der Kostenträger 

wurde beinahe einheitlich mit dem Verursacherprinzip beantwortet. Verschiedenste Politiker 

sehen es als notwendig, eine internationale Organisation, ob es jetzt die UNO oder IAEA ist, 

als Verantwortliche für ein internationales Endlager zu benennen. 

Sehr interessant waren die Antworten zur Frage, welche Konsequenzen auftreten würden, 

wenn der bestgeeignete Standort einer internationalen Lösung die Schweiz ist. Auf allen Sei-

ten macht sich eine grosse Ablehnung breit. Nihat Tektas, Parteipräsident der FDP Schaff-

hausen, sieht vor allem die direkte Demokratie in der Schweiz als grossen Stolperstein. Der 

Parteipräsident der SVP, Toni Brunner, sieht die ungenügende Ausdehnung der Wirtgesteine 

in der Schweiz als unmögliche Rahmenbedingung. Pankraz Freitag, Verwaltungsratspräsi-

dent der Nagra und Ständerat der FDP, beurteilt eine internationale Lösung in der Schweiz 

als „undenkbar“ und „nicht realisierbar“. Peter Briner, Ständerat der FDP, sieht das hohe in-

ternationale Konfliktpotential und das Image des Mülleimers im Vordergrund und ist zudem 

der Meinung, dass wir das auch nicht von andern fordern dürfen! 
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4. Bewertung von nationalen und internationalen Mög-
lichkeiten für die Endlagerung 

Nach der Ausarbeitung der Grundlagen für eine internationale Lösung ist nun genug Wissen 

vorhanden, um die bestgeeignete Variante herauszufinden. Dazu werde ich verschiedene 

internationale und nationale Möglichkeiten anhand gewichteter Teilziele in Form einer Nutz-

wertanalyse bewerten, um so die am besten geeignete Variante eines geologischen Tiefen-

lagers ausfindig zu machen. 

 

4.1 Begriffsdefinition 

Bis zu dieser Stelle war immer von internationalen Lösungen die Rede. Um die am besten 

geeignete Möglichkeit zu finden, werden zuerst die Begriffe der verschiedenen Varianten 

einer möglichen internationalen Lösung erklärt. Anschliessend werden die zwei internationa-

len Möglichkeiten sowie die nationale Möglichkeit anhand einer Nutzwertanalyse bewertet, 

um so die durchführbarste Variante ausfindig zu machen.  

 

4.1.1 International 

International ist etwas, was zwischen verschiedenen Nationen besteht oder vorgeht. In Be-

zug auf ein geologisches Tiefenlager, wäre dies der Fall, wenn sich ein Land bereit erklären 

würde, die radioaktiven Abfälle aller anderen Länder der Welt zu entsorgen. Beispielsweise 

das geplante und gescheiterte Projekt in Australien wäre eine internationale Variante zur 

Endlagerung von Atommüll gewesen.  

 

4.1.2 Multinational 

Multinational ist etwas, was mehrere Nationen betrifft. Bei einem multinationalen oder regio-

nalen Endlager für radioaktive Abfälle schliessen sich Nachbarstaaten oder Länder dersel-

ben Region oder desselben Kontinents zusammen, um eine gemeinsame Lösung für die 

Entsorgung der Abfälle zu finden. Denkbar wäre zum Beispiel ein Lager für Westeuropa, 

Nordamerika, Südostasien oder Nordafrika und viele mehr.  
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4.1.3 National 

Bei der nationalen Methode für die Endlagerung hätte jedes Land sein eigenes Endlager, wie 

es zum Beispiel auch in der Schweiz verfolgt wird.  

 

4.2 Nutzwertanalyse 

Um nun aus den drei Alternativen international, multinational und national die bestgeeignete 

Lösung auswählen zu können, werde ich eine Nutzwertanalyse unter Anwendung der Theo-

rie von Jean-Paul Thommen durchführen (Thommen, 2008:446). 

Die Anwendung einer Nutzwertanalyse ist ein optimales Vorgehen bei der Bewertung von 

verschiedenen Alternativen. Zuerst erfolgt eine Auflistung aller entscheidungsrelevanten Kri-

terien, die aufgrund ihrer Wichtigkeit für das Gesamtprojekt gewichtet werden. Man unter-

scheidet hier die Wunschkriterien und die Musskriterien. Wenn eine Alternative ein Musskri-

terium nicht erfüllt, scheidet diese ohne eine weitere Prüfung aus. Anschliessend erfolgt die 

Bewertung der einzelnen Kriterien für jede Alternative mit Hilfe einer gewählten Punkteskala. 

Wenn dann die Multiplikationen der Gewichtung mit den Bewertungen pro Alternative zu-

sammengezählt werden, kann anhand dieser Summen der Gesamtnutzen der verschiede-

nen Alternativen abgelesen werden. (Thommen, 2008: 466) 

 

4.2.1 Entscheidungsrelevante Kriterien und Gewichtung 

Verschiedene Kriterien müssen erfüllt sein, um das Ziel einer sicheren Endlagerung der ra-

dioaktiven Abfälle zu erreichen. Aufgrund der beurteilten Wichtigkeit wird für jedes Kriterium 

ein Gewichtungsfaktor gewählt, der festlegt, wie viel das einzelne Kriterium zum Gesamtnut-

zen beiträgt. Der Gesamtnutzen beträgt 100. 

 Erfüllen der Sicherheitskriterien: Das Einhalten der Sicherheitskriterien bei der Su-

che nach einem Standort ist ein Musskriterium. Wenn innerhalb der Staatsgrenzen 

eines Landes kein Standort gefunden werden kann, der die Sicherheitskriterien er-

füllt, muss das ganze Verfahren abgebrochen werden und andere Lösungen gefun-

den werden. 
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 Transparentes Standortauswahlverfahren: Ein transparentes Standortauswahlver-

fahren ist enorm wichtig, um die Akzeptanz und das Vertrauen der Bevölkerung zu 

gewinnen. Dazu gehört auch die Kommunikation an die Bevölkerung, die zwingend 

vollständig und transparent sein muss. Nur wenn die Bevölkerung das Vertrauen in 

den Ausführenden hat, ist es möglich, eine Region oder ein Land zu finden, das be-

reit ist, ein geologisches Tiefenlager auf seinem Territorium zu realisieren. Aus die-

sen Gründen habe ich für diesen Punkt eine hohe Gewichtung von 18 gewählt. 

 Funktionierende Kontrollen: Wenn ein geologisches Tiefenlager erbaut wurde, 

müssen umfassende Kontrollen durchgeführt werden: Zum einen über die Sicherheit, 

die stets gegeben sein muss, und andererseits über den Betrieb des Endlagers sowie 

über die Beobachtung. Die Kontrollen sind enorm wichtig, da diese die Sicherheit ei-

nes Lagers während der Betriebszeit überprüfen. Ohne solche Kontrollen könnte es 

an der Sicherheit mangeln, was verheerende Auswirkungen zur Folge haben könnte. 

Durch diese Wichtigkeit der Kontrollen erfolgte meine Gewichtung auch dementspre-

chend hoch mit 14. 

 Transport: Um die radioaktiven Abfälle sicher einlagern zu können, benötigt es einen 

sicheren Transport von den Kernkraftwerken oder den Zwischenlagern zum Endla-

ger. Der Transport muss auf höchster Sicherheitsstufe ausgeführt werden, da ein Un-

fall während des Transports fatale Konsequenzen haben könnte. Auch diesen Punkt 

erachte ich als wichtig und gewichte ihn deshalb mit 14. 

 Verantwortung: Bereits bevor mit dem Bau für ein geologisches Tiefenlager begon-

nen wird, muss die Verantwortung auf die Beteiligten aufgeteilt werden. Die Vertei-

lung der Verantwortung darf nicht vergessen gehen und sollte frühzeitig geschehen. 

Daher erfolgt meine Beurteilung der Gewichtung mit 11. 

 Finanzierung: Bevor mit dem Standortauswahlverfahren und dem Bau begonnen 

werden kann, müssen die Träger der Finanzierung sichergestellt werden. Ein weiterer 

wichtiger Punkt zum Thema Finanzierung ist das Vorhandensein der nötigen flüssi-

gen Mittel, was gesetzlich geregelt sein muss. Ohne eine geregelte Finanzierung ist 

es nicht möglich, ein Standortauswahlverfahren durchzuführen, und wird daher mit 

der Gewichtung 11 als wichtig eingestuft. 

 Politische Absicherung: Nicht zu vergessen, ist die politische Absicherung des 

ganzen Prozesses. Die Verantwortlichkeiten, die Finanzierung sowie das Auswahl-
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verfahren sollten gesetzlich festgehalten werden, um spätere Uneinigkeiten zu ver-

meiden. Zudem sollte bei einem Endlager, das mehrere Länder betrifft, ein gemein-

sames Abkommen von allen betroffenen Staaten unterzeichnet werden. Die politi-

sche Absicherung des gesamten Prozesses ist wichtig für eine spätere Vermeidung 

von Unannehmlichkeiten und wird darum von mir als wichtig eingestuft und mit 11 

bewertet. 

 Sozioökonomische Voraussetzungen: Bei der Standortwahl sollten neben den 

geologischen Voraussetzungen auch die sozioökonomischen Voraussetzungen be-

trachtet werden. Beispielsweise die Wahl eines Standortes, der wenig dicht besiedelt 

ist. Auch die Verringerung der Zuwachsraten und die dazugehörigen steuerlichen 

Auswirkungen spielen bei der Betrachtung der sozioökonomischen Konsequenzen 

eine Rolle. Die Beachtung der sozioökonomischen Voraussetzungen ist den sicher-

heitstechnischen Voraussetzungen nachrangiert, sollte jedoch trotzdem beachtet 

werden, und darum erfolgt meine Gewichtung mit dem Wert 9. 

 Globale Sicherheit: Ein möglichst hoher Stand der globalen Sicherheit ist wichtig, da 

bereits ein kleiner Unfall in einem Endlager oder ein terroristischer Anschlag auf ein 

Endlager mit verheerenden Folgen enden könnte. Die globale Sicherheit darf nicht 

vernachlässigt werden und wird darum mit einem Wert von 9 gewichtet. 

 Oberflächenanlagen: Neben den Anlagen im Untergrund benötigt ein Tiefenlager 

auch Oberflächenanlagen, wie im Kapitel 2.4.3 Lagerkonzept bereits erläutert wurde. 

Für diese Oberflächenanlagen werden idealerweise ein Bahnanschluss oder eine 

Strassenverbindung benötigt. Zudem muss eine genügend grosse Fläche vorhanden 

sein, wobei es vorteilhaft ist, wenn diese nicht direkt in einem Dorfkern oder in des-

sen Sichtfeld liegt. Die Oberflächenanlagen erachte ich, mit einer Gewichtung von 3, 

als nicht ganz so wichtig, da viele bauliche Änderungen auch zu einem späteren 

Zeitpunkt noch vorgenommen werden können. 

 

4.2.2 Bewertung der Kriterien für die Alternativen 

Die einzelnen gewichteten Kriterien aus dem vorherigen Schritt werden nun für jede Alterna-

tive bewertet. Die Bewertung erfolgt mit einem Wert zwischen 1 und 5, wobei 5 eine sehr 

gute Erfüllung des Kriteriums ist, 3 befriedigend und 1 lediglich für eine schlechte Erfüllung 
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steht. Anzumerken ist, dass bei der nationalen Lösung ein demokratisches, relativ reiches 

Land wie die Schweiz angenommen wird. 

 Erfüllen der Sicherheitskriterien: Auf internationaler Ebene gesehen, werden die 

Sicherheitskriterien sehr gut erfüllt, da man eine enorme Menge an Regionen hat, die 

zur Überprüfung zur Verfügung stehen. Dank dieser grossen Auswahl ist die Chance, 

einen Standort zu finden, der alle Sicherheitskriterien erfüllt, sehr gross. Auch auf 

multinationaler Ebene ist die Chance, einen solchen Standort zu finden, grösser, da 

man mehrere Länder zur Auswahl hat als bei einer rein nationalen Lösung. Bei einer 

nationalen Lösung kann es durchaus vorkommen, dass in einem Land keine Region 

vorhanden ist, welche die geologischen Voraussetzungen für ein sicheres Tiefenlager 

bietet. Aus diesen Gründen bewerte ich die Sicherheitskriterien bei einer internationa-

len und multinationalen Lösung als erfüllt und bei einer nationalen Lösung gesamthaft 

betrachtet nur als teilweise erfüllt. 

 Transparentes Standortauswahlverfahren: Je mehr Länder an einer Lösung betei-

ligt sind, desto schwieriger wird die Kommunikation, die ein wichtiger Bestandteil ei-

nes transparenten Standortauswahlverfahrens ist. Demzufolge bestehen bei einer na-

tionalen Lösung geringere Schwierigkeiten als bei einer multinationalen oder sogar 

internationalen, wo mehrere oder sogar bis zu Hunderte von Ländern beteiligt sind. 

Dasselbe Problem wird wahrscheinlich auch beim Aufbau des Vertrauens der Bevöl-

kerung auftreten. Sobald mehrere Länder beteiligt sind, müsste diese Aufgabe wohl 

einer internationalen Organisation übergeben werden, für die es viel mühsamer wird, 

Vertrauen aufzubauen, als für eine nationale Organisation. 

Bei einem internationalen Endlager wird nach meinen Einschätzungen die Akzeptanz 

der Bevölkerung des Standortlandes sicherlich nicht vorhanden sein. Ich denke, kein 

Mensch möchte in einem Land leben, das der Abfalleimer der ganzen Welt ist. Wenn 

man auch die unterschiedlichsten Mengen an radioaktiven Abfällen bedenkt, wird 

klar, dass die Bevölkerung eines Landes mit einem kleineren Atomprogramm kaum 

bereit ist, die Abfälle eines stark von Atomkraft abhängigen Landes zu übernehmen. 

Bei einer multinationalen Lösung sehe ich weniger Schwierigkeiten, eine Akzeptanz 

in der Bevölkerung zu erreichen, da ein Endlager nur für eine beschränkte Anzahl 

von Ländern gebaut wird. Am wenigsten Probleme gibt es meines Erachtens ganz 

klar bei einem nationalen Endlager, da nur diese Bevölkerung, die auch direkt vom 
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günstigen Strom profitieren konnte, mit den Konsequenzen der Entsorgung der Abfäl-

le konfrontiert wird. 

Das Kriterium transparentes Standortauswahlverfahren bewerte ich aus den oben 

genannten Gründen für eine internationale Lösung mit 2, für die multinationale Lö-

sung mit 3 und für die nationale Lösung mit 5. 

 Funktionierende Kontrollen: Die Bestimmung eines Kontrollorgans erfolgt meiner 

Meinung nach bei allen drei Alternativen etwa gleich. Bei einem nationalen Endlager 

würde eine nationale Organisation bestimmt werden, wobei bei einem internationalen 

und multinationalen Endlager eine internationale Organisation bestimmt werden 

müsste. Der Einblick hingegen, der die Regierung in diese Kontrolle hat, ist bei einer 

nationalen Lösung ganz klar am einfachsten und zu jeder Zeit gewährleistet. Bei ei-

nem multinationalen Endlager bereitet der Einblick in die Kontrollen bereits mehr 

Schwierigkeiten und bei einem internationalen Endlager wird dieser Einblick noch-

mals weiter durch die möglichen weiten Distanzen zum Endlager erschwert. Das 

Funktionieren der Kontrollen und die dazugehörigen Einblicke in diese bewerte ich 

bei einem nationalen Endlager mit 5, bei einem multinationalen Endlager mit 4 und 

bei einem internationalen Endlager mit 2. 

 Transport: Ein internationales Endlager hätte weite Transporte der radioaktiven Ab-

fälle von den Kernkraftwerken und den Zwischenlagern der jeweiligen Länder bis zum 

Endlager zur Folge. Die Gewährung der Sicherheit während des langen Transports 

verursacht enorm hohe Kosten, die um ein Vielfaches höher sind als bei einer multi-

nationalen oder nationalen Lösung. Bei einem multinationalen und nationalen Endla-

ger bewerte ich den Transport gleich mit 4, da je nach Grösse des Landes, der Regi-

on oder des Kontinents der ähnliche Aufwand für den Transport anfällt. Ein internati-

onales Endlager, das gegenüber den anderen zwei Alternativen erhebliche Nachteile 

aufweist, bewerte ich mit 2. 

 Verantwortung: Auf nationaler Ebene gestaltet sich die Zuteilung der Verantwortung 

relativ einfach, wobei auf multinationaler und internationaler Ebene höchstwahr-

scheinlich erst Verhandlungen geführt werden müssen, um die Verantwortung auf die 

Beteiligten aufzuteilen. Ich denke, dass es bei Verhandlungen schwieriger wird, eine 

Einigkeit zu erreichen, je mehr Länder mit verschiedenen Meinungen daran beteiligt 

sind. Die Verantwortung bewerte ich daher mit 5 für die nationale Ebene, mit 4 für ei-

ne Zuteilung auf multinationaler Ebene und mit 3 für die internationale Ebene. 
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 Finanzierung: Die Problematik der Finanzierung kann mit derjenigen der Verantwor-

tung verglichen werden. Je mehr Staaten dabei beteiligt sind, desto komplizierter wird 

es, eine gemeinsame Übereinkunft zu finden. Darum erfolgt die Bewertung analog 

der Verantwortung mit 5 für ein nationales Endlager, 4 für ein multinationales Endla-

ger und 3 für ein internationales Endlager. 

 Politische Absicherung: Die gesetzliche Festhaltung aller Entscheidungen über die 

Verantwortung und Finanzierung sowie der Ablauf des Prozesses ist auf nationaler 

Ebene ein relativ einfacher Schritt, da bei allen Schritten nur ein Land beteiligt ist. Auf 

multinationaler und internationaler Ebene muss zuerst ein Abkommen von allen betei-

ligten Ländern unterzeichnet werden, wobei einzelne Sachverhalte anschliessend 

auch in die Gesetze der einzelnen Länder übernommen werden müssen. Auf interna-

tionaler Ebene erfolgt meine Bewertung mit 1, da dies ein komplizierter und langwie-

riger Prozess ist, den alle beteiligten Länder durchlaufen müssen. Auf multinationaler 

Ebene bewerte ich die politische Absicherung mit 3, da es sich um eine überschauba-

re Anzahl von beteiligten Ländern handelt, und auf nationaler Ebene mit 5. 

 Sozioökonomische Voraussetzungen: Je mehr Länder an einem Endlager beteiligt 

sind, desto grösser ist die Auswahl an möglichen Standorten, wobei dadurch auch die 

sozioökonomischen Voraussetzungen besser berücksichtigt werden können. Das 

heisst, eine internationale Lösung, bei der eine grosse Anzahl von Staaten beteiligt 

ist, bewerte ich mit 5, eine multinationale Lösung mit 3 und eine nationale mit 2. 

 Oberflächenanlagen: Für die Gestaltung der Oberflächenanlagen bieten sich bei ei-

ner internationalen Lösung am meisten verschiedene Möglichkeiten für die Auswahl 

eines geeigneten Standortes mit den dazugehörigen Oberflächenanlagen an. Auch 

bei einer multinationalen Lösung ist die Entscheidungsauswahl aufgrund der grösse-

ren Fläche breiter als bei einer nationalen Lösung, bei der nur zwischen wenigen ver-

schiedenen Standortregionen ausgewählt werden kann. Zu beachten ist allerdings 

bei allen Alternativen, dass die Region auch zu einem späteren Zeitpunkt mit einer 

Bahn- oder Strassenzufahrt erweitert werden kann. Daher erfolgt die Bewertung für 

eine internationale Lösung mit 5, für eine multinationale Lösung mit 4 und für eine na-

tionale Lösung mit 3. 

 Globale Sicherheit: Der grösste Beitrag zur globalen Sicherheit leistet eine internati-

onale Lösung, da nur eines oder wenige Lager weltweit vorhanden sind. Bereits ein 

multinationales Lager ist im Rahmen der globalen Sicherheit ein Fortschritt gegen-
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über den nationalen Lösungen. Je mehr Endlager weltweit vorhanden sind, desto 

grösser ist das Risiko, dass in einem oder mehreren weltweit vorhandenen Lagern 

ein Unglück geschieht, das verheerende Konsequenzen haben kann. Aus diesen 

Gründen wird die Bewertung bei einer internationalen Lösung mit 5 vorgenommen, 

bei einer multinationalen mit 4 und bei einer nationalen Lösung mit 3, da bereits die 

Einlagerung der radioaktiven Abfälle in ein Tiefenlager einen Beitrag an die globale 

Sicherheit leistet. 

 

4.2.3 Resultat 

Kriterien Gewichtung 
Alternativen 
international multinational national 

   X R X R X R 

Erfüllen der Sicherheitskriterien Muss-
kriterium erfüllt erfüllt teilweise 

erfüllt 
Transparentes Auswahlverfahren 18 2 36 3 54 5 90 
funktionierende Kontrollen 14 2 28 4 56 5 70 
Transport 14 2 28 4 56 4 56 

Verantwortung 11 3 33 4 44 5 55 

Finanzierung 11 3 33 4 44 5 55 
politische Absicherung 11 1 11 3 33 5 55 
sozioökonomische Vorausset-
zungen 9 5 45 3 27 2 18 

globale Sicherheit 9 5 45 4 36 3 27 
Oberflächenanlagen 3 5 15 4 12 3 9 

Gesamtnutzen der Alternativen 100 28 274 33 362 37 435 
Festlegung der Präferenzordnung 
der Alternativen  3. Rang 2. Rang 1. Rang 

X = Bewertung (sehr gut = 5, befriedigend = 3, schlecht = 1)    R = Nutzen pro Standortfaktor 

Tabelle 3: Nutzwertanalyse 

Das Resultat der erklärten Gewichtungen und Bewertungen zeigt sich in der Tabelle 3 der 

Nutzwertanalyse in Anlehnung an Thommen (2008: 466). Um auf das Resultat zu gelangen, 

habe ich die Gewichtung des Kriteriums mit der Bewertung jeder Alternative multipliziert und 

daraus die Summe berechnet. Den ersten Rang erreichte die nationale Lösung mit 435 
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Punkten von maximal 450 möglichen Punkten, gefolgt von der multinationalen Lösung mit 

362 Punkten und der internationalen Lösung auf dem dritten Rang mit 274 Punkten. 

 

4.2.4 Fazit 

Wenn das Musskriterium, die Sicherheitskriterien, erfüllt sind, ist die Implementierung eines 

nationalen Endlagers für radioaktive Abfälle sicherlich die einfachste und am besten geeig-

nete Methode. Sollte ein Land die Sicherheitskriterien in keiner Region innerhalb seiner 

Staatsgrenzen erfüllen können, dann wäre ein Bau eines nationalen Endlagers ausgeschlos-

sen, da das Musskriterium nicht erfüllt ist. In diesem Falle müssten frühzeitig Verhandlungen 

mit anderen Ländern aufgenommen werden, um die Implementierung eines multinationalen 

Lagers zu prüfen. 

Wenn eine Einführung einer internationalen Lösung angestrebt wird, ist einzig die multinatio-

nale Lösung mit Erfolgschancen verbunden. Ich könnte mir vorstellen, dass eine multinatio-

nale Lösung, wenn sie frühzeitig eingeführt wird und nur Staaten mit ähnlich kleinen Kern-

energieprogrammen betrifft, erfolgreich gebaut werden kann. Für den Bau einer internationa-

len Lösung hingegen schätze ich die Erfolgschancen als sehr gering ein. Die Einführung ei-

nes internationalen Endlagers bringt zu viele Nachteile und Ungerechtigkeiten mit sich. 

Es ist sicherlich ein nationales Endlager für die radioaktiven Abfälle anzustreben. Wenn je-

doch ein Land nicht über die notwendigen Sicherheitsbedingungen verfügt oder über ledig-

lich ein kleines Kernenergieprogramm verfügt und somit die Kosten eines nationalen Endla-

gers nicht verhältnismässig sind, ist die Einführung einer multinationalen Lösung denkbar 

und auch sinnvoll. Eine Einführung eines nationalen Lagers gestaltet sich zudem problema-

tisch, wenn es sich um kein demokratisches Land handelt, in dem die Bevölkerung mitent-

scheiden kann, oder wenn es sich um ein Land handelt, das über zu wenige flüssige Mittel 

verfügt. 
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5. Mögliche multinationale Lösungen mit Schweizer Be-
teiligung 

In diesem Abschnitt werden verschiedene Möglichkeiten beurteilt, wie die Schweiz in einer 

multinationalen Lösung mitwirken könnte. Eine denkbare Variante wäre, dass die westeuro-

päischen Staaten zusammen eine Lösung finden würden, also Frankreich, Spanien, Portu-

gal, Italien, Deutschland, die Benelux-Staaten und die Schweiz, oder ein anderes Beispiele 

wäre die Zusammenarbeit der Alpenländer Frankreich, Italien, Österreich, Deutschland und 

der Schweiz. In meinen nachfolgenden Überlegungen beurteile ich die Variante eines multi-

nationalen Endlagers für die Alpenländer, da weniger Staaten daran beteiligt sind und somit 

das Ganze überschaubarer wird. 

Auch auf der multinationalen Ebene müsste ein Standortauswahlverfahren wie in der 

Schweiz durchgeführt werden, das Sicherheitsaspekte sowie sozioökonomische Aspekte 

berücksichtigt, jedoch ohne Grenzen zwischen den Ländern. Doch ich denke mir, dass die-

ses Projekt bereits in der Planungsphase scheitern wird. Die fünf Länder weisen alle ein ex-

trem unterschiedliches Kernenergieprogramm auf. 

 
Anzahl Kernkraftwer-

ke am Netz 
Generierter Atom-
strom in TWh 2009 

Prozentsatz der Kern-
energie am totalen 

Stromangebot 
Deutschland 17 127.8 22.8 

Frankreich 58 390.0 75.1 

Italien 0 0.0 0.0 

Österreich 0 0.0 0.0 

Schweiz 5 26.1 39.2 

Tabelle 4: Übersicht Kernenergieprogramme (Nuclear Energy Agency, 2010) 

Wie auch in der Tabelle 4 ersichtlich hat Frankreich zurzeit 58 Kernkraftwerke in Betrieb und 

generiert 75% seines Stromangebots durch die Kernenergie. Deutschland generiert momen-

tan 22% seines Stroms durch die Kernenergie mit 17 betriebenen Kernkraftwerken. Italien 

hat nach dem Tschernobyl-Unfall seine Kernkraftwerke stillgelegt und seither keine mehr in 

Betrieb. Auch Österreich hat keine Kernkraftwerke in Betrieb, da aufgrund von grossen Pro-

testen das gebaute Kernkraftwerk nie in Betrieb genommen wurde (Nuclear Energy Agency, 

2010). 
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Durch diese enormen Unterschiede bei der Kernenergienutzung entstehen auch dement-

sprechend massive Unterschiede bei der Menge der zu entsorgenden radioaktiven Abfälle. 

Ich denke, es ist unmöglich, innerhalb dieser Staaten eine Einigung zu erzielen, ausser wenn 

Frankreich, das mit Abstand die meisten radioaktiven Abfälle aufweist, bereit ist, neben den 

eigenen auch die Abfälle der anderen Länder innerhalb der französischen Staatsgrenzen zu 

entsorgen. Wobei ich bezweifle, dass die französische Bevölkerung damit einverstanden ist. 

Ich denke jedoch kaum, dass sich ein anderes Land bereit erklärt, die Abfälle der anderen zu 

entsorgen, schon gar nicht Österreich oder Italien, die keine Kernkraftwerke mehr in Betrieb 

haben. 

Aufgrund der massiven Unterschiede zwischen diesen Ländern schätze ich die Durchführ-

barkeit dieser Möglichkeit, eines multinationalen Endlagers für die Alpenländer, als sehr ge-

ring ein. 

Ich denke nicht, dass die Schweiz, aufgrund ihrer direkten Demokratie, jemals Teil einer mul-

tinationalen Lösung wird, denn man muss auch immer bedenken, dass die Schweiz selbst 

auch als möglicher Standort diskutiert wird. 
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6. Resultate 

Die Unterscheidung der verschiedenen Möglichkeiten für die Endlagerung erfolgt in internati-

onale, multinationale und nationale Endlager, wobei ein multinationales Endlager eines zwi-

schen mehreren angrenzenden Ländern ist. 

Eine internationale Lösung, das heisst, eines oder wenige Länder entscheiden sich, die ra-

dioaktiven Abfälle aller anderen Länder weltweit zu übernehmen, weist zu viele negative As-

pekte auf und kann daher nicht durchgeführt werden. Der wohl grösste Nachteil ist der 

Imageverlust des Landes, da das Ansehen als „Abfalleimer der ganzen Welt“ entsteht. Da-

durch lässt sich unmöglich eine Akzeptanz in der Bevölkerung erreichen. Weitere Probleme 

entstehen sicherlich, wenn Einigkeit über komplizierte Themen wie die Verantwortung, die 

Finanzierung oder das Kontrollorgan erzielt werden muss. Je mehr Beteiligte eine gemein-

same Übereinkunft über ein kompliziertes Thema treffen müssen, desto komplizierter wird 

es, die Einigung zu finden. Zudem sind die langen Transportwege der radioaktiven Abfälle 

mit enormen Kosten verbunden. 

Nationale Lösungen sind meiner Einschätzung nach die am besten geeigneten Varianten, 

um Endlager für radioaktive Abfälle zu realisieren. Hervorzuheben sind vor allem die verein-

fachte Erreichung der Akzeptanz, da durch ein rein nationales Verfahren eine transparente 

Kommunikation stark vereinfacht wird sowie der Transport, der nur über kurze Distanzen 

erfolgt und somit erheblich günstiger ist als bei einer internationalen Lösung. 

Natürlich gibt es auch Länder, die nicht genügend finanzielle Mittel für eine Realisation eines 

nationalen Lagers haben, bei denen es sich verhältnismässig nicht lohnt, da sie lediglich ein 

kleines oder gar kein Kernenergieprogramm haben, oder natürlich solche, welche die Si-

cherheitskriterien nicht einhalten können. In solchen Fällen ist es denkbar, eine multinationa-

le Lösung für die Endlagerung der radioaktiven Abfälle zu suchen. Dabei gilt es zu beachten, 

dass es Länder sind, die sich innerhalb der gleichen Region oder desselben Kontinents be-

finden, damit die Vorteile gegenüber einer internationalen Lösung auch ausgenützt werden 

können, wie zum Beispiel die wesentlich kürzeren Transportwege. Zudem ist wichtig, dass 

es keine Ungerechtigkeit bezüglich der Grössen der Kernenergieprogramme gibt, da ansons-

ten der Vorteil der einfacheren Akzeptanzerreichung wieder aufgehoben wird. Weiter sollten 

interessierte Staaten frühzeitig mit Verhandlungen untereinander beginnen, bevor eine Nati-

on bereits mit nationalen Abklärungen beginnt. 
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7. Handlungsempfehlungen 

Die Vorgehensweise bei der Realisation eines nationalen oder multinationalen Endlagers 

gestaltet sich ähnlich. 

1. Akzeptanz erreichen: Wichtig ist, dass die Bevölkerung bereits von Beginn an über 

die Problematik informiert und sensibilisiert wird. Es ist wichtig, dass in der Bevölke-

rung der Wille entsteht, das Problem anzugehen, und dass sich die Bevölkerung 

beim Entscheid nicht gegen ein Lager in der Umgebung sträubt und somit den Pro-

zess in die Länge zieht. Bei einer allfälligen multinationalen Lösung muss diesem 

Schritt noch mehr Beachtung geschenkt werden, da es sich nicht nur um die eigenen 

Abfälle handelt, sondern auch um diese der Nachbarländer. Dieser Prozess der 

transparenten Kommunikation und der Sensibilisierung der Bevölkerung zieht sich 

durch das ganze Verfahren hindurch. Es ist enorm wichtig, dass dieser Schritt zu Be-

ginn nicht verschlafen wird, da sich ansonsten die ganze Standortauswahl verzögert. 

2. Politische Absicherung: Bei einer nationalen und multinationalen Lösung ist es 

wichtig, dass eine Einigkeit über die Verantwortung des Endlagers, über die Finanzie-

rung sowie über das Kontrollorgan erzielt werden kann. Zur Vermeidung von späte-

ren Problemen sollten diese Punkte unbedingt gesetzlich festgehalten werden. Auf 

der multinationalen Ebene ist wichtig, dass jedes beteiligte Land einverstanden ist 

und neben einem unterzeichneten Abkommen die abgemachten Punkte in seinen 

Gesetzen festhält. 

3. Standortauswahlverfahren durchführen: Das Standortauswahlverfahren erfolgt bei 

einer nationalen und multinationalen Lösung im ähnlichen Rahmen, wobei auf multi-

nationaler Ebene das Verfahren ohne die Grenzen zwischen den einzelnen Ländern 

durchgeführt wird. Wichtig sind die zwingende Einhaltung der Sicherheitsaspekte so-

wie die Beachtung von sozioökonomischen Bedingungen.  

Wenn diese drei Punkte sorgfältig umgesetzt werden, sollte einer erfolgreichen Realisation 

eines Endlagers, auf nationaler oder multinationaler Ebene, nichts mehr im Wege stehen. 
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8. Meine Beurteilung 

Die Nagra sucht nun bereits seit vielen Jahren einen Standort für ein Endlager und versucht 

seit ihrem Bestehen, die Schweizer Bevölkerung für das Thema zu sensibilisieren. Trauri-

gerweise zeigt dies nicht allzu viel Wirkung. Die Widerstände in der Schweiz für die Entsor-

gung der eigenen radioaktiven Abfälle sind riesig. In früheren Beispielen hat man gesehen, 

dass keine Gemeinde den Abfall ohne Widerstand entgegennimmt, obwohl dies eigentlich 

unumgänglich ist, da die Schweiz den zukünftigen Generationen und der Umwelt zu liebe 

möglichst bald einen geeigneten Standort zu finden hat. Für eine möglichst schnelle Realisa-

tion eines geologischen Tiefenlagers mussten in der Schweiz sogar die Kantone ausgeschal-

tet werden, wobei nicht wahrscheinlich ist, dass ein nicht betroffener Kanton sich in einer 

Abstimmung dagegen entscheiden wird. Wenn es sogar die Schweiz nur mit enormem Auf-

wand schafft, die Schweizer Bevölkerung dazu zu bringen, ihren eigenen Abfall richtig zu 

entsorgen, wie gross wird dann der Aufwand, wenn noch Abfälle aus anderen Ländern zum 

eigenen dazukommen würden? Wäre irgendein Land - nicht nur die Schweiz - in Europa 

tatsächlich dazu bereit, nicht nur den eigenen, sondern auch die radioaktiven Abfälle von 

anderen Ländern aufzunehmen? Ich denke kaum, dass auf internationaler Ebene in einer 

angemessenen Zeit und mit genügend Akzeptanz ein Endlager realisiert werden kann. 

Um Probleme, wie die Standortsuche für die Entsorgung der radioaktiven Abfälle, zu vermei-

den, sollte bereits bei der Wahl, ob die Kernenergie genutzt werden soll oder nicht, der Pro-

zess bis zu Ende gedacht werden. Das heisst, es müsste frühzeitig ein Konzept erarbeitet 

werden, wie die gebrauchten Brennelemente und der weitere anfallende Abfall entsorgt wer-

den. Nur dadurch könnte das Risiko für uns, für die zukünftigen Generationen und für die 

Umwelt minimiert werden. 

Unfälle mit nuklearen Anlagen haben fatale Konsequenzen, wie die tragischen Beispiele von 

Fukushima, Japan, oder Tschernobyl, Ukraine, zeigen. Nach nuklearen Katastrophen ist das 

Erdreich über Jahre verstrahlt und unbewohnbar. Genau jetzt, wo man in den Medien täglich 

Informationen über diese verheerenden Unfälle hört, assoziieren viele Menschen diese Un-

fälle direkt mit den radioaktiven Abfällen und fürchten sich umso mehr und verweigern Dis-

kussionen über eine Aufnahme des Atommülls in ihrer Nähe. 

Die Entscheidung, mit welcher Art die Energie erzeugt wird, sollte nachhaltig betrachtet wer-

den. Dazu gehört auch der Miteinbezug der Abfälle, die während des Betriebs anfallen, oder 

solche, die durch eine altersbedingte Abschaltung anfallen. 
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Herausgabe 1) der Bachelor-Arbeit „Wäre eine internationale Endlagerung des Atommülls 

gegenüber den inländischen Tiefenlagern eine valable Alternative? – Bewertung verschiede-

ner Varianten mit Hilfe einer Nutzwertanalyse sowie Konkretisierung der möglichen Szena-

rien" 
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11. Anhang 

11.1 Interview mit Dr. Markus Fritschi, Nagra 

Grundsätze: 

Multinationale Lager sind Themen, welche immer wieder aufgekommen sind und immer wie-

der aufkommen werden. Beispielsweise hat die Nagra ein Projekt beraten, in welchem über-

legt wurde, in Australien, welches ein grosser Produzent von Uran für die Kernenergie ist, die 

radioaktiven Abfälle in grossen Wüstengebieten zu entsorgen. Es wäre ein sehr spannendes 

und grosses Projekt gewesen, welches das Bruttosozialprodukt von Australien um 1 % er-

höht hätte. Aber sobald das Projekt an die Öffentlichkeit gelangt war, was in kürzester Zeit 

geschehen ist, hat Westaustralien, welches als Standort vorgeschlagen wurde, innerhalb 

kürzester Zeit ein Gesetz erlassen, welches den Import von radioaktiven Abfällen verbietet, 

womit das Projekt beendet wurde. 

Die beiden skandinavischen Länder Schweden und Finnland stehen bereits in der Realisie-

rungsphase. In Finnland wird zurzeit ein Felslabor gebaut, welches zu einem Tiefenlager 

erweitert wird, und in Schweden ist die Standortwahl erfolgt, wobei sich zwei Gemeinden 

beworben und mit der SKB (Schwedische Nagra) einen Vertrag über Abgeltungen abge-

schlossen haben, welcher Investitionen oder Wertschöpfung von 200 Mio. Euro auslöst und 

davon drei Viertel die Gemeinde, welche nicht gewählt wird, erhält. Wenn man mit diesen 

Leuten über ein mögliches internationales Endlager spricht, kommt ein ganz kategorisches 

und ganz entschiedenes Nein. Jeder für sich. Wir lagern unsere Abfälle bei uns. 

In Frankreich, welches ein Kernenergieprogramm hat, das ca. 20 mal so gross ist wie dieses 

der Schweiz und entsprechend auch 20 mal so viel Abfälle zu entsorgen sind, wird ein ähnli-

ches Gestein wie der Opalinuston überprüft, jedoch mit Kalksteinschichten darüber und dar-

unter und nicht, wie bei uns in der Schweiz, mit weiteren geologischen Barrieren. Die Fran-

zosen verweisen bei einer internationalen Frage auf ihr Gesetz, welches das Verbleiben der 

Abfälle in Frankreich zur Entsorgung verbietet. Frankreich ist eine Nation, welche für andere 

Staaten wiederaufarbeitet. Dadurch wäre es naheliegend, ein Paket anzubieten, mit wel-

chem neben der Wiederaufarbeitung auch die hochaktiven radioaktiven Abfälle entsorgt 

werden würden. Aber der Gesetzgeber verbietet das ganz klar. 

In allen westlichen Staaten gibt es Gesetze, welche den Import von radioaktiven Abfällen zur 

Entsorgung verbieten. 
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Auch die Schweiz, welche sehr geeignete Wirtgesteine aufweist, könnte den andern anbie-

ten, ihre Abfälle innerhalb der Schweizer Staatsgrenzen zu entsorgen. Wenn man das in 

Betracht ziehen würde, dann würde man sich nicht nur die Akzeptanz, sondern auch die 

Duldung einer Standortregion ganz klar verscherzen. Für die Nagra ist es ganz klar, wenn 

irgendwann eine Rahmenbewilligung beantragt wird, erfolgt das, wie auch in einer Medien-

mitteilung kommuniziert, ausschliesslich für Abfälle schweizerischer Herkunft. Wenn jemand 

auf die Idee kommen würde, mit dem Tiefenlager ein Geschäft zu machen und Abfälle von 

andern zu entsorgen, müsste er beim Bund eine Rahmenbewilligungsänderung beantragen, 

welche einer fakultativen Volksabstimmung unterliegt. Ich kann mir nicht vorstellen, dass die 

Schweizer Stimmbevölkerung dazu Ja sagen würde. Das was bei uns gilt, gilt bei allen an-

dern auch. 

Zudem denke ich nicht, dass die Schweizer Bevölkerung in Betracht ziehen würde, dass die 

Abfälle in ein Land verfrachtet werden, welches nicht über unsere Standards verfügt und 

trotzdem bereit ist, die Abfälle zu übernehmen. Das finde ich aus ethischer und moralischer 

Sichtweise nicht vertretbar. Zweitens würde es die „Joint Convention“, das „Gemeinsame 

Übereinkommen über die Sicherheit der Behandlung abgebrannter Brennelemente und über 

die Sicherheit der Behandlung radioaktiver Abfälle“, verbieten. Die „Joint Convention“, wel-

che die grenzüberschreitende Verbringung von radioaktiven Abfällen zur Entsorgung regelt, 

sagt klar, dass ein Staatsvertrag zwischen dem Sender- und Empfängerland benötigt wird. 

Weiter sagt sie klar, dass sich der Sender nötigenfalls verpflichten muss, die Abfälle zurück-

zunehmen, wenn sie nicht gemäss den Sicherheitsbestimmungen im Empfängerland ent-

sorgt werden können. Diese Rücknahmeverpflichtung ist bei uns ins Kernenergiegesetz 

übertragen worden. Das Gesetz überträgt diese Staatsverpflichtung dem Abfallproduzenten, 

das heisst der Abfallproduzent (Kernkraftwerksbetreiber oder der Bund) muss die Verpflich-

tung übernehmen, die Abfälle notfalls zurückzunehmen. Was bedeutet, dass der, welcher die 

Abfälle entsorgen muss, seine Verpflichtung gar nie los wird und gleichzeitig gar keine Kon-

trolle darüber hat, ob sie im Empfängerland richtig entsorgt werden. Diese Hürde ist aus 

meiner Sicht zu Recht sehr gross. 

Es gibt ein Szenario, bei welchem ich mir sage, dass es moralisch und ethisch korrekt und 

notwendig ist, die Abfälle ins Ausland auszulagern, nämlich dann, wenn im eigenen Land nur 

zweitklassige Lösungen zur Verfügung stehen. Dann wäre es aus Sicherheitsgründen ganz 

klar nicht vertretbar, wenn es selbst gemacht werden muss, obwohl man weiss, dass es in 

andern Ländern viel bessere Lösungen gäbe. Das heisst, wenn die Schutzziele und behörd-

lichen Vorgaben nur knapp erreicht werden könnten, man aber wüsste, dass es irgendwo mit 
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dem Faktor 10 oder 100 besser gemacht werden könnte, dann würde man einen Fehler be-

gehen, wenn man auf die eigene Lösung bestehen würde. In diesem Falle müssten Ver-

handlungen aufgenommen werden. In der Schweiz ist das aber ganz klar nicht der Fall. Wir 

können die Schutzziele nicht nur einhalten, sondern bei uns werden diese Schutzziele mit 

dem Faktor 1000 oder 100000 unterschritten. 

Es gibt Staaten, beispielsweise ehemalige Satellitenstaaten der Sowjetunion, die bei der 

Realisierung eines Endlagers Probleme haben, vor allem finanzielle Probleme, und sich da-

durch im Rahmen eines EU-Forschungsprojektes (SAPIERR) zusammengeschlossen haben 

und sich die Einführung eines regionalen Tiefenlagers überlegen. Das heisst, die Staaten 

suchen miteinander eine gemeinsame Lösung. Vermutlich wird das ein Standortauswahlver-

fahren bedingen, wie es auch in der Schweiz durchgeführt wird, jedoch ohne die Grenzen zu 

berücksichtigen. 

Es gab eine Zeit lang auch Diskussionen in Russland über den Import von Abfällen, mindes-

tens für langfristige Zwischenlagerungen. Aber wenn man betrachtet, was die Russen für 

eine Erblast aus den Zeiten der Sowjetunion haben, ist das nicht der Weg, den man be-

schreiten sollte. Auch das BFE sagt, dass diese Lösung nicht zur Diskussion steht. 

Wenn man über multinationale Lösungen spricht, dann spricht man nicht über schwachaktive 

Abfälle sondern von hochaktiven, weil bei schwachaktiven Abfällen, welche in grossen Vo-

lumen und niedriger Aktivität vorhanden sind, ist der Transport durch ganz Europa oder nach 

Übersee von der Menge her nicht gerechtfertigt. 

Ein Empfängerland muss verschiedene Fähigkeiten aufweisen. Es muss die ökonomischen 

Randbedingungen, die Ressourcen, die notwendigen Behörden und Überwachungen haben, 

um alles aufzubauen. Zudem braucht es ein technisches Know-how und ein politisches Sys-

tem, das demokratische Kontrollen über Institutionen ermöglicht. In einem autoritär geführten 

Staat ist so etwas aus meiner Sicht nicht vertretbar, weil die Bevölkerung im Empfängerland 

sich über die Thematik äussern können sollte. Ob das über eine repräsentative Vertretung ist 

oder wie auch immer, aber auf Staatsvertragsebene braucht es diese Instrumente. 

Es gibt drei Aspekte: die ökonomische, technische und politische Fähigkeit, welche vorhan-

den sein müssen. Nur wenn diese drei gegeben sind, wäre es überhaupt diskutabel, ein End-

lager in diesem Land in Betracht zu ziehen. 
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Wie müsste ein geeignetes Auswahlverfahren einer internationalen Lösung ausse-
hen? 

Der Einschluss der HAA als Endpunkt der Entsorgung in stabilen, undurchlässigen, geologi-

schen Schichten, in welchen ein Einschluss über geologische Zeiträume gewährleistet wer-

den kann, ist ein Konzept, welches international etabliert ist. Auch unser Kernenergiegesetz 

schreibt das vor und ich denke auch im Empfängerland muss das so sein. Es wäre aus mei-

ner Sicht, und ich denke auch aus Sicht des Gesetzgebers, nicht zulässig, dass man die Ab-

fälle in einer Oberflächenstruktur lagern würde. Es gibt verschiedene Gesteinsschichten, die 

international zur Verfügung stehen. Bei uns werden vor allem granitische, also kristalline Ge-

steine und Sedimentgesteine, diskutiert. In Deutschland wird zusätzlich der Evaporitgestein, 

also Salzgestein untersucht. Bei uns gibt es zu wenig Salzvorkommen, dass man eine sol-

che Lösung in Betracht ziehen müsste. In den skandinavischen Ländern hingegen gibt es 

nur kristalline Gesteine. Die USA hat in ihrem Projekt, Yucca-Mountain, ein Tuffgestein über 

dem Grundwasser untersucht, das aber grundsätzlich wasserdurchlässig ist. Diese Variante 

käme bei uns vermutlich weniger in Betracht. Es gibt also verschiedene mögliche Wirtgestei-

ne, die untereinander verglichen werden können. Wenn einmal ein Mass der Einschlussfä-

higkeit erreicht wurde, das unter einem Wert liegt, den man als Optimierungsgrenze be-

zeichnen kann, dann muss gesagt werden, dass solche Optionen auch sicherheitstechnisch 

gleichwertig sind. Alle Optionen der Welt, die unter dieser Optimierungsgrenze liegen, sind 

vertretbar, wobei es von diesen viele geben wird. Das heisst auf der multinationalen, über-

geordneten Weltebene ist es schwierig, ein Auswahlverfahren durchzuführen, welches zwin-

gend technisch sagt, wo der am besten geeignete Standort ist. 

In einem Land wie der Schweiz mit deren komplexen Geologie und den klaren Unterschie-

den ist das eher machbar. Die Nagra hat im Sachplan auch aufzeigen müssen, wie es in der 

Etappe zwei weiter geht, wobei in der Etappe zwei nur Standorte vorgeschlagen werden dür-

fen, die sicherheitstechnisch gleichwertig sind und dieselben strengen Anforderungen erfül-

len. Es darf kein Standort vorgeschlagen werden, der deutlich schlechter als ein anderer ist, 

da das Ganze ein sicherheitsgerichtetes Verfahren ist. Am Schluss wird es nicht nur mit ei-

ner quantitativen Bewertung gemacht, sondern man wird auch die qualitativen Unterschiede 

diskutieren. Selbst wenn alle Standorte sicherheitstechnisch gleichwertig sind, gibt es immer 

noch Unterschiede auf einem kleinen Niveau, über welche diskutiert werden kann. Wenn es 

wirklich keine Unterschiede mehr gibt, dann kommen andere Kriterien, zum Beispiel die be-

rühmten sozioökonomischen/ökologischen Kriterien zum Tragen. Wie so etwas auf internati-

onaler Ebene aussehen würde, kann ich nicht sagen, wobei ich aber überzeugt bin, dass es 
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viele verschiedene Lösungen geben wird, aber ich weiss nicht, was schlussendlich den Aus-

schlag geben wird. Aber ich denke, wir in der Schweiz machen es richtig, uns für eine eigene 

Lösung vorzubereiten. Es wird sicherlich nochmals einen Marschhalt geben, bevor dann der 

definitive Bauentscheid fällt, aber wir haben unsere Verantwortung wahrgenommen und war-

ten nicht einfach darauf, dass vielleicht irgendwann jemand uns diesen Abfall abnehmen 

wird. Mit einer eigenen Lösung ist man auch nicht erpressbar. 

Wenn man es von der Grösse der Kernenergieprogramme anschaut und diese miteinander 

vergleicht, könnte man sagen, dass es nicht unbedingt in jedem Staat ein Endlager bräuchte 

und es auch durchaus ein bis zwei europäische Lösungen geben könnte, da zum Beispiel 

die USA sich überlegt, ein geologisches Tiefenlager für seine hochaktiven Abfälle zu bauen. 

Langfristige Betrachtung: 

Kommen wir nun auf die unbewohnten Gebiete zu sprechen, wie zum Beispiel die grossen 

Wüstengebiete. Wir schauen auf Zeiträume, in welchen wir die Entwicklung im Untergrund, 

in 500 bis 600 Metern Tiefe, eingrenzen können, da wir in den geologischen Schichten Milli-

onen Jahre zurückschauen können. Aber wenn man sagen müsste, dass ein Wüstengebiet 

in Millionen von Jahren immer noch unbevölkert ist oder ob dort jemand Gewächshäuser 

baut und Wasser aus dem Untergrund pumpt, eine Meerwasserentsalzungsanlage baut oder 

eine Stadt baut, z.B. eine Ökostadt, wissen wir das nicht. Das heisst, es ist schwierig zu sa-

gen, dass ein unbewohntes Gebiet im Interesse der Sicherheit zu bevorzugen ist, da wir 

nicht wissen können, wie die Bevölkerung in tausend Jahren dort ist. Da der Einschluss dar-

über hinaus gewährleistet sein muss, ist die Argumentation, die Abfälle in ein unbewohntes 

Gebiet zu schicken, für die eigentliche Aufgabe nicht zentral, sondern unabhängig ob Bevöl-

kerung an der Oberfläche ist oder nicht, die Abfälle im Untergrund langfristig sicher ein-

schliessen. Das Versenden der Abfälle in die Wüste hat den Beigeschmack wie aus den Au-

gen aus dem Sinn. 

Man hat das Standortauswahlverfahren rein technisch durchgeführt, wobei ich wirklich froh 

bin, dass wir nicht gerade unter Zürich gelandet sind. Auch wenn es so gewesen wäre, hätte 

man das auf den Tisch legen müssen und der Gesellschaft erklären müssen, wie die Situati-

on ist. Es ist sicherlich ein emotionales Problem und in dem Sinne auch ein praktisches, weil 

mit dem Tiefenlager auch eine Schutzzone verbunden ist, welche in den ersten mehreren 

hundert Jahren sehr wichtig ist, wobei natürlich auch eine Nutzungseinschränkung von 200 

bis 300 Metern damit verbunden ist. Man muss sich verabschieden vom Gedanken an die 

Oberfläche, sondern man muss an den Untergrund denken. 
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Aus akzeptanzmässigen Gründen könnte es Vorteile haben, wenn ein Endlager irgendwo in 

der Wüste gebaut wird. Aber sicherlich bei uns in der Schweiz ist es nicht das Ziel, etwas 

akzeptanzmässig zu optimieren, sondern im Interesse der Langzeitsicherheit die beste Lö-

sung zu finden. Ich glaube auch, dass es das ist, was langfristig zählt. Wenn nur auf die Ak-

zeptanz geschaut wird und man wählt so nur eine zweit- oder drittbeste Lösung, wird es ir-

gendwann jene einholen, die versuchen eine Lösung dort zu realisieren. Irgendwann müsste 

es transparent gemacht werden, dass das eben nicht richtig ist. Daher sollte man von Anfang 

an auf die richtige Karte setzten, wobei ich überzeugt bin, was auch Stellungnahmen und 

Umfragen zeigen, dass auch die Politik erkennt, dass die Sicherheit an oberster Stelle steht, 

was unbestritten ist. 

Bei uns stellt sich immer der Verdacht ein, dass man sagt, es solle am besten Ort der Welt 

lagern, aber sicher nicht bei uns. Die Hoffnung ist immer, dass das irgendwo in der Wüste 

ist. Oft wird das nicht als faire und offene Diskussion geführt. 

Auch die Bevölkerung weiss, dass die Technologie vorhanden ist und dass es hier seriös 

gemacht wird. Zudem ist es auch ein Votum, wenn wir es bei uns machen, dann wissen wir, 

dass es richtig gemacht wird. Ich finde, dass das auch durchaus richtig so ist. Wie gesagt, 

der Grund für eine internationale Lösung bei uns wäre, wenn es nur zweitklassige Lösungen 

gibt. In der Schweiz kann man aber zwischen vielen sehr guten Lösungen entscheiden. Man 

hat nicht nur einen Standort, sondern man hat mehrere und alle wären gut, was einer sehr 

guten Ausgangslage entspricht. 

Wie müssten die Verantwortlichkeiten einer internationalen Lösung geregelt sein? 
Oder gibt es eine internationale Organisation, die eine Lösung einführen müsste? 

Internationale Organisationen, wie die UNO, die EU oder auch die IAEA sind immer ein Zu-

sammenschluss von Mitgliederstaaten. Bei einer solchen Frage wurde das schon oft disku-

tiert. Man nimmt einen Standort, der möglichst abgelegen ist und richtet dort eine internatio-

nale Zone ein, unter der Oberaufsicht der UNO. Jetzt muss das einmal umgedreht werden 

und aus der Sicht des Empfängerstaates angeschaut werden. Ich als Empfängerstaat werde 

damit konfrontiert, dass ein Stück meines Territoriums freiwillig zur Verfügung gestellt wer-

den muss, nicht nur an eine internationale Organisation für irgendetwas, sondern sogar einer 

internationalen Organisation, welche dann die Kontrolle über die Sicherheit der Entsorgung 

der radioaktiven Abfälle hat. Es wäre ein sehr grosser Schritt eines Empfängerstaates, so 

etwas zu machen. Ich denke, dass ein Empfängerstaat, welcher die drei Voraussetzungen, 
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die technische, politische und ökonomische Fähigkeit, erfüllt, der wird damit vermutlich nicht 

einverstanden sein. 

Einen Empfängerstaat zu wählen, bei welchem eine der drei Voraussetzungen nicht gege-

ben ist, z.B. ökonomisch nicht fähig ist, geht für mich in Richtung wirtschaftlich unter Druck 

setzen. Jemand der technologisch nicht fähig ist, der kann nicht einmal beurteilen, was auf 

seinem ursprünglichen Gebiet geschieht. Und in einem Land, in welchem die politischen 

Voraussetzungen nicht erfüllt werden können, kann sich die Bevölkerung nicht einmal in ei-

nem demokratischen Prozess darüber äussern, ob sie das will oder nicht. 

Einfach eine internationale Organisation darüberzustülpen, die dann sagt, da wird es ge-

macht und das ist jetzt unter meiner Kontrolle, finde ich problematisch. Ich glaube nicht, dass 

das ein gangbarer Weg ist. 

Was ich mir dagegen als Option vorstellen könnte, zum Beispiel mit den ehemaligen Satelli-

tenstaaten der Sowjetunion, ist, dass sich ein Staatenbund zusammenschliessen würde und 

das Problem gemeinsam angehen wird und sich untereinander mit Staatsverträgen koppeln. 

Der Ruf nach einer internationalen Organisation, nach einem exterritorialen multinationalen 

Gebiet, hat auch seine Schwierigkeiten. Wenn man es machen will, könnte ich mir vorstellen, 

dass sich ein paar Staaten zusammenschliessen, wobei aber auch alle bereit sein müssen, 

ihr Staatsgebiet für ein Endlager zu öffnen. Und genau hier beginnt die Schwierigkeit. Nur 

durch den freiwilligen Zusammenschluss wäre man auch Partner unter gleichen, ansonsten, 

wenn man diese Auslandsfrage führt, sieht man sich oft nicht als Partner unter gleichen. In 

dem Moment, wo man es als Partnerstaat diskutiert, muss man auch bereit sein, sein Land 

dafür zu öffnen. Ansonsten hat es den kolonialistischen Beigeschmack. Wir können es uns 

leisten und deshalb machen wir es. 

Man sieht die Schwierigkeit, welche die UNO auch bei anderen Mandaten hat. Die UNO ist 

eigentlich eine Staatengemeinschaft unter gleichen. Das heisst, man kann nicht einfach von 

einem übergeordneten Gremium jemanden bestimmen. Wenn sich diese Länder aber eini-

gen, sie wollen das unter der Kontrolle der UNO machen, als Schiedsrichter, dann wäre das 

sicher denkbar. 

Was für Konsequenzen können Sie sich bei einer internationalen Lösung vorstellen? 

Ist es auf der politischen Ebene möglich, unter der betroffenen Bevölkerung der Staaten die 

Akzeptanz zu schaffen, dass man sagt, wir sind bereit, die Abfälle unserer Nachbarn zu 
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übernehmen? Das ist sicher eine ganz zentrale Frage. Solche Verträge kann man auch nicht 

über alle Ewigkeit bieten, da das Volk sich entscheiden kann, einen Vertrag zu ändern oder 

die Regierung abzuwählen. Ob es da jemals eine Stabilität gibt, weiss ich nicht. 

Selbstverständlich auch Economies of Scale: pro eingelagertem Abfallgebinde wird es güns-

tiger. 

Auf der technischen Ebene wäre es ein Sicherheitsgewinn, wenn sich Staaten daran beteili-

gen, welche selber nur zweitklassige Lösungen haben. 

Zum Schluss: 

Spannend bei der Akzeptanz ist, dass Westaustralien mit dem grossen, riesigen Wüstenge-

biet, was mit einem grossen wirtschaftlichen Vorteil verbunden gewesen wäre, ganz klar 

Nein sagt. Das heisst, abgelegene Gebiete sorgen nicht einfach so für Akzeptanz. 

Da sorgt vielleicht eher das technische Verständnis oder eine technische Gesellschaft für 

Akzeptanz. 

In einem Gebiet, in welchem keine Leute sind, eher agrargeprägt ist und Wissen nicht vor-

handen ist, kann es sein, dass es viel schwieriger ist, die Akzeptanz zu erreichen. 

 

11.2 Interview mit Dr. Charles McCombie, Arius 

Als Erstes geht es um die allgemeine Diskussion, ob eine internationale Lösung mög-
lich wäre oder nicht. Was sind für Sie die wichtigsten Grundsätze, Kriterien und Vor-
aussetzungen für eine internationale Lösung, die vorhanden sein müssen? 

Die am schwierigsten zu erfüllenden Rahmenbedingungen sind politische und öffentliche 

Aspekte. Wir unterscheiden zwischen internationalen Lösungen, wie zum Beispiel Australien, 

wo sich ein Land entscheidet „wir werden den Abfall von allen anderen nehmen“, und regio-

nalen Lösungen, bei welchen mehrere Länder zusammen eine Lösung suchen. Das ist mei-

ner Meinung nach die Linie, die zurzeit am meisten Chancen hat. Die Voraussetzungen dafür 

sind zum einen, dass es freiwillig gemacht wird. Es kann niemandem aufgezwungen werden. 

Dann gibt es eine Reihe von technischen Grundsätzen. Es muss ein sicherer Standort sein, 

es muss state-of-the-art-Technologie sein und es sollte ein gesellschaftlich stabiles Land 

sein. Diese Grundsätze sind alle relativ selbstverständlich. Aber wenn ich es ein bisschen 
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detaillierter anschaue: Was bestimmt die Erfolgschancen? Bei dieser Frage ist man plötzlich 

sehr parallel zu einer nationalen Lösung. In der Schweiz haben wir sehr viele eigenständige 

Kantone, wie es auch Amerika hat. Die Schweiz sucht eine Lösung und auch Amerika sucht 

eine Lösung. Was sind die Voraussetzungen? Sie sind fast die gleichen. Erstmals müssen 

alle Beteiligte anerkennen, dass wir ein gemeinsames Problem oder eine gemeinsame Her-

ausforderung haben. Wenn alle meinen, sie hätten kein Problem oder sie wollen es nicht 

haben, geht es nicht. Bevor man überhaupt nur den Hauch einer Chance hat, etwas zu be-

werkstelligen, muss der Wille für eine gemeinsame Lösung vorhanden sein. 

Die zweite Voraussetzung ist, dass man Vertrauen in diejenigen haben muss, die es verwirk-

lichen. Bei dieser Voraussetzung kann man gute Quervergleiche zwischen den verschiede-

nen Ländern ziehen. In Amerika zum Beispiel, als schlechtes Beispiel, ist das Vertrauen in 

die Ausführenden, also die Regierung, nicht da, wobei in Amerika auch noch kein Schritt in 

Richtung einer Lösung getan wurde. In der Schweiz ist die Nagra nicht so schlecht dran. 

Aber das Musterkind ist ganz klar Schweden. Schweden und auch Finnland haben über 

Jahrzehnte konsequent Vertrauen aufgebaut. Wenn man in Schweden Menschen fragt, wo-

her man zuverlässige Informationen über die Endlagerung bekommt, ist die häufigste Ant-

wort die SKB, welches die schwedische Nagra ist. Die werden häufiger genannt als Green-

peace, Uniprofessoren oder die Regierung. Das ist einmalig dort. 

Wenn man Vertrauen hat, ist das nächste, was man machen muss, alle Möglichkeiten auf 

den gleichen Stand bringen für weitere Abklärungen. Dann lassen sie sich auf einem Niveau 

überprüfen, auf welchem man Diskussionen über einen möglichen Standort führen kann. 

Das scheint mir sehr wichtig. Danach kommt ein weiterer Punkt, welchen viele – auch die 

Schweiz - übersehen haben: Man müsste Einigkeit über die Vor- und Nachteile eines Endla-

gers erzielen. Es gibt zwar viele Nachteile, aber es gibt auch viele Vorteile und das ist, was 

man jetzt verspätet auch in der Schweiz versucht der Bevölkerung beizubringen. Wenn dann 

am Schluss alle ein gemeinsames Problem festgestellt haben und alle Beteiligten am Disku-

tieren sind, wo der Standort sein muss und wo nicht, dann sollte man darüber sprechen, was 

die Vor- und Nachteile für diejenigen sind, die das Lager aufnehmen. Die Schweiz hat das 

Gesetz da geändert und die Kantone ausgeschottet, wobei ich kein Fan von dem bin. Es ist 

ruhig über die Bühne gegangen, aber es steht etwas quer gegenüber Entwicklungen an-

derswo, wo man viel mehr auf die lokale Bevölkerung hört. Wenn die nämlich Nein sagt, ist 

es out. 
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Sie sehen, alles was ich gesagt habe, könnte sowohl national wie auch multinational gelten. 

Der Prozess ist der gleiche, aber die Schwierigkeiten sind natürlich grösser, wenn mit ver-

schiedenen Ländern verhandelt werden muss. Wir haben viele Dokumente über die Stand-

ortsuche etc. veröffentlicht, aber ganz am Schluss muss die Lokalbevölkerung einverstanden 

sein. Ich arbeitete vorher bei der Nagra und habe den Standort Benken ausgewählt. Ich war 

wütend, als die Nagra beim Entsorgungsnachweis, an welchem ich mitgearbeitet habe, der 

nachgewiesen hat, dass es in Benken sicher bewerkstelligt werden könnte, im letzten Mo-

ment einen sogenannten zweiten Antrag gestellt wurde, der alle Arbeiten auf das Zürcher 

Weinland eingeengt hat. Da war ich sehr unglücklich, weil ich damals mit dem Gemeinderat 

verhandelt habe und ich ihm klar gesagt habe, dass, wenn Benken die Tests besteht, sie ein 

mögliches Standortgebiet sind, doch bereits damals haben wir gesagt, wenn Benken geeig-

net ist, ist das Zürcher Weinland geeignet. Und wenn das Zürcher Weinland geeignet ist, ist 

mit grosser Wahrscheinlichkeit die ganze Nordschweiz geeignet. Deshalb sollte man sich 

nicht zu früh auf Benken einengen. Man sollte jetzt, nachdem die technischen Möglichkeiten 

abgeklärt wurden, umschalten und mit der Bevölkerung direkt sprechen. Trotz eines schriftli-

chen Gutachtens meinerseits wollte es die Nagra nicht. Der Bund jedoch hat den zweiten 

Antrag abgeschnitten und, was normal wäre und ich auch vorgeschlagen habe, sich selber 

diese Nein-Möglichkeit ausgeschaltet. Sie reden immer noch davon, dass es vom Volk ent-

schieden wird und es in allen Köpfen ist. Doch wenn ein Kanton ein Lager aufnehmen muss, 

wird kaum ein anderer dagegen stimmen. 

Ich wollte bewusst Parallelen zwischen den Verfahren als solchen aufzeigen. Die ethischen 

und zusammenwirkenden Grundsätze sind meiner Meinung nach gleich und ich habe das in 

meinen 20 Jahren bei der Nagra erlebt und erlebe es seit 10 Jahren in vielen verschiedenen 

Ländern, auch ausserhalb Europas, was schwierig ist, da es viele Kulturen, Sprachen und 

Bräuche gibt. 

Wenn wir nun von einer multinationalen Lösung ausgehen würden, was würden Sie da 
für positive und negative Konsequenzen für alle betroffenen Länder sehen? 

Natürlich bin ich parteiisch und sehe in dem Ganzen hauptsächlich das Positive. Ich sehe vor 

allem positive Konsequenzen für zwei Gruppen. Zum einen ist es für die Welt an sich positiv, 

da man Umweltschutz bewirkt, da es auch für Länder eine Lösung gibt, die selber keine oder 

erst sehr spät eine Lösung finden würden. Ich denke, wenn man heute ein einziges Kern-

kraftwerk hat, dann kann man es sich nicht unbedingt leisten, ein Endlager zu bauen. In Hol-

land zum Beispiel haben sie ein Zwischenlager gebaut und haben vor, dieses 100 Jahre zu 



Bachelor-Arbeit  FS 2011 

 

Rahel Schuler 67 

betreiben. Andere Länder werden keine Zwischenlager haben und die abgebrannten Brenn-

elemente in den vor allem jetzt durch Japan berüchtigten, „Spent-Fuel-Pools“ lagern. Das 

wird eine Rückwirkung haben, da diese „Spent-Fuel-Pools“ nur dazu konstruiert wurden, das 

Material ca. 5 Jahre lang abzukühlen. Nach diesen 5 Jahren sollte es wieder aus den Pools 

rauskommen. Damals hat man gesagt, dass es wiederaufgearbeitet wird. Was passiert jetzt? 

Wir haben „Spent-Fuel-Pools“, in denen viel mehr Brennstoff ist als im Reaktor selbst und es 

ist auch klar wieso. Wenn ich einen einzigen Reaktor haben würde, in Slowenien zum Bei-

spiel, dann mache ich meinen Pool einfach so gross, dass ich dort alles 50-60 Jahre lassen 

kann. Aber dort ist dann ein grosses Hazard-Potential vorhanden. 

Zweitens gibt es einen Security-Schutz. Im Englischen unterscheidet man zwischen safety 

(Umwelt) und security (Sicherheit/Sicherung). Man sagt, dass Nuklearanlagen für Terroristen 

als Ziel nicht attraktiv sind, da sie sehr gut geschützt sind. Aber sie sind als Ziel sehr wohl 

attraktiv, da man sehr wenig machen muss – wir sehen das ja jetzt gerade in Japan – um 

einen riesigen Aufruhr zu bewirken. Diesen Schutz kann man von mir aus Globalschutz nen-

nen. Für das Land selber sind die Vorteile natürlich sehr eindeutig. Zum einen die wirtschaft-

lichen Vorteile, wobei nicht nur die Abgeltungen und Steuern gemeint sind. Diese haben wir 

damals sehr detailliert für Australien analysiert. Es handelt sich um einen hochtechnologi-

schen Industriezweig, welcher für mindestens 60 Jahre garantiert ist. Wenn ich ein Abneh-

merland wäre, würde ich sicherstellen, dass ich nicht nur ein Loch im Boden bekomme. An 

dem Front-End ist es so, wobei ich immer noch darüber schockiert bin, dass beim Abbau von 

Uran viele Länder nicht mehr als nur ein Loch im Boden haben und alle Hightech-Arbeiten 

anderswo gemacht werden, zum Beispiel bei der Anreicherung. Ich würde am Back-End 

(Entsorgung) sicherstellen, dass das nicht passiert. Für Australien haben wir zum Beispiel 

die Behälterkonstruktion machen lassen. Die Behälter sind sehr teuer und kosten etwa ge-

nauso viel, wie der ganze Rest zusammen. Auch der Transport ist eine nachhaltige High-

tech-Industrie. Der letzte Teil, den wir auch berücksichtigt haben, ist ein gewisses Mitspra-

cherecht auf einem anderen Niveau. Für Australien zum Beispiel wäre das sehr wichtig, da 

Australien sehr aktiv in der „Non-Proliferation“ engagiert ist. Dadurch sind sie in einer sehr 

schwierigen Rolle. Sie sind eine sehr antinukleare Nation, aber sie beliefern die Hälfte der 

Welt mit Uran. Es würde in eine politische Szene passen, diesen Teil zu übernehmen, indem 

die Australier sagen, „wir können es gut machen und wir nehmen unsere Verantwortung 

wahr“, wobei es ein politisches Mitspracherecht dabei hat. 

Die Nachteile sind zum einen der Transport, welcher immer Probleme gibt. Der Transport, 

der trotz der Meinungen oder Behauptungen von vielen, ist etwas vom Sichersten vom gan-
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zen Nuklearprozess und wird stark zunehmen. Der zweite Nachteil, der sehr heftig angefoch-

ten wird, ist das Image, wie zum Beispiel „Wir wollen nicht der Abfallkübel der ganzen Welt 

werden“. Das ist der grösste Stolperstein, den es gibt. Unsere Gegenargumente sind, dass 

man sich klar werden muss, dass das kein „Abfallkübel“ ist, sondern ein Teil von einem gan-

zen Prozess. Es ist ein wesentlicher Teil des nuklearen Kreislaufes. Die Risiken sind viel 

kleiner dort, als wenn die Kernkraftwerke massenhaft gebaut werden. Dieser Imageverlust ist 

meiner Meinung nach der grösste Nachteil. 

In ihren Texten haben Sie eine Leasingvariante erklärt. Könnten Sie mir dieses Lea-
sing kurz erklären? Also was es da für eine Abhängigkeit zwischen den Ländern ge-
ben wird? 

Leasing ist eine Möglichkeit, die wahrscheinlicher geworden ist. Leasing würde heissen, 

dass ich die Brennstoffe fabriziere und dass ich sie nicht verkaufen, sondern nur ausleihen 

würde. Andere können sie benutzen und ich nehme sie wieder zurück. Dieses Leasing ist für 

gewisse Länder sehr attraktiv, weil man dann keine hochaktiven Abfälle hat. Das Problem ist 

dann aber nicht ganz gelöst, da es auch andere Abfälle gibt, aber zumindest die hochaktiven 

Abfälle sind weg. Einige Länder würden da sofort einsteigen, vor allem Länder, die bis jetzt 

keine Brennelemente haben, wie zum Beispiel die Emirate, welche das grösste neue Pro-

gramm haben. Die Emirate haben explizite Strategiedokumente auf Regierungsebene, die 

besagen, dass sie eine Leasing-Option suchen. Für andere Länder, die schon länger Kern-

kraftwerke betreiben, ist es schwierig, weil das Leasing von neuen Brennelementen nicht viel 

nützt, wenn bereits alte Abfälle existieren, die man nicht mehr loswird. Da müsste der Ab-

nehmer dazu bereit sein, auch die alten zurückzunehmen, ansonsten hat man nicht viel ge-

wonnen. Für alle Länder, die den Wunsch geäussert haben, neue KKWs zu bauen und bis-

her noch keine hatten - heute sind das etwa 60 Länder, wie Jemen oder Bangladesch – ist 

es eigentlich eine gute Sache. Die Vorteile dessen, der die Leasings anbietet, ist eine ge-

bundene Kundschaft. Das macht zum Beispiel Russland mit dem Iran. Die Kehrseite davon 

ist dann halt, dass der, der das Leasing anbietet, in seinem Land vertreten muss, dass die 

abgebrannten Brennelemente zurückgenommen werden und entsorgt werden. Frankreich 

und England, die für andere Länder wiederaufgearbeitet haben, mussten diese stoppen, ge-

nau wegen dem öffentlichen Aufruhr, welcher auch bei einem Leasing vorhanden sein wird. 

Man muss das so durchbringen, dass es akzeptiert wird. In Russland wurde das auch noch 

nicht geschafft. Sie nehmen es zwar immer noch zurück, aber nicht von allen, wie beispiels-

weise vom Iran nicht. Leasing ist besonders gut für Firmen, die Brennelemente herstellen. 

Die würden das natürlich liebend gerne machen, aber es ist noch nicht soweit. 
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Wie wäre die Vorgehensweise bei einer multinationalen Lösung? Wie müssten dort die 
Verantwortlichkeiten geregelt sein und wer müsste eine solche Lösung einführen, 
dass die Akzeptanz vorhanden ist? 

Das ist eine gute Frage und wahrscheinlich auch die Schwierigste. Wir machen es im Rah-

men unseres ERDO-Projekts, welches sogar dokumentiert wurde mit den „Articles of Consti-

tution“. Wenn es diese regionale Lösung sein soll, muss es eine Gemeinschaft sein, welche 

aber von höher oben abgesegnet werden muss. Die IAEA müsste eine wesentliche Rolle 

spielen. In Europa ist es natürlich die EC, die neueste Direktive (Direktive ist wichtig in Euro-

pa, weil es ein Zwang für die Länder ist). Jetzt gibt es eine Direktive für die Entsorgung, wel-

che im letzten Entwurf, aber noch nicht ganz fertig ist. Aber da steht explizit darin, dass EU-

Länder sich für ein Endlager zusammenschliessen dürfen. In dieser Direktive sind jedoch 

viele Bedingungen aufgesetzt worden, was heisst, dass es intergouvernemental geregelt 

werden muss. Es muss zwischen den Regierungen zu einem Abkommen kommen, welches 

natürlich alle Standards erfüllen muss. Darüber hinaus haben wir uns gedacht, dass die Fe-

derführung beim Abnehmerland sein muss. Die müssen jedoch bereit sein, eine übergeord-

nete Kontrolle, von der IAEA aber auch von den anderen Ländern, zuzulassen. Zum Beispiel 

die Schweiz, was jetzt zwar nicht aktuell ist, aber wenn die Schweiz bei einem regionalen 

Endlager mitwirken würde, würden unsere Gesetze und Reglemente festhalten, dass wir das 

nur machen könnten, wenn unsere Behörde überzeugt wäre, dass die Lösung sicher ist. Das 

heisst, sie müssten zu allem Zutritt haben. So wird das organisiert, wobei die schwierigste 

Frage ist, wer die letzte Verantwortung trägt. Da sagen viele, dass ein Land nicht bereit sein 

wird, eine uneingeschränkte Verantwortung zu übernehmen, falls nachher etwas mit dem 

Lager schiefgeht. Die Wahrscheinlichkeit muss sehr klein sein, was ich auch glaube, dass 

sie das ist, aber diese Frage ist noch offen. Wir behaupten, dass man für solche Extremfälle 

so etwas wie eine Versicherung machen könnte. Man diskutiert dies bereits und 99% der 

Diskussion ist über diesen 1%igen Wahrscheinlichkeitsfall. Man könnte auch eine geteilte 

Verantwortung abmachen. Ich persönlich könnte mir vorstellen, dass ein Abkommen ge-

macht wird, welches alle unterschreiben müssen. So behalten alle einen Teil der Verantwor-

tung, auch wenn es in einem anderen Land zu einem Unfall kommen würde. Die Alternative 

wäre, 100% der Verantwortung im eigenen Land zu haben. Meiner Meinung nach muss man 

über eine lange Zeit die geteilte Verantwortung aufrechterhalten. 
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Wie müsste Ihrer Meinung nach die Finanzierung geregelt sein? 

Genau wie jetzt. Das heisst, die Abfallproduzenten werden zur Kasse gebeten. In den meis-

ten Ländern ist das bereits so, aber nicht überall. Bei Ländern, die das nicht so geregelt ha-

ben, gibt es nun Probleme, da kein Geld vorhanden ist. Lange Zeit mussten die Werke aus-

weisen, dass sie Geld oder Mittel haben, nicht aber flüssige Mittel. Dies wurde aber vor eini-

gen Jahren als nicht akzeptabel beurteilt und sie müssen diese Mittel in gesonderten Fonds 

haben. Davon gibt es in der Schweiz zwei. In anderen Ländern ist es viel schlimmer. In Ame-

rika zahlen alle Werke ein zehntel Cent pro KWh an die Regierung. Dort sind jetzt, zumindest 

auf dem Papier, Milliarden kumuliert, aber dieses Geld ist nicht mehr vorhanden, da es von 

der Regierung eingesetzt wurde. Auch in Deutschland ist es kompliziert geregelt. 

Bei einer internationalen Lösung müssten meiner Meinung nach die Abfallproduzenten die 

finanzielle Verantwortung tragen. Dort käme dann noch ein Zwischenschritt, da meiner Mei-

nung nach die nationalen Regierungen, welche beteiligt sind, ebenfalls eine Rolle spielen 

müssten. 

Wie weit sind Sie im Projekt SAPIERR – ERDO bereits fortgeschritten und was sind die 
nächsten Schritte, die gemacht werden? 

SAPIERR waren reine Studien. Wir haben daraus sehr viele Berichte produzieren können, 

bis wir zum Schluss gekommen sind, dass wir auf technischer Ebene nicht mehr allzu weit 

kommen, ohne dass gewisse Bekenntnisse auf politischer Ebene stattfinden. Deshalb haben 

wir die ERDO-Arbeitsgruppe gegründet. Also Sapir ist nur theoretisch, wie es gemacht 
werden würde? Ja, wir haben es gemanagt und mitgemacht, aber es kam am Schluss nur 

Papier heraus. Beide SAPIERR-Projekte wurden von der EC finanziert, aber wir kamen zum 

Schluss, dass genug Studien gemacht wurden. Wir haben dann 14 verschiedene Länder in 

der EU auf tiefster Ebene, also der Umwelt- oder Energieminister, angeschrieben. Wir haben 

gesagt, dass wir hier an dieser Stelle ein politisches Statement brauchen. Wir haben gesagt, 

wir sind bereit, diese Arbeitsgruppe zu gründen, aber wir wollen im Gegensatz zu anderen 

Gruppen nicht ein Forschungsinstitut oder irgendeine andere Firma gründen, sondern wir 

wollen, dass die Teilnehmer von der Regierung hin delegiert werden. Von den 14 Ländern 

haben das zehn gemacht und die, die es nicht gemacht haben, hatten vielfach finanzielle 

Gründe. Die Arbeit, die diese Arbeitsgruppe macht, wird durch die beteiligten Länder der 

ERDO-Arbeitsgruppe mit 10‘000 Euro pro Jahr für das Sekretariat finanziert. Das Hauptziel 

der Arbeitsgruppe ist, ein Vorgehensplan auf den Tisch zu legen für die Gründung einer ER-

DO ohne Arbeitsgruppe, also einer echten, multinationalen Nagra. Das wird politisch sehr 
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schwierig werden. Wir sind aber bereits sehr weit fortgeschritten und haben alle Randbedin-

gungen so weit so gut dokumentiert und abgestimmt. Vorgesehen ist, dass man den Vorge-

hensplan im Verlauf von diesem bis zum nächsten Jahr allen beteiligten Ländern und auch 

den restlichen europäischen Ländern, die bisher nicht beteiligt waren, unterbreitet. Dann wird 

versucht, mit denen zu diskutieren und zu schauen, ob sie bereit sind, eine echte ERDO zu 

gründen. Das Ergebnis von dem wäre eine echte, ziemlich kleine Organisation. Wir haben 

sogar definiert wie klein. Als ich bei der Nagra anfing, waren wir 5 Leute. Die ERDO würde 

nicht viel anders aussehen. Es wären einige wenige Leute, die über die Jahre etwas aufbau-

en würden. Grösser könnte man dann werden, wenn es dann um Standortabklärungen geht. 

Aber ein brisanter Punkt ist, dass, wenn die ERDO eine echte Organisation wird, muss sie 

auch ein Domizil haben. Und das ist eine heikle Entscheidung. Wir sind der Meinung, dass 

ERDO einen Standort suchen wird und dass der ERDO-Hauptsitz nicht als Standort interpre-

tiert werden darf, wobei das von einigen bewusst missinterpretiert wird. 

Hier steht ERDO bis jetzt und wir hoffen, im Verlauf des nächsten Jahres eine Entscheidung 

treffen zu können. In der Zwischenzeit hat das Muster, welches die ERDO hat, bereits ein 

bisschen Schule gemacht und wir haben Finanzierungen und Unterstützungen von Stiftun-

gen, vor allem von amerikanischen, bekommen. Dieses Geld haben wir bekommen, um ab-

zuklären, ob dasselbe Muster auch im Mittleren Osten - viele arabische Länder hätten Inte-

resse – oder in Südostasien anwendbar wäre. Das läuft noch. Wir sind in enger Zusammen-

arbeit mit der IAEA. Von den arabischen Ländern erhoffen/erwarten wir einen Studienauf-

trag, in dem abgeklärt wird, ob das auch dort hinpassen würde. Wir haben Europa als Zent-

rum gewählt, denn falls es im Rahmen in der EU möglich ist, bietet dies ein sehr gutes Ver-

suchsfeld. Das sind zumindest unsere ehrgeizigen Träume, dass man diese verschiedenen 

Dinge voranbringen könnte. Sie sehen, man muss ein Optimist sein. 

Wie sehen Sie die Erfolgschancen zu dem Projekt in Europa? 

Ich glaube, dass mit der Zeit eine multinationale Lösung gebaut werden muss. Ich und ande-

re sehen es nicht ein, dass jeder, der ein AKW hat, auch ein Endlager haben wird. Slowenien 

gehört die Hälfte eines KKW, die andere gehört Kroatien, wobei es keinen Sinn macht, wenn 

beide die Hälfte der Abfälle entsorgen müssten. 

In Holland sagen sie selbst, dass sie keine Chance haben, ein Endlager zu bauen, sicherlich 

in den nächsten 100 Jahren nicht. Ich bin der Meinung, dass es einmal kommen wird. Wie 

schnell ist eine andere Frage. Wir kriegen selbst immer Kritik, warum es nicht vorwärts geht 

und wer sich als Standort angeboten hat. Ich komme immer auf die nationalen Vergleiche: 
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Kein Land hat einen Standort ganz am Anfang festgelegt, mit Ausnahme vielleicht von 

Deutschland, das ganz früh auf Gorleben gegangen ist und nicht ganz erfolgreich war bis 

jetzt. Alle anderen Länder, wie zum Beispiel die Musterknaben Schweden und Finnland, wel-

che 25 Jahre lang gearbeitet haben, bevor sie überhaupt einen Standort hatten. Als ich bei 

der Nagra war, habe ich nicht geglaubt, dass dies ein so langwieriger Prozess wird. Ich habe 

für die Nagra Geologen eingestellt und gesagt, dass es ein fantastischer und interessanter 

Job ist, aber sie müssen wahrnehmen, dass sie in diesem Job nicht pensioniert werden. Wir 

werden ein Endlager bauen bis 2000-irgendwann und dann wird es keine Geologenarbeit 

mehr geben, da es dann in Betrieb sein wird. Wenn man mir damals gesagt hätte, dass im 

Jahr 2011 die Nagra krampfhaft auf der Suche nach Geologen sein wird, dann wäre ich nicht 

überzeugt gewesen. 

 

11.3 Interview mit lic. theol., dipl. biol. Sibylle Ackermann Birbaum 

Was ist Ethik überhaupt und was behandelt es? 

In der Ethik geht es grundsätzlich darum, was richtig/falsch gut/böse und gerecht/ungerecht 

ist. Man nimmt eine bestimmte Handlung und stellt sich nun die Frage, ob diese jetzt gerecht 

ist oder eben nicht. Im Bezug auf die Tiefenlagerung der radioaktiven Abfälle ist es richtig, 

dass man an einem bestimmten Ort ein Tiefenlager baut? Ist das gerecht oder nicht? In der 

Ethik schaut man es immer unter drei Aspekten an: Individualethisch, also was heisst es 

wirklich für den Einzelnen, also den, der dort sein Einfamilienhaus hat. Sozialethisch, im Sin-

ne von: Wenn man es jetzt nicht an einem bestimmten Ort hinbauen kann, da sich dort alle 

wehren und man es deshalb an einen Ort hinbaut, wo zum Beispiel nur Asylunterkünfte ste-

hen und die können sich ja nicht wehren, dann ist es natürlich sozialethisch nicht gerecht. 

Und der dritte Punkt wäre die umweltethische Ansicht. Das Ziel der Ethik ist es, ein gutes 

Leben für alle in einer intakten Umwelt anzustreben. An dem muss man es immer messen. 

Das wäre das eine, das wichtig ist, und das andere wäre Folgendes: Es gibt drei Kernbegrif-

fe in der Ethik: Prinzipien, Werte und Normen. Um die kommt man nicht drumherum. Und an 

denen werden nachher die einzelnen Fälle geprüft. 
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Ist es jetzt ethisch korrekt oder nicht, wenn man den Atommüll in einem geologischen 
Tiefenlager endlagern würde? Wie steht die Ethik dazu? Ist das vertretbar oder nicht? 

Also zuerst muss man sich mal fragen, gibt es diesen Müll schon? Den gibt es schon. Wenn 

es darum geht, ob man neue AKWs bauen soll oder nicht, dann spielt die Atommüllfrage ja 

auch eine Rolle. Aber jetzt geht es ja um Atommüll, der schon vorhanden ist. Wir schauen 

nun noch nicht auf den zukünftigen, sondern auf den, der schon da ist. Es gibt nun drei Vari-

anten: Entweder wir lassen ihn einfach dort, oder man schickt ihn irgendwo ins Ausland „Aus 

den Augen aus dem Sinn“ oder wir machen in der Schweiz selber ein Tiefenlager. Und ein 

Tiefenlager zu bauen, ist sicher die gescheitere Variante, als ihn einfach an der Oberfläche 

stehen zu lassen, da sind sich alle einig, auch die Gegner der Tiefenlagerung. Ihn einfach 

dort stehen zu lassen, ist sicher das Dümmste. Nicht einig ist man sich jedoch darin, wie so 

ein Tiefenlager aussehen soll. Die Gegner zum Beispiel sagen, dass es noch viel aufwendi-

ger überwacht werden müsste, und die Befürworter sagen da eher, dass es irgendwann 

auch mal reiche mit der Überwachung. Also die einen sagen, dass ein sicherer Standort rei-

chen würde, und die anderen wollen den sichersten auf der ganzen Welt. Aber aus ethischer 

Sicht ist klar, dass der Bau eines Tiefenlagers und das Einlagern dieser Abfälle sicher das 

Richtige ist. Wir haben ja eine Verantwortung gegenüber der Umwelt und an der Oberfläche 

besteht ja die Gefahr, dass es ins Wasser fliesst. Und wir haben ja auch eine Verantwortung 

gegenüber den zukünftigen Generationen. Also quasi „Nehmt ihr doch die 50 Millionen in die 

Hand und baut das, wir haben keine Lust, das ist natürlich nicht okay so. 

Wie steht die Ethik allgemein zur Nutzung der Kernenergie? 

Dort ist es viel komplizierter. Beim Tiefenlager ist die Ethik ja grundsätzlich dafür, wenn die 

unter bestimmten Auflagen gebaut werden. Bei der Kernenergienutzung ist es sehr viel kom-

plexer. Von der Umweltethik her ist man ganz klar gegen die Kernenergie, weil der Abbau 

von Uran, die Endlagerung und die Unfallgefahr problematisch sind. Von der Sozialethik her 

ist es anders, weil die Versorgung mit Strom ein wichtiger Aspekt für eine gute Lebensquali-

tät ist und die Nachfrage nach Energie weltweit steigen wird, da immer mehr Leute Dinge wie 

Mobilität, Bildung, Gesundheit und Versorgung durch Strom wollen. Und da kann man aus 

sozialethischer Sicht nicht dagegen sein. Gleichzeitig muss die Stromversorgung aus um-

welt- und sozialethischer Sicht möglichst klimaneutral sein. Da haben die AKWs gewisse 

Vorteile: Es gibt viel Strom, billigen Strom, Rund-um-die-Uhr Strom, wenig CO2-Belastung 

und da ist es ein Glaubenskrieg zwischen denen, die sagen, man kann es mit erneuerbaren 

Energien abdecken, indem man effizienter wird und es wie bei der Glühbirne vorschreibt und 
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alles andere verbietet, und denen die sagen, nein, so viel Staat und Regulierung wollen wir 

nicht, wenn die Leute das anfragen, dann bieten wir das auch an, und ab und zu ein Unfall 

wie Fukushima ist dann halt das Restrisiko. Im Sinne von: Die Tatsache, dass wir täglich 

Auto fahren, führt auch zu Toten, das ist dann halt das Restrisiko. Es gibt bei beiden Seiten 

gute Gründe. Wenn man der Überzeugung ist, dass Leute es nicht schaffen, zu sparen und 

mit erneuerbaren Energien den Stromverbrauch zu decken, dann würde man, wenn man 

AKWs jetzt nicht zulassen würde, noch mehr Kohlen- und Gaskraftwerke bauen, was für die 

Klimaerwärmung wahrscheinlich noch schlimmer ist wie ab und zu ein Fukushima-Unfall. Die 

mit der pessimistischen Einschätzung sagen dann auch aus ethischer Sicht lieber ein paar 

AKWs mehr als eine globale Klimaerwärmung, weil sie davon ausgehen, dass die Mensch-

heit es nicht schafft, effizienter zu werden. Auf der anderen Seite stehen die Studien der 

Umweltverbände, die diese Szenarien für realistisch halten, die davon ausgehen, dass es mit 

erneuerbaren Energien reichen würde, weil man einen Paradigmenwechsel macht und weil 

die Menschen ganz anders beginnen, zu leben und weniger Strom zu verbrauchen. Wenn 

man von dem ausgeht, dann ist man aus ethischer Sicht klar gegen die AKWs. Es kommt 

sehr darauf an, was für Grundannahmen man trifft und ob man es zum Beispiel als wichtigen 

Wert anerkennt, dass die Wirtschaft sich weiterentwickeln kann, dann geht es beinahe nicht 

ohne AKW. Wenn man sagt, nein, es ist viel wichtiger, dass der Stromverbrauch nicht immer 

steigt, es gibt Leute, die so leben, die auf Konsum verzichten, dann ist man eher dagegen. 

Es hat sehr viel mit diesen Grundannahmen zu tun. Die Ethik ist in diesem Sinne nicht dafür 

oder dagegen. Die Umweltethik ist tendenziell dagegen, aber es gibt auch dort grosse Um-

weltethiker, die dafür sind, wegen der CO2-Problematik. Da ist die Frage der Tiefenlager 

gleich harmlos dagegen, ausser eben im Zusammenhang mit dem Neubau von AKWs, wo 

sie natürlich eine grosse Rolle spielt. Die Tatsache, dass viel Abfall entsteht, ist natürlich ein 

Argument gegen den Neubau von AKWs. 

Hat sich dadurch auch durch den Vorfall in Japan in dieser Hinsicht etwas verändert? 

Also in der Tiefenlagerungsfrage einfach insofern, dass man jetzt zum Beispiel diskutiert, 

wenn in der Schweiz etwas passieren würde mit einer partiellen Kernschmelze, hätte man 

nachher ein massiv verstrahltes Erdreich. Das Zeug muss man auch irgendwo lagern. Was 

würde das heissen? Müsste man schneller solche Lagerkapazitäten bereit haben, für den 

Fall eines Unfalls, oder wenn man jetzt aufgrund des Japan-Ereignisses wirklich sagt, man 

stellt Mühleberg und Beznau ab, weil sie alt sind, müsste man mit dem Tiefenlager schneller 

vorangehen, weil die dann schon früher zurückgebaut werden und beim Rückbau auch wie-

der Abfall anfällt. Andersrum kann man auch sagen, dass es weniger schnell Abfall gibt, 
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wenn die jetzt aufhören. Dann kann man den Abfall noch länger im Zwilag lagern, da die 

Halle ja noch halb leer ist. Jetzt zum Beispiel in Bezug zu einem Erdbeben oder Über-

schwemmungen usw, das spielt bei einem Tiefenlager keine grosse Rolle. Das ist von An-

fang an in einem Gebiet, das nicht erdbebengefährdet ist und tief genug unten, dass sich 

dieser Block nicht bewegt. Man hat viel mehr Freiheiten, weil ein AKW muss immer so ge-

baut werden, dass man Kühlwasser hat, was man bei einem geologischen Tiefenlager nicht 

muss. Da kann man in Ruhe überlegen, wo es Sinn macht. Für die Tiefenlagerdiskussion ist 

der Einfluss nicht so gross. In der Schweizer Diskussion spielt es momentan auch noch kei-

ne Rolle, wie gross das Ding dort unten werden soll. Also ob man quasi nur so viel Platz 

macht, dass das jetzt bestehende Platz hat, oder ob man es noch einen Stock höher baut, 

um zukünftige Abfälle auch zu lagern. Das muss noch nicht jetzt entschieden werden. Es 

geht jetzt darum: ja, nein und wo. Die Entscheidung ja und nein ist schon gefällt, es bleibt nur 

noch die Frage wo. Wahrscheinlich werden es für die nächsten Etappen die sozioökonomi-

schen Kriterien sein, die den Ausschlag geben. Denn von der Sicherheit sind alle Standorte 

gut. An einem Ort ist vielleicht die Porosität 10-13 und am anderen Ort 10-14. Es spielt dann 

eine grössere Rolle, ob man in die Gegend mit einer Eisenbahn fahren kann, oder welcher 

Kanton sich wie fest weigert. In Schweden bauen sie ja jetzt eines und da waren es schluss-

endlich noch zwei Gemeinden, die es sogar wollten. Da musste man dann abstimmen und 

die, die es nicht bekommen haben, haben jetzt sehr viel Geld als Entschädigung bekommen, 

weil sie es nicht bekommen haben. Das ist ein bisschen anders als bei uns. 

Wenn man jetzt eine internationale Lösung machen würde, man kann sich das auch 
regional vorstellen. Wie sehen Sie dies aus der ethischen Sicht? 

Man muss das recht abstrahieren, weil die Ethik sich ja nicht in einem rechtsfreien Raum 

bewegt. Und laut der Schweizer Gesetzeslage müssen wir es ja in der Schweiz im Boden 

lagern. Darum ist es in der Ethik momentan kein Diskussionspunkt. Es ist eine hypothetische 

Diskussion. Und man muss sich ja immer Folgendes überlegen: Es geht um extrem grosse 

Zeiträume und nur schon, wenn man sagt, dass man ein Lager baut und den Müll einlagert, 

sind das die nächste und übernächste Generation, die das dann machen wird. Wir gehen 

schon davon aus, dass dann die Länder Europas noch so sind wie sie jetzt sind, obwohl wir 

es nicht wissen. Es ist sogar noch schwieriger und komplizierter, wenn man es weltweit re-

geln will. Man muss sich aus ethischer Sicht überlegen, was am wahrscheinlichsten ist, da-

mit wir eine gute Lösung hinkriegen. Wir haben die Verantwortung für eine gute Lösung. 

Mich dünkt es, dass, wenn wir uns global einigen müssen, es viel unwahrscheinlicher ist, 

bald eine Lösung zu finden, wenn man sich nur schon innerhalb der Schweiz nicht einigen 
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kann. Das ist sicher ein Punkt, den man anschauen muss. Der andere ist, dass man inner-

halb der Schweiz sicher weniger Möglichkeiten hat, als wenn man die gesamte Welt betrach-

ten würde. Dort gibt es Gebiete, die weniger besiedelt sind, weniger erdbebengefährdet, die 

mächtigere Gesteinsschichten haben, was von der Sicherheit her schon positiv wäre. Wenn 

man sich überlegt, was spricht dafür, was dagegen und schaut was dann überwiegt, müsste 

man wahrscheinlich sagen, dass die Nachteile bei einer internationalen Lösung für die 

Schweiz überwiegen würden, da die Schweiz Gesteinsschichten hat, die geeignet sind. 

Wenn man die nicht hätte, müsste man ins Ausland. 

Was für Konsequenzen sehen Sie, wenn man den Abfall nun einfach im Ausland End-
lagern würde? Für beide Länder? 

Wahrscheinlich wäre es so, dass das Land, welches den Müll akzeptieren würde, kein Land 

wäre, welches das demokratisch absegnen würde. Wenn jetzt die Schweiz darüber abstim-

men müsste, ob man den gesamten Müll von Deutschland nehmen würde, würde die 

Schweiz ja garantiert Nein sagen. Das heisst, man würde den Müll an einen Ort bringen, wo 

die Bevölkerung nicht einverstanden wäre. An einem Ort, an dem die Regierung das einfach 

autokratisch bestimmen würde. Das wäre aus ethischer Sicht natürlich schon problematisch, 

da es gegen den Willen des Volkes gehen würde. Wahrscheinlich würde man es in ein Land 

exportieren, in welchem die Umweltstandards nicht so hoch sind, da es sonst unbezahlbar 

wird. Wenn jetzt Russland sagen würde, dass sie es in Sibirien machen, bleibt die Frage, wie 

gut die das wirklich abdichten, oder ob sie nicht an gewissen Sicherheitsvorschriften sparen 

würden. Man kann es dann nicht mehr überprüfen. Das sind schon Fragen, die man sich 

sehr genau überlegen müsste. Und man hat es ja jetzt gesehen, Fukushima spielt hier auch 

eine Rolle, man hat bei Tschernobyl ja immer gesagt: Uns wird das nie passieren. Die Rus-

sen haben ja keine Ahnung und haben gepfuscht. Und bei Japan hat man immer gesagt, die 

haben einen hohen Sicherheitsstandard, etwa so wie wir, und es ist trotzdem passiert. Wenn 

man jetzt sagen würde, man bringt den Atommüll nicht nach Russland, sondern nach Austra-

lien, dann würde man auch sagen, dass die Australier dieselben Sicherheitsstandards haben 

wie wir. Wenn dann etwas passiert, dann ist es von der Gerechtigkeit her natürlich nicht zu 

tolerieren, das wir mit billigem Strom profitiert haben und die Leute, die dort wohnen, danach 

mit den Folgen leben müssen. 

Also das sind die ethisch heiklen Punkte. Es gibt schon auch aus ethischer Sicht Gründe 

dafür. Man könnte es in einem wenig besiedelten Gebiet machen, welches auch wenig erd-
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bebengefährdet ist. Dann wäre das vom Sicherheitsaspekt okay, aber von Gerechtigkeits-

überlegungen her wäre es eher schwierig. 

Wie sieht es mit den Verantwortlichkeiten aus? Wer müsste verantwortlich sein? Wie 
müsste man das regeln? Und was wären die Konsequenzen daraus? 

Es ist ja in der Schweiz so, dass die Kernkraftwerke von der Axpo, der BKW und der Alpiq 

betrieben werden. Und die gehören den Kantonen, es sind also keine Privatunternehmen. 

Die Kantone sind also letztlich die Betreiber der KKWs. Und die Kantone sind letztlich auch 

die, welche die Nagra eingesetzt haben. In der Schweiz ist es ja so, dass die Nagra keinen 

guten Ruf hat. Man sagt oft: „Die Atomlobby will ja nur möglichst billig den Müll verlochen“. 

Die Kantone übernehmen eigentlich viel zu wenig Verantwortung. Sie sollten sagen: „Wir 

sind die Betreiber der AKWs, wir sind auch die, die der Nagra den Auftrag gegeben haben“ 

und es ist jetzt auch sehr speziell, dass alle Kantone schreien „Nein, bei uns auf keinen Fall 

ein Tiefenlager“, weil letztlich sind sie die, die der Nagra den Auftrag gegeben haben, einen 

geeigneten Standort zu suchen. Die Kantone sagen ja schon, dass, wenn es sie trifft, neh-

men sie es halt, aber zuerst kämpfen sie dagegen an. Und die Verantwortung ist von dem 

her wirklich bei den Besitzern der AKWs, also bei den Kantonen und das wäre dann auch 

beim Bund oder beim einzelnen Stromkonsumenten und nicht einfach in der Privatwirtschaft. 

Das ist in der Schweiz wirklich speziell. Wenn man jetzt sagt, man gebe es ins Ausland, 

dann wären das ja die Kantone, oder der Bund, und damit der Regierungsrat oder der Bun-

desrat, welche gewählt sind, schlussendlich ist es also der Wille des Volkes. Die Verantwor-

tung von dem Ganzen liegt in der Schweiz wirklich beim Volk. Und man hat ja im Gesetz 

verankert, das man es nicht ins Ausland bringen darf. Aber es gibt ja immer wieder Interpel-

lationen von einzelnen National- und Ständeräten, die es trotzdem, über eine Hintertür, ins 

Ausland bringen wollen. Man hat das bisher jedoch immer abgelehnt. Die einzige Möglichkeit 

wäre, dass das Volk sich dazu entscheidet. 

Wenn man nun ein Atommüllendlager mit einer langfristigen Betrachtung anschaut. Ist 
etwas so Ungewisses für die Zukunft ethisch vertretbar? 

Es gibt ja die intragenerationelle Gerechtigkeit. Das ist wie die Frage, ob wir es jetzt ins Zür-

cher Weinland oder nach Schaffhausen stellen. Innerhalb unserer Generation ist es nicht 

gerecht, da es die einen wollen und die anderen nicht. Aber irgendjemand muss es schluss-

endlich nehmen. Das andere ist die intergenerationale: Wir haben mit billigem Strom, florie-

render Wirtschaft und anderen Annehmlichkeiten davon profitiert und all die zukünftigen Ge-

nerationen müssen damit leben, dass so ein Tiefenlager trotz allem was man heute probiert 
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vielleicht doch mal nicht dicht ist. Irgendwann kann es trotzdem ins Grundwasser gelangen 

und zu Krebserkrankungen und Invaliden führen, was aus ethischer Sicht dann natürlich 

problematisch ist. Das Dumme daran ist, das wir gar nicht anders können. Man hatte eine 

Zeit lang Ideen gehabt, wie den Abfall auf die Sonne schiessen oder auf den Mond zu brin-

gen. Aber stellt euch vor, der Raketenstart missglückt. Dann ist die ganze Oberfläche ver-

seucht. Es gibt nicht viel schlauere Ideen. Das ist ein Konsens auch von den Umweltverbän-

den, dass es gar nichts Besseres gibt, als es in der Tiefe zu lagern.  

Obwohl gravierende, ethische Einwände bestehen bleiben, ist die Ethik dafür, weil es gar 

keine besseren Lösungen gibt. Es ist also die am wenigsten schlimmste Lösung. Auch wenn 

man mit Leuten von Greenpeace oder Energiestiftungen spricht, welche ja momentan gegen 

Endlager sind, weil sie es als politisches Instrument brauchen, um gegen den Neubau von 

AKWs zu protestieren. Sie sagen jedoch, wenn man jetzt alle Schweizer AKWs abstellen und 

keine neuen mehr bauen würde, wären auch sie für ein Tiefenlager. Sie würden natürlich 

noch weitere Sicherheitsvorkehrungen wollen, aber sie wären auch dafür, da es nichts Bes-

seres gibt. 

Die Ethik ist aus diesen Machtspielchen draussen. Sie muss sich ja nicht irgendwo parteipoli-

tisch positionieren. Sie kann diese Argumente neutral anschauen. 

Am Schluss zusammengefast sind das in etwa alle Argumente wenn man die Pros und Kon-

tras der Tiefenlagerung in einer Güterabwägung betrachten würde. Da wäre also die interge-

nerationelle Ungerechtigkeit: Die Entscheidungsfreiheit zukünftiger Generationen ist be-

schnitten, man hat sie ja nicht gefragt, ob sie das wollen, und es ist nicht erlaubt, Verantwor-

tung in die Zukunft zu übertragen. 

Jetzt gibt es aber auch Sachen, die dafür sprechen. Die Abfälle sind bereits da. Wir müssen 

etwas machen. Wir können nicht so tun, als würden wir von nichts wissen. Dann geht es 

wieder darum, wie man die einzelnen Kriterien gewichtet. 

- Da wäre zum Beispiel jemand, der sagt, mir ist das Prinzip Freiheit sehr wichtig, dass 

die zukünftigen Generationen selber entscheiden können, besonders wichtig. Der 

wird vielleicht sagen, dass kein Tiefenlager gebaut werden soll und man den Abfall 

einfach liegen lassen und erst in 50 Jahren darüber entscheiden soll.  

- Jemand, der findet ihm sei das Prinzip Sicherheit oder die Erhaltung von Mensch und 

Umwelt wichtig, würde sagen, dass man möglichst schnell ein Tiefenlager braucht, 

damit bei einem grossen Erdbeben die Abfälle unten wären. Das sieht man auch bei 



Bachelor-Arbeit  FS 2011 

 

Rahel Schuler 79 

Fukushima. Die hatten ja grosse Probleme mit den Abklingbecken. Okay, das Zeug 

ist immer eine Zeitlang in den Abklingbecken, aber je weniger lang sie an der Ober-

fläche rumliegen, desto besser. 

Aus ethischer Sicht ist klar, dass es ein Tiefenlager braucht, obwohl es schwierige Fragen 

gibt wie zum Beispiel, ob man gegen den Willen einer Standortgemeinde entscheiden darf, 

dass sie ein Endlager bei sich bauen muss. Die Einzelgemeinde kann Nein sagen, aber es 

nützt nichts. Man muss aber auch aus ethischer Sicht sagen, aufgrund des Gemeinwohls ist 

es wahrscheinlich schon das Richtige. Weil wenn jede einzelne Gemeinde Nein sagt, bleibt 

es an der Oberfläche und dann werden unsere Kinder und Grosskinder mehr gefährdet sein, 

als wenn man einer Gemeinde sagt, dass man jetzt einfach bei ihnen ein Endlager baut und 

man entschädigt die auch. Also wenn dann die Einfamilienhäuserpreise wirklich sinken, wer-

den die Leute entschädigt. Es geht nicht darum, dass man diese Leute bestraft. Wenn das 

Ding mal gebaut und verschlossen ist, sieht man ja auch nichts mehr. Aber es ist natürlich 

ein Einschnitt in die Region. Wahrscheinlich kann man dann die Biorüebli sehr viel schlechter 

verkaufen, nicht weil sie giftig sind, aber weil die Leute das Gefühl haben, dass die Biorüebli 

von dort nicht mehr essbar sind. Das sind dann halt mehr psychologische Aspekte. Fragen 

wie „Wie viel darf die Entscheidungsfreiheit von zukünftigen Generationen eingeschränkt 

werden“, sind Fragen, die man kaum lösen kann, oder wie weit unsere Verantwortung in die 

Zukunft geht, in welchem Mass können Pflichten in die Zukunft übertragen werden. Die Ent-

scheidungsspielräume werden einschränkt. Man muss sich dann auch fragen, wie sicher ist 

sicher genug? Darüber wird zwischen Umweltschützern und eher wirtschaftsfreundlicheren 

Leuten, die sagen, dass die Strompreise enorm steigen werden, wenn das ganze Projekt 

jetzt noch mehr kosten wird, sehr viel gestritten. Und was eine grosse Frage ist, egal ob man 

es jetzt in der Schweiz oder international löst, ist die Problematik der Beschriftung. Also wie 

würde man so ein Lager anschreiben, dass auch in Zukunft jemand bemerkt, dass er dort 

jetzt gerade nicht graben sollte. Das ist national sowie international ein noch ungelöstes 

Problem. 

Unsere Standorte in der Schweiz sind alle sehr gut geeignet. Wie würde das jetzt aus-
sehen, wenn der internationale Standort in der Schweiz wäre? Können Sie sich da 
Auswirkungen für die Schweiz vorstellen? 

Es ist so, dass die Tongesteine in den Schweizer Gesteinsschichten zwar geeignet, aber 

nicht unendlich gross sind. Also die Mächtigkeit und Ausdehnung ist nicht so gross. Irgend-

wann kommen wieder Brüche, von den Alpen. Und das müsste wirklich ein grosses Gebiet 

sein, damit es Sinn machen würde, auch international etwas zu arrangieren. Das Zweite ist, 
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dass es auch Sinn machen würde, das dezentral zu lösen, damit bei einem Unfall nicht 

gleich enorme Mengen ausströmen. Es ist ja wie bei den AKWs, es gibt AKWs, die haben x 

Reaktoren an einem Ort. Das ist dann halt sehr gefährlich von der Kettenreaktion her. Die 

Schweiz würde natürlich nur eins brauchen, aber international macht es schon mehr Sinn, 

das etwas zu verteilen. Und der dritte Punkt ist, dass die Schweiz natürlich extrem dicht be-

siedelt ist. Bei einer internationalen Lösung würde das dann heissen, dass jeden Tag Castor-

transporte kommen würden und das würde wahrscheinlich niemand akzeptieren. Die 

Schweiz würde im Falle einer Inbetriebnahme mit Lieferungen alle paar Wochen oder sogar 

Monaten rechnen, also nicht sehr oft oder beeinträchtigend.  

Was sind die wichtigsten Punkte aus ethischer Sicht, die jetzt in der Schweiz und in-
ternational beachtet werden müssen, um einen Standort auszuwählen? 

Die erste Priorität ist die Sicherheit. Es muss an einem Ort gebaut werden, wo die Sicherheit 

gegeben ist, und nicht an einem, wo es am billigsten ist oder sich die Leute am besten er-

pressen lassen. Es muss jedoch auch nicht am sichersten Ort überhaupt sein, weil diesen 

Ort gibt es überhaupt nicht, und es ist auch nicht möglich, diesen zu definieren. Und dann 

muss es auch ein Ort sein, an dem langfristig die Überwachung gewährleistet werden kann. 

Also in einer politisch stabilen Region. Dass man das zum Beispiel nicht in ein Land gibt, 

welches politisch sehr instabil ist. Und dass man den Prozess so führt, dass es auch realis-

tisch ist. Dass man zum Beispiel bei der Kommunikation darauf achtet, dass die Bevölkerung 

einbezogen wird und ihr gezeigt wird, warum das wichtig ist und warum es Sinn macht. Man 

sollte auch Entschädigungen bereit haben. Man muss alles rechtzeitig aufgleisen, dass man 

es auch wirklich bauen kann und nicht schlussendlich sagen muss, dass man doch kein Geld 

habe und es jetzt doch sein lasse. Es ist ja jetzt schon so, dass bei jeder Kilowattstunde 

Atomstrom ein Geldanteil dafür weg geht. Das sind eigentlich die wichtigsten Überlegungen. 

 

11.4 Fragebogen Politik 

Wie ist Ihre Haltung gegenüber einem geologischen Tiefenlager? 

Wir produzieren radioaktive Abfälle für Strom, Chirurgie und Forschung. Wir sind deshalb für 

die Entsorgung verantwortlich. (Peter Briner, Ständerat SH, FDP) 

Die Tiefenlagerung in einer unterirdisch und oberirdisch geeigneten Region ist wahrschein-

lich die beste Methode der möglichst sicheren Entsorgung. Dabei sind aber die dauernde 
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Überwachung und die Rückholbarkeit unverzichtbare Teile des Lagerkonzepts. Von Endla-

gerung mit definitivem Verschluss halte ich nichts. (Hans-Jürg Fehr, Nationalrat SH, SP) 

Die Schweiz produziert radioaktiven Abfall. Dieser Abfall muss sicher entsorgt werden, um 

jegliche Gefährdung von Mensch und Umwelt zu vermeiden. Die SP ist deshalb bereit, ihren 

Beitrag für die Suche eines sicheren Atommülllagers zu leisten. Wir sind uns bewusst, dass 

es auch in unserer Verantwortung liegt, am Suchen von langfristig sicheren Lösungen mit-

zuwirken. Solange die Schweiz aber nicht den Ausstieg aus der Atomenergie beschliesst, 

wird die Frage der sicheren Langzeitlagerung radioaktiver Abfälle nicht zufrieden stellend zu 

lösen sein und solange sind wir nicht gewillt, an Lösungen mitzuwirken, die dazu dienen, den 

Boden zu bereiten für den Bau eines neuen AKW. Wir sagen erst Ja zu einem Standort, 

wenn der Ausstieg aus der Atomenergie verbindlich beschlossen wurde. Ist der Ausstieg aus 

der Atomenergie beschlossene Sache, kann anders an die Lösung der Lagerung von Atom-

müll herangegangen werden. Dies hält auch das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 

und Reaktorsicherheit (BMU) fest: Laut BMU spielen in der Diskussion über die Lagerprob-

lematik der Fortbestand bzw. die Beendigung der Kernenergienutzung eine erhebliche Rolle. 

Es müsse unterschieden werden zwischen der Lagerung von Atommüll als Teil der Erblast 

eines Einstiegs in die Atomenergie und einem Entsorgungsnachweis, der dazu diene, die 

weitere Produktion von Atommüll zu legitimieren. Im zweiten Fall fehle eine wichtige Voraus-

setzung für Standortentscheidungen zur Lagerung von Atommüll im gesellschaftlichen und 

insbesondere im grenzüberschreitenden Konsens. Der Bundesrat wiederum ist der Meinung, 

die Entsorgungsfrage sei losgelöst vom Ausstieg aus der Atomenergie zu klären. Auf der 

anderen Seite aber soll das Auswahlverfahren zu Tiefenlagern führen, welche die Abfälle 

aus den bestehenden und allfälligen neuen AKW in der Schweiz aufnehmen können. Die 

maximalen Lagerkapazitäten für radioaktive Abfälle werden in den Rahmenbewilligungen für 

geologische Tiefenlager verbindlich festgelegt. Wir sehen hier einen Widerspruch: Einerseits 

müssen die Lagerkapazitäten in der Rahmenbewilligung verbindlich festgelegt werden, ande-

rerseits soll die Entsorgungsfrage mit der Energiefrage bzw. dem Ausstieg nichts zu tun ha-

ben?  

Zu kritisieren ist vor allem der hohe zeitliche Druck, mit dem das Standortwahlverfahren un-

nötig rasch voran getrieben wird. Dieser Druck trägt den komplexen Sachverhalten und der 

Mehrschichtigkeit des Mitspracherechts nicht Rechnung. Vor allem, da viele standortabhän-

gige Fragen technischer Art sowie bezüglich Langzeitsicherheit noch nicht geklärt sind. Es ist 

nicht einzusehen, warum ein Verfahren, das auf Hundertausende von Jahren Sicherheit für 

Mensch und Umwelt gewährleisten soll, innert weniger Jahre mit unnötigem Druck vorange-

trieben wird. Die einzige Erklärung finden wir in der Vermutung, dass mit der Präsentation 
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der „Lösung des Atommüllproblems“ ein Hauptargument gegen neue AKW entkräftet werden 

soll.  

Alle offenen Fragen der Sicherheit wie geologische Beschaffenheit, Tiefenlage, Lagerausle-

gung, Wechselwirkungen zwischen eingelagertem Abfall und Wirtsgestein, z.B. Gasbildung 

usw. müssen zwingend während Etappe 2 vollumfänglich und auf standortspezifischen 

Grundlagen beantwortet werden, vor der Einengung der Standorte auf je zwei pro Abfallka-

tegorie und unabhängig von zeitlichen Verzögerungen. Ein vergleichbarer geologischer Wis-

senstand in allen Standortgebieten ist sicherzustellen, damit ein faires, wissenschaftlich be-

gründbares Auswahlverfahren erfolgen kann. Nur so sind Vergleiche zwischen den Standort-

regionen, die den Kriterien der Transparenz und der wissenschaftlichen Glaubwürdigkeit 

dienen, möglich. Es dürfen keine Sachzwänge entstehen. Deshalb müssen die ungeklärten 

Fragen beantwortet werden, bevor das Verfahren weitergeht. Der Ausstieg aus der Atomkraft 

ist möglich und ökonomisch interessant. Die SP setzt auf erneuerbare Energien und Ener-

gieeffizienz und hat mit ihrer Cleantech-Initiative einen konkreten Vorschlag vorgelegt. (SP 
Schweiz) 

Es gibt noch kein sicheres Tiefenlager. Sehr viele Sicherheitsfragen sind noch offen. Ist die 

Opalinustonschicht genügend mächtig? Wie kann man ein Tiefenlager bauen, ohne dass das 

Wirtsgestein verletzt wird? Es gibt noch keine Lagerbehälter, die den Ansprüchen genügen. 

Die Rückholbarkeit und die Langzeitüberwachung sowie die Markierung sind nicht gewähr-

leistet. Ein Tiefenlager darf nicht gebaut werden, so lange so viele sicherheitsrelevante Fra-

gen nicht gelöst sind. (Martina Munz, Parteipräsidentin SP Schaffhausen) 

Die FDP unterstützt diese technische Möglichkeit. (Mehr Informationen in der Vernehmlas-

sungsantwort) (FDP Schweiz) 

Ich bin der Meinung, dass wir Schaffhauser uns gegen ein geologisches Tiefenlager im 

Weinland oder im Südranden einsetzen müssen. Ein solches Lager würde unsere Region 

stark benachteiligen, was auch sozioökonomische Studien belegen. Es ist leider so, dass ein 

Lager am ehesten dort gebaut wird, wo der Widerstand am kleinsten ist. (Thomas Hurter, 
Nationalrat SH, SVP) 

Es ist eine Tatsache, dass wir radioaktiven Abfall haben - und diesen entsorgen müssen. 

Deshalb darf dieses Thema nicht emotional angegangen werden. Aus sicherheitspolitischen 

Gründen ist eine geologische Tiefenlagerung mangels Alternativen sinnvoll. (Nihat Tektas, 
Parteipräsident FDP Schaffhausen) 
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Geologische Tiefenlager sind eine langfristig sichere Lösung für radioaktive Abfälle. Da in 

der Schweiz bereits seit mehr als 40 Jahren radioaktive Abfälle anfallen, begrüsse ich es 

sehr, dass es eine sichere Lösung gibt.  Mit geologischen Tiefenlagern können wir unserer 

Verantwortung gerecht werden und die Abfälle, die in unserer Zeit angefallen sind, sicher 

versorgen, ohne die uns nach folgenden Generationen über Gebühr zu belasten. (Pankraz 
Freitag, Ständerat GL, FDP, Verwaltungsratspräsident Nagra) 

Je suis convaincu que les dépôts en couches géologiques profondes sont la meilleure solu-

tion à la question des déchets radioactifs. (Christophe Darbellay, CVP Schweiz) 

Die SVP spricht sich für eine Lagerung der radioaktiven Abfälle in einem geologischen Tie-

fenlager aus. Die NAGRA forscht seit über 30 Jahren im Schweizer Untergrund nach dem 

idealen Wirtsgestein für die Entsorgung. Nach neuesten Erkenntnissen ist dabei dem Opali-

nuston der Vorzug zu geben. Aus diesem Grund sind die nun vorgeschlagenen Standorte, 

welche nun in einer zweiten und später dritten Phase nochmals genauer untersucht werden 

(Analyse der sogenannt weichen Kriterien wie Sozioökonomischen Faktoren etc.) allesamt 

im Opalinuston angesiedelt.  Persönlich bin ich – im Gegensatz zur Mehrheit des Parlaments 

– offen für mögliche Endlagerungen in ausländischen Lagerstätten. Leider verbietet das un-

ser Gesetz. (Toni Brunner, SVP Schweiz) 

Als wir über die Atomkraftwerke in der Schweiz abgestimmt haben, wurde gleichzeitig auch 

beschlossen, dass der Abfall in der Schweiz gelagert werden soll. Beidem wurde zuge-

stimmt. Natürlich wurde bei der damaligen Abstimmung nicht auf die Gefahr der Abfälle hin-

gewiesen. Vielleicht war diese damals noch nicht bekannt oder man war der Meinung das 

Problem in 30 Jahren zu lösen. Als Konsequenz dieser Abstimmung muss zuerst über ein 

Tiefenlager in der Schweiz nachgedacht und gesucht werden. Aus diesem Grunde ist die 

derzeitige Vorgehensweise vom Volk vorgegeben in der  Schweiz den richtigen Stand-

ort/Standorte zu finden. (Christian Di Ronco, Parteipräsident CVP Schaffhausen) 

Wir alle stehen in der Pflicht, eine möglichst sichere Lagerung der radioaktiven Abfälle aus 

KKW, Forschung und Medizin zu gewährleisten. Geologische Tiefenlager bieten die grösst-

mögliche, aber keine absolut sichere Lösung (z.B. Erdbeben). Darum gehören sie erstens 

nicht in dicht besiedeltes Gebiet und zweitens muss die Rückholbarkeit des nuklearen 

Materials auf jeden Fall gewährleistet sein. (Hannes Germann, Ständerat SH, SVP) 
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Wie ist Ihre Haltung gegenüber einer internationalen Lösung für die Endlagerung (geo-
logisches Tiefenlager) der radioaktiven Abfälle? 

Ich denke, dass jedes Land für seine Abfälle die Verantwortung übernehmen muss. Damit 

entfallen auch lange Transportwege (die werden ja auch boykottiert). Wie und durch wen 

wären Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten von internationalen Lösungen geregelt? 

(Peter Briner, Ständerat SH, FDP) 

Im Zeitalter der Globalisierung sollte eine internationale Lösung nicht von vorne herein aus-

geschlossen werden. Der grösste Teil der Energiewirtschaft funktioniert ja nach Handelsprin-

zipien (Erdöl, Erdgas, Uran als Rohstoffe werden von den meisten Ländern importiert); da ist 

nicht einzusehen, warum nicht auch die bei der Verbrennung entstehenden Abfälle in einem 

anderen Land entsorgt werden könnten. Auch wenn nationale Lagerstätten im Vordergrund 

stehen, sollten internationale seriös evaluiert werden. (Hans-Jürg Fehr, Nationalrat SH, 
SP) 

Die Frage stellt sich zum jetzigen Zeitpunkt nicht und stellt für uns auch keine Option dar. 

Artikel 30 Absatz 2, Kernenergiegesetz (KEG), hält fest, dass die in der Schweiz anfallenden 

radioaktiven Abfälle grundsätzlich  im Inland entsorgt werden müssen. Für die Ausfuhr von 

radioaktiven Abfällen zur Lagerung kann nach Artikel 34 Absatz 4 KEG nur ausnahmsweise 

eine Bewilligung erteilt werden. Der Bundesrat hält fest, dass internationale Lösungen zwar 

immer wieder thematisiert würden, dass es aber keine konkreten Projekte gäbe. In denjeni-

gen europäischen Ländern, wo Tiefenlager geplant seien, sei der Import von radioaktiven 

Abfällen zur Entsorgung gesetzlich verboten. In Fachkreisen sei man sich zwar einig, dass 

aus technischen und ökonomischen Gründen zwei bis drei Tiefenlager in Europa sinnvoll 

wären. Multinationale Lösungen würden in Fachgremien internationaler Organisationen dis-

kutiert. Es zeichne sich aber keine für die Schweiz akzeptierbare multinationale Lösung im 

Ausland ab. Genauso wenig wäre aus politischen Gründen eine multinationale Lösung in der 

Schweiz denkbar. Eine Motion (10.3372) fordert denn auch ein Verbot von Atommüll-

Importen in die Schweiz. Der Bundesrat hat 2010 auf eine Frage (10.5001) in der Fragestun-

de festgehalten, dass zwischen der Schweiz und Deutschland keine Gespräche über die 

Mitbenutzung eines geologischen Tiefenlagers stattfanden und dass auch keine stattfinden 

werden. 

Eine Interpellation (10.3044) mit dem Titel „Deutscher Atommüll in die Schweiz?“ hat sich mit 

der Aussage von Günther Oettinger, Ministerpräsident von Baden-Württemberg, befasst. 

Dieser hat anlässlich seiner Anhörung vor dem Europaparlament am 15. Januar 2010 ge-
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sagt, dass man die Möglichkeit sondiere, das geplante Atommüll-Endlager im Zürcher Wein-

land gemeinsam mit der Schweiz zu nutzen. Diese Aussage wurde zwar dementiert, gibt 

aber doch zur Verwunderung Anlass. Der Bundesrat hält fest, dass für ihn eine Verknüpfung 

der Entsorgungsfrage mit anderen politischen Dossiers (Fluglärm) nicht zur Diskussion ste-

he.  

In der Fragestunde in der Sommersession 2010 wurde im Parlament zudem folgende Frage 

(10.5262) gestellt: „Hat der Bundesrat Kenntnis von den Tätigkeiten der Firma Arius AG in 

Dättwil/AG, die im Auftrag von 14 europäischen Ländern ein multinationales Lager für radio-

aktive Abfälle sucht und u. a. vom AKW Gösgen finanziert wird? „Antwort des Bundesrates 

vom 14.06.2010 auf obige Frage: „Den Bundesbehörden sind der Verein "Association for 

Regional and International Underground Storage" (Arius) und dessen Aktivitäten in den 

Grundzügen bekannt. Die Schweizerische Eidgenossenschaft ist jedoch nicht Mitglied dieses 

Vereins und verfolgt auch nicht das Ziel einer internationalen Lösung zur Entsorgung der 

radioaktiven Abfälle. Dem Bundesrat sind auch keine konkreten Projekte für internationale 

Lösungen zur Entsorgung radioaktiver Abfälle auf EU-Ebene bekannt. (…) Gemäss seinen 

Statuten hat der Verein Arius den Zweck, Konzepte für sozial akzeptierte, internationale und 

regionale Lösungen für umweltfreundliche, sichere und ökonomische Lager von langlebigen 

radioaktiven Abfällen zu entwickeln und voranzutreiben. Mitglieder des Vereins sind Organi-

sationen aus verschiedenen kleineren Ländern wie z. B. Belgien, Slowenien oder Ungarn. 

Gründungsmitglied aus der Schweiz ist das Ingenieurunternehmen AF-Colenco AG. Der 

Verein Arius wird nicht von offiziellen Staaten getragen und verkörpert nicht die EU-Politik in 

der Entsorgungsfrage.“ (SP Schweiz) 

Atommüll ist kein regionales Problem. Eine Verstrahlung wirkt sich immer auf ein sehr gros-

ses Gebiet aus. Der Handel mit Atomstrom findet interantional statt. Die Atommüll-Lösung 

sollte deshalb auch international gefunden werden. Es darf aber nicht sein, dass die reichen 

Länder mit Geldzahlungen einmal mehr ärmere Gebiete ausbeuten, indem Sie den gefähr-

lichsten Atommüll dort deponieren. Ich befürworte aber eine internationale Lösung mit dem 

gleichen Sicherheitsstandards und der gleichen Langzeitüberwachung und Rückholbarkeit, 

wie wir sie auch für ein Schweizer Atommüll-Lager verlangen. Ein gemeinsames Atommüll-

Lager zu betreiben in einem optimalen Gestein in einem dünn besiedelten Gebiet nach 

höchsten Sicherheitsstandards wäre sicher sehr sinnvoll. Dafür müsste unter Umständen ein 

UNO-Gebiet ausgeschieden werden. (Martina Munz, Parteipräsidentin SP Schaffhausen) 
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Wir sind für eine Lagerung in der Schweiz. Erstens weil wir eigenverantwortlich unser Abfall-

problem lösen müssen und zweitens weil wir die Sicherheit im Ausland nicht garantieren 

könnten. (Mehr Informationen in der Vernehmlassungsantwort) (FDP Schweiz) 

Grundsätzlich bin ich einer internationalen Lösung gegenüber nicht abgeneigt, da die Radio-

aktivität vor Landesgrenzen nicht Halt macht. Allerdings ist damit unter Umständen ein lang-

wieriger Transport verbunden. Gerade der Transport gilt aber als sehr gefährlich. (Thomas 
Hurter, Nationalrat SH, SVP) 

Geologisch betrachtet wäre eine internationale Lösung sicherlich sinnvoll, unter der Voraus-

setzung, dass die Sicherheitsstandards der Tiefenlagerung einheitlich geregelt, umgesetzt 

und auch kontrolliert werden. Aber dies ist aus politischer Sicht unrealistisch und gesetzlich 

nicht erlaubt. (Nihat Tektas, Parteipräsident FDP Schaffhausen) 

Das Schweizer Kernenergiegesetz schreibt vor, dass die in der Schweiz anfallenden radioak-

tiven Abfälle grundsätzlich in der Schweiz entsorgt werden müssen. Das finde ich persönlich 

auch richtig. Die Nagra hat mit dem Entsorgungsnachweis wissenschaftlich nachgewiesen, 

dass radioaktive Abfälle in der Schweiz sicher entsorgt werden können. Also sollten wir das 

auch tun. Etwas anderes wäre es, wenn wir die Abfälle im eigenen Land nicht sicher entsor-

gen könnten, dann müsste man über eine Lösung ausserhalb des Landes nachdenken.  

Dem ist aber nicht so – zum Glück, wie ich meine. (Pankraz Freitag, Ständerat GL, FDP, 
Verwaltungsratspräsident Nagra) 

Pour moi, il est de la responsabilité de la Suisse de trouver une solution au problème des 

déchets radioactifs. La Suisse est en effet responsable de traiter ses déchets radioactifs sur 

son sol. Nous avons décidé en 2003 lors de l’élaboration de la Loi sur l’énergie nucléaire 

(LENu) que les déchets radioactifs produits en Suisse devraient être évacués en Suisse. 

Notre parti a toujours soutenu ce principe de l’évacuation des déchets radioactifs dans le 

pays. (Christophe Darbellay, CVP Schweiz) 

Die Argumentation, wonach ein internationales Lager gebaut werden sollte, wird zurzeit lei-

der von keinem Staat offiziell unterstützt. Länder, welche bereits Lager für schwach- und 

mittelaktive Abfälle gebaut haben und nun bereits Lager für hochaktive Abfälle planen haben 

in ihren Gesetzen die Lagerung aus anderen Staaten bisher explizit ausgeschlossen. Viel-

leicht ändert sich das noch. Letztlich ist es eine Frage des Preises für die Lagerung und 

ebenso eine Frage der Sicherheit (die gelagerten Abfälle müssen vor Staaten geschützt 

werden, welche diese für den Bau von Nuklearwaffen erwerben wollen). Dies bedingt, dass 
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ein solcher Standort in einem politisch stabilen Land mit geeignetem Untergrund zu liegen 

kommt. Die Frage der politischen Stabilität ist spätestens dann von Interesse, wenn es dar-

um geht, die Abfälle als zukünftigen Rohstoff wieder zu gebrauchen. Für mich am ehesten in 

Frage kämen skandinavische Staaten. (Toni Brunner, SVP Schweiz) 

Die Verantwortung ins Ausland abzuschieben oder auf eine solche Lösung zu spekulieren 

halte ich nicht für verantwortlich. Falls eine Diskussion über eine internationale Lösung mit 

der Schweiz entstehen sollte, wäre ich nicht gegen eine solche Lösung. (Christian Di Ron-
co, Parteipräsident CVP Schaffhausen) 

Das ist in Anbetracht der dicht besiedelten Schweiz meine bevorzugte Lösung – auch wenn 

es sicher nicht die einfachste ist. Allein schon aufgrund der langen Transportwege z.B. in 

den hohen Norden. (Hannes Germann, Ständerat SH, SVP) 

 

Welche Bedingungen müssen Ihrer Meinung nach für eine internationale Lösung er-
füllt sein? 

Sicherheit, Zuständigkeit, klare Verantwortlichkeit und politische Stabilität (wer kann das 

schon auf so lange Zeit garantieren? Zudem, wenn diese Kriterien z.B. die beste Sicherheit 

in der Schweiz bestünde und wir von den Europäern als am besten geeigneter Standort aus-

erkoren würden, wären wir dann auch noch für diese internationale Lösung?) (Peter Briner, 
Ständerat SH, FDP) 

Die Lagerstätte müsste in einem geologisch optimalen Gebiet liegen; sie müsste möglichst 

weit weg von bewohnten Regionen liegen, und sie müsste wohl einen extraterritorialen Sta-

tus bekommen, also dem Zugriff nationaler Behörden entzogen sein und international ver-

waltet werden. Ein schwieriges Problem ist der Transport der radioaktiven Abfälle von den 

AKW zu diesem weitab von jeder Zivilisation liegenden Depot. Auch der Transport müsste so 

weit wie möglich bevölkerungsfern erfolgen. (Hans-Jürg Fehr, Nationalrat SH, SP) 

Die Frage stellt sich zum jetzigen Zeitpunkt nicht, siehe Antwort auf Frage 2. (SP Schweiz) 

- Sicherheitsstandard wie wir sie auch von der Nagra verlangen( sie werden von der Nagra 

noch nicht erfüllt!) 

- Rückholbarkeit, Langzeitüberwachung, Markierung 

- Echte Mitsprache der betroffenen Bevölkerung 
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- Dünn besiedeltes Gebiet 

- sichere Transportmöglichkeiten 

- Gemeinsames Territorium der beteiligten Staaten (UNO-Gebiet) 

(Martina Munz, Parteipräsidentin SP Schaffhausen) 

Der Standort muss nicht nur einen optimalen Sicherheitsstandard aufweisen, sondern sich 

auch durch Verlässlichkeit und politische Stabilität auszeichnen. (Thomas Hurter, National-
rat SH, SVP) 

Siehe Antwort weiter oben (hohe Sicherheitsstandards, strenge Überwachung) (Nihat Tek-
tas, Parteipräsident FDP Schaffhausen) 

Wenn man im eigenen Land keine sichere Lösung umsetzen könnte, weil zum Beispiel keine 

geeigneten geologischen Schichten vorhanden wären, dann wäre es für mich vertretbar, eine 

internationale Lösung anzustreben. Politisch hat eine internationale Lösung zurzeit aber kei-

ne Akzeptanz. (Pankraz Freitag, Ständerat GL, FDP, Verwaltungsratspräsident Nagra) 

La participation de la Suisse dans un dépôt de déchets situé à l'étranger nous obligerait à 

étudier les répercussions sur la sécurité et l'environnement, les engagements qui pourraient 

en résulter sur le plan économique, ainsi que la situation politique à long terme. (Christophe 
Darbellay, CVP Schweiz) 

Siehe obige Frage. Diesbezüglich gibt es noch einen weiteren Faktor der berücksichtigt wer-

den muss: So sind für die Lagerung derzeit mehrere verschiedene Systeme und Verfahren 

weltweit in Betrieb bzw. in Planung. Aus Sicht der Schweiz ist es klar, dass dabei die sichers-

te Variante gewählt werden sollte. Dies ist aber einerseits eine Kostenfrage, bei der nicht 

jedes Land mitziehen kann oder will zum anderen würde dies auch die Schaffung internatio-

naler Standards beinhalten, was wiederum eine relativ lange Zeit in Anspruch nehmen wür-

de. (Toni Brunner, SVP Schweiz) 

Es müsste ein Standort sein, der geologisch geeignet ist. Wichtig ist auch politische Stabili-

tät, damit ein solches Tiefenlager auch gesichert ist. Der Unterhalt muss gewährleistet sein. 

(Christian Di Ronco, Parteipräsident CVP Schaffhausen) 

Drei Kernanforderungen: Wenig besiedeltes Gebiet, höchste Sicherheitsansprüche, zuver-

lässiger und sicherer Rechtsstaat als Vertragspartner. (Hannes Germann, Ständerat SH, 
SVP) 
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Wie müsste Ihrer Meinung nach die Finanzierung eines internationalen Endlagers ges-
taltet sein? 

Durch die Verursacherstaaten (Peter Briner, Ständerat SH, FDP) 

Für die Finanzierung müssten die Atommüll-Produzenten aufkommen, und zwar hundertpro-

zentig. Es muss das Verursacherprinzip gelten. (Hans-Jürg Fehr, Nationalrat SH, SP) 

Die Frage stellt sich zum jetzigen Zeitpunkt nicht, siehe Antwort auf Frage 2. (SP Schweiz) 

Eine internationale Lösung ist noch in weiter Ferne. Wahrscheinlich wäre die Einlagerung 

anhand der Gefährlichkeit der Stoffe und der Stoffmenge sinnvoll. Sicher müsste sich die 

Finanzierung streng am Verursacherprinzip orientieren. (Martina Munz, Parteipräsidentin 
Schaffhausen) 

Dieses müsste ins Verhältnis zum Energieverbrauch aus Kernenergie gesetzt werden. 

(Thomas Hurter, Nationalrat SH, SVP) 

Durch einen Fonds, der durch die beteiligten Staaten nach dem Verursacherprinzip geäufnet 

wird. (Nihat Tektas, Parteipräsident FDP Schaffhausen) 

Das ist für mich zurzeit keine Frage, die sich stellt. Die Schweiz hat nicht nur einen, sondern 

mehrere geeignete Standorte, an denen man sichere Tiefenlager bauen könnte. Wir haben 

im eigenen Land die Wahl und können damit auch die eigenen, hohen Sicherheitsstandards 

ohne Kompromisse durchsetzen. (Pankraz Freitag, Ständerat GL, FDP, Verwaltungsrats-
präsident Nagra) 

La loi sur l’énergie nucléaire stipule spécifiquement que « Quiconque exploite ou désaffecte 

une installation nucléaire est tenu d’évacuer à ses frais et de manière sûre les déchets ra-

dioactifs produits par elle. ». La question du financement n’est pas différente dans le cas 

d’un dépôt national ou international. (Christophe Darbellay, CVP Schweiz) 

Sinnvollerweise müsste die Finanzierung verursachergerecht, sprich nach Gewicht und An-

zahl der Abfälle erfolgen. Bezüglich der Berechnung fehlen jedoch die dafür notwendigen 

Grundlagen wie auch eine mögliche langfristige Beteiligung insbesondere bei möglichen 

Ausbauten oder Erweiterungen. (Toni Brunner, SVP Schweiz) 
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Eine mögliches Finanzierungsmodell wäre: Beteiligung an den Grundkosten und je nach 

Platzbedarf eines Landes Kosten/Fass (Christian Di Ronco, Parteipräsident CVP Schaff-
hausen) 

Entweder durch eine langjährige Vertragslösung (Abnahmegarantie für die benötigten Volu-

mina) mit der entsprechenden Abgeltung oder aber durch eine gemeinsame internationale 

Trägerschaft der beteiligten Staaten, ev. mit einer gemeinsamen Betriebsgesellschaft. Die 

Staaten müssen auf jeden Fall in der Verantwortung bleiben. (Hannes Germann, Ständerat 
SH, SVP) 

 

Wer müsste Ihrer Meinung nach die Verantwortung eines internationalen Endlagers 
tragen? 

Theoretisch der Betreiber, praktische müsste das der Standortstaat oder die beteiligten Staa-

ten kollektiv tun. Genau das wird aber bei Problemen zu Konflikten führen. (Peter Briner, 
Ständerat SH, FDP) 

Sofern es gelingen würde, ein extraterritoriales Gebiet auszuscheiden, müsste eine unter der 

Aufsicht der UNO stehende Verwaltungsbehörde die Verantwortung übertragen bekommen. 

In ihr müssten die Staaten der Lieferfirmen vertreten sein, nicht die Lieferfirmen selber. 

(Hans-Jürg Fehr, Nationalrat SH, SP) 

Die Frage stellt sich zum jetzigen Zeitpunkt nicht, siehe Antwort auf Frage 2. (SP Schweiz) 

Eine unabhängige Aufsichtsbehörde. Dies wird eine der grössten Herausforderungen eines 

solchen Projektes sein. Die Behörde muss der Sicherheit der Bevölkerung verpflichtet sein 

und nicht den Verursachern (Atomlobby) oder den Staaten, die finanziell in der Pflicht ste-

hen. Die Verstrickung von Nagra – Atomlobby und ENSI zeigt, dass diese saubere Trennung 

schon in der Schweiz nicht möglich ist. (Martina Munz, Parteipräsidentin SP Schaffhau-
sen) 

Antwort für alle drei Fragen: Wie erwähnt sind wir gegen eine Auslagerung der radioaktiven 

Abfälle. Falls sich wider Erwarten eine internationale Lösung ergeben würde, so wäre auf 

jeden Fall der Sicherheitsaspekt zentral. Das Endlager muss höchste Sicherheit garantieren 

können. Finanzierung und Verantwortung müsste zu fairen, gleichen Teilen auf die jeweiligen 

Staaten aufgeteilt werden. (FDP Schweiz) 
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Diese Frage beinhaltet sehr viele Fragen, die so nicht ganz einfach beantwortet werden kön-

nen. Aber grundsätzlich liegt die Verantwortung immer beim Betreiber der Kernenergie. Es 

bedürfte aber bei einem internationalen Endlagers auch eines internationalen Aufsichtsgre-

miums, in dem Vertreter des Standortes und der Lieferanten sitzen. (Thomas Hurter, Natio-
nalrat SH, SVP) 

Die beteiligten Staaten, allenfalls die IAEA. Aber ob dies politisch durchsetzbar ist, wage ich 

zu bezweifeln. (Nihat Tektas, Parteipräsident FDP Schaffhausen) 

Falls man ein internationales Tiefenlager realisieren würde, müsste man idealerweise eine 

übergeordnete Organisation bzw. ein international besetztes Gremium einsetzen. Dieses 

müsste entsprechend den Beteiligungen zusammengesetzt sein und handlungsfähig sein. 

Für mich ist das im Moment aber so weit entfernt, dass ich dazu nicht weiter spekulieren will. 

(Pankraz Freitag, Ständerat GL, FDP, Verwaltungsratspräsident Nagra) 

Cela dépendrait naturellement des pays impliqués dans ces dépôts (pays voisins de la Suis-

se, tous les pays de l’UE, tout le continent européen, etc.). Il n’est donc pas possible à ce 

stade de répondre à cette question. (Christophe Darbellay, CVP Schweiz) 

Es ist klar, dass die Verantwortung diesbezüglich nicht von einem Staat alleine, sondern von 

der internationalen Gemeinschaft getragen werden muss. Dies kann z.B. über ein Konsorti-

um geschehen, bei dem sich alle involvierten Länder zu beteiligen haben. Andererseits könn-

te es aber auch auf bestehenden Strukturen aufbauen, wie beispielsweise die Internationale 

Atomenergie-Organisation (IAEO, engl. IAEA). (Toni Brunner, SVP Schweiz) 

Es müsste eine staatenübergreifende Organisation geschaffen werden, wo alle Staaten 

gleichberechtigt beteiligt sind. Je nach Standort bei der EU oder UNO. (Christian Di Ronco, 
Parteipräsident CVP Schaffhausen) 

Je nach Modell variiert das. Für die Sicherheit des Betriebs muss primär die Standortnation 

sorgen. Für die Restdauer nach der Stilllegung bleiben die Zulieferstaaten in der Verantwor-

tung. Ein einmaliger Ablasshandel käme wohl zu teuer zu stehen. Es mag zwar „ewige Lie-

be“ geben, wohl kaum aber ewige Sicherheit. (Hannes Germann, Ständerat SH, SVP) 
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Was für Konsequenzen, Chancen oder Probleme sehen Sie, wenn die Schweiz als 
bestgeeigneter Standort für ein internationales Endlager (geologisches Tiefenlager) 
festgelegt werden würde? 

Siehe oben. Wir könnten sicher finanzielle Abgeltungen erwarten, würden uns jedoch eine 

sehr hohe Verantwortung aufladen mit sehr viel internationalem Konfliktpotenzial und 

schliesslich noch das Image des Mülleimers. Die Schweiz mit ihrer dichten Besiedlung eignet 

sich schlecht für eine internationale Lösung. Deshalb soll sie das auch nicht von andern for-

dern! (Peter Briner, Ständerat SH, FDP) 

Es kann ausgeschlossen werden, dass die Schweiz der bestgeeignete Standort wäre, dafür 

ist sie viel zu dicht besiedelt und ist ihre Geologie keineswegs optimal. Ein Tiefenlager in der 

Schweiz wird nicht erwogen, weil sich unser Land besonders gut eignet, sondern weil man 

vom Prinzip der nationalen Lösungen ausgeht. (Hans-Jürg Fehr, Nationalrat SH, SP) 

Die Frage stellt sich zum jetzigen Zeitpunkt nicht, siehe Antwort auf Frage 2. (SP Schweiz) 

Es kann gar nicht der Fall sein, dass die Schweiz als bestgeeigneter Standort ausgesucht 

wird. Eine Hauptanforderung für einen Standort ist, dass das Gebiet nur sehr dünn besiedelt 

sein darf. Die Schweiz liegt in Mitten in Europa, einem dicht besiedelten Lebensraum. (Mar-
tina Munz, Parteipräsidentin SP Schaffhausen) 

Genauso wie wir es ablehnen, unsere Abfälle ins Ausland zu bringen, so würden wir uns 

auch gegen eine Lagerung internationaler Abfälle in der Schweiz einsetzen. (FDP Schweiz) 

Ich glaube kaum, dass eines der stärksten besiedelten Gebiete der Welt als bestgeeigneter 

Standort für ein internationales Endlager ausgewählt würde. Wenn dies trotzdem geschehen 

sollte, hat man den soziökonomischen Überlegungen nicht genügend Rechnung getragen. 

Ein internationales Endlager in der Schweiz wäre für die Schweiz keine Chance und würde 

die Attraktivität unseres Wohn- und Lebensraumes massiv beeinträchtigen. (Thomas Hur-
ter, Nationalrat SH, SVP) 

Schwierig zu beantworten, da dies wohl auch geologisch auszuschliessen ist. Aber hypothe-

tisch betrachtet: Probleme wären bei de geographischen Einschränkung (Grösse und Bevöl-

kerungsdichte) zu orten und beim politischen Prozess (Stichwort: direkte Demokratie). Chan-

cen wären allfällige (finanzielle) Abgeltungen der internationalen Staatengemeinschaft. (Ni-
hat Tektas, Parteipräsident FDP Schaffhausen) 
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Mit den gesetzlichen Rahmenbedingungen und unserem heutigen Vorstellungsvermögen ist 

es undenkbar, dass in der Schweiz ein internationales Tiefenlager realisiert werden könnte. 

Ein Vorteil wäre sicherlich, dass man die eigenen Sicherheitsstandards durchsetzen könnte. 

Probleme gäbe es ohne Frage seitens der Akzeptanz in der Bevölkerung. Ein internationales 

Tiefenlager in der Schweiz ist meines Erachtens nicht realisierbar. (Pankraz Freitag, Stän-
derat GL, FDP, Verwaltungsratspräsident Nagra) 

Il n’a jamais été question à ce jour de la possibilité d'évacuer en Suisse des déchets radioac-

tifs étrangers, et la Suisse n’a à ma connaissance reçu aucune demande dans ce sens. Cet-

te question ne se pose donc pas. (Christophe Darbellay, CVP Schweiz) 

Der Opalinuston, welcher in der Schweiz als das ideale Wirtsgestein für die Lagerung der 

radioaktiven Abfälle gilt, ist in seiner Ausdehnung beschränkt. Dies hat natürlich auch Aus-

wirkungen auf die Lagerkapazität.  Für ein internationales Lager würde die Schicht nicht aus-

reichen, insbesondere wenn man bedenkt, dass mit dem Betrieb der bestehenden Kraftwer-

ke und dem Bau neuer Reaktoren noch weiteres radioaktives Material anfallen wird. Die ra-

dioaktiven Abfällen, welche auch ohne Kernenergie jedes Jahr anfallen (aus Medizin, Indust-

rie und Forschung die sogenannten MIF-Abfälle), machen in der Schweiz 25% aus. (Toni 
Brunner, SVP Schweiz) 

Wenn es denn einen möglichen Standort in der Schweiz gäbe, wäre das Platzangebot aus 

meiner Sicht zu klein. (z.B. für ganz Europa zu lagern) (Christian Di Ronco, Parteipräsi-
dent CVP Schaffhausen) 

Eine Deponie für ganz Europa im Herzen von Europa kann ich mir wegen der eingangs ge-

machten Prämissen nicht vorstellen (dichte Besiedlung). Selbst wenn man damit wohl viel 

Geld verdienen könnte, wäre diese Lösung in der Schweiz wohl auch aufgrund der politi-

schen Mehrheitsverhältnisse wohl kaum realisierbar. (Hannes Germann, Ständerat SH, 
SVP) 


